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Die auch im Handelsbetriebe fortſchreitende Arbeitsteilung bringt alle | 
nachteile einer einfeitigen Berufsbildung mit lich; fie erhöht die Gefahr, 
daß dem zum Spezialiſten gewordenen Handelsbefliſſenen die Fähigkeit | 
verloren geht, über die engen Grenzen feiner beſonderen Berufsarbeit | 
j| hinauszublicken und anderen Vorgängen im Handelsleben mit Der- 
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itändnis zu folgen. Die vorliegende Sammlung ftellt fic in den Dienft 
einer Berufsbildung auf allgemeiner „breiter Grundlage. Sie ver⸗ 
mittelt einmal dem jungen Kaufmann die Grundlagen ſicheren Wiſſens 1 
und Könnens; fie führt ihn aber auch tiefer in die Zuſammenhänge 
feiner Berufsarbeit ein. Der ältere, in der praxis erfahrenere Kaufmann 
findet in ihr eingehenden Aufihluß über die verwickelteren Vorgänge 
| feiner kaufmännischen Tätigkeit. Bei der vielgeſtaltigkeit haufmännie | 
ſcher Arbeit wird die Sammlung ihm willkommener Führer und Berater 
bein. Auch dem Studierenden der Handelswiſſenſchaften werden die 
Bände, die Teilgebiete behandeln, Einführung und Orientierung | 
bieten. Die Sammlung wird fortgefetzt, bis alle wichtigeren Gebiete 
kaufmänniſcher Tätigkeit von berufener Seite Darſtellung gefunden 
baben. Durch Reubearbeitungen in neuen Auflagen wird fie ſtets auf 
|| der Höhe der Seit gehalten werden. Gelehrte, Forscher, wie bewährte 
|| Praktiker haben dankenswertermeife ihre Mitarbeit zugeſagt, Der 
berlag hat für Schmuck und gute Ausjtatt Bändchen geſorgt. Sie 
werden die Bücherei jedes Kaufmanns zi niedrige Preis ML 
jedem, auch dem wenig begüterten jn g 
eines mit Sorgfalt zuſammengeſtellt. 
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Die wirtſchaftlichen Intereſſenvertretungen haben heute im deut- 
ſchen Wirtſchaftsleben eine Bedeutung erlangt, an der auch die 
Allgemeinheit nicht mehr achtlos vorübergehen kann. Immer 
weitere Kreiſe ſehen ſich daher gezwungen, ſich mit ihrem Weſen 
und ihren Sielen bekannt zu machen. 

Angeſichts dieſer Tatſache fehlt es bisher leider an einer Dar- 
ſtellung, die eine Orientierung über die geſamten in Frage 
kommenden Derhältnijje geſtattet. Was wir hierüber an Schriften 
beſitzen, ſind Behandlungen einzelner Teile, und auch dieſe ſind 
nach ihrem Umfang, Inhalt und Sweck ſo verſchieoͤen, daß ſich aus 
ihnen ein einheitlicher und vollſtändiger Überblick über das ganze 
Gebiet und die Sujammenhänge der einzelnen Teile nicht gewinnen 
läßt. 

Das vorliegende Buch, entſtanden zunächſt aus Vorleſungen des 
Derfajjers an der Univerſität Köln, ſoll dieſe Lücke ausfüllen. Es 
ſucht demgemäß den geſamten in Betracht kommenden Fragen⸗ 
Komplex einheitlich zur Darſtellung zu bringen, wobei ſowohl auf 

die allgemeine Bedeutung und Entwicklung wie auf die einzelnen 
krten der wirtſchaftlichen Intereſſenvertretungen, bei dieſen ſelbſt⸗ 
Hverſtändlich mit den durch die Rückſicht auf die Überſichtlichkeit 
gebotenen Beſchränkungen, eingegangen iſt. 


M.⸗Gladbach, im Herbſt 1924. 
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1 A. Allgemeines. 


1. Begriff und Bedeutung der wirtſchaftlichen Intereſſen⸗ 
vertretungen. 


Wirtſchaftliche Intereſſen vertretungen find ſelb⸗ 
ſtändige Organiſationen gleichſtrebender Wirtſchaftsglieder zur 
Wahrnehmung gemeinſamer Belange. 

Die Entſtehung ſolcher Organiſationen geht von der Erkennt⸗ 
nis aus, daß jeder wirtſchaftliche Erfolg nicht ausſchließlich von 
der Leiſtung und Tatkraft des einzelnen abhängt, daß er vielmehr 
auch bedingt iſt durch Vorausſetzungen, die nur durch eine Su⸗ 
ſammenarbeit mehrerer geſchaffen werden können. Sind dieſe 
Dorausjegungen jo allgemeiner Art, daß davon alle Wirtjchafts- 
glieder eines Landes in gleicher Weiſe berührt werden — man 
denke nur an die allgemeine Rechtsſicherheit —, dann zählen ſie zu 
den Pflichten des Staates, des Vertreters der Geſamtheit. Sind fie 
aber beſonderer Natur, und gehen ſie daher nur einzelne Wirt⸗ 
ſchaftskreiſe an, die ſie vielleicht noch in verſchiedener, unter Um⸗ 
ſtänden in entgegengeſetzter Weiſe betreffen — ein einzelner Soll, 
ein beſtimmter Verkehrsweg, eine beſondere Geſetzesvorſchrift, eine 
Preis- oder Lohnregelung —, jo fallen ſie nicht oder erſt in zweiter 
Linie unter den Aufgabenkreis des Staates; dann iſt es, wenigſtens 
zunächſt, Sache der beteiligten Wirtſchaftsglieoͤer, der „Intereſſen— 
ten“, die Durchſetzung, die „Vertretung“ ihrer Siele, ihrer 
„Intereſſen“, ſelbſt zu übernehmen. hier iſt alſo die wirtſchaftliche 
Intereſſenvertretung am Platze. 

Je mehr ſich das wirtſchaftliche Leben eines Landes entwickelt, 
je vielſeitigere wirtſchaftliche Intereſſen es damit hervorruft, und 
je mehr ſich dadurch auch Gegenſätze der einzelnen Wirtſchafts⸗ 
gruppen und Wirtſchaftsbezirke bilden, um ſo notwendiger und 
wichtiger werden ſolche Intereſſenvertretungen. Der Staat, der noch 
in Ländern mit niedriger Wirtſchaftsſtufe viel leichter regulierend 
in alle wirtſchaftlichen Verhältniſſe eingreifen kann, muß dann 
mehr und mehr zurückhalten und den Intereſſenten die Initiative 
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überlaſſen. Oft wird er überhaupt erſt ſich auf deren Ent- 
ſchließungen ſtützend ſeine Entſcheidungen treffen können, um ſo 
mehr, als er in einem mit den verſchiedenſten Intereſſen durch⸗ 
wobenen Wirtſchaftsgebiet aus ſich heraus gar nicht mehr in der 
Cage iſt, die Ziele der einzelnen Wirtſchaftskreiſe klar zu erkennen 
und gegeneinander abzuwägen. N 

In allen neuzeitlichen Wirtſchaftsländern haben daher die wirt⸗ 
ſchaftlichen Intereſſenvertretungen eine hervorragende Rolle im 
ganzen öffentlichen Leben zu ſpielen begonnen. Faſt alle großen 
Wirtſchaftsfragen pflegen im weſentlichen durch ſie eingeleitet, vor⸗ 
bereitet oder entſchieden zu werden. Ein Blick auf die Wirtſchafts⸗ 
geſchichte der letzten Jahrzehnte und auf die maßgebenden Wirt⸗ 
ſchaftsprobleme der Gegenwart läßt dies ohne weiteres erkennen. 
Die große Freihandelsbewegung in England in der Mitte des 
vorigen Jahrhunderts iſt ebenſoſehr von wirtſchaftlichen Organi⸗ 
ſationen getragen geweſen wie die ſpätere Schutzzollbewegung in 
Deutſchland. Die ganze wirtſchaftliche Geſetzgebung Deutſchlands 
während des Kaijerreichs, ob ſie den Handelsverkehr, die Sozial⸗ 
politik, die Steuerverhältniſſe oder ein ſonſtiges Gebiet umfaßt 
hat, iſt nicht ohne Mitwirkung berufener Intereſſenvertretungen 
zuſtande gekommen. Im Weltkrieg, der ja überhaupt zum großen 
Teil ein Wirtſchaftskrieg war, und in der Nachkriegszeit hat die 


Wirtſchaft aller vom Krieg berührten Länder unter der dauernden 


Herrſchaft wirtſchaftlicher Organiſationen geſtanden. 

Für den einzelnen können es Fragen von ungeheurer Tragweite 
ſein, die auf dieſem Wege einer Entſcheidung entgegengeführt 
werden. Wenn die Land wirtſchaft durch Zuſammenſchluß einen 
höheren Schutzzoll für ihre Erzeugniſſe durchzuſetzen verſucht, wenn 
die Kohleninduſtrie eine Ermäßigung der Nohlenfrachten erſtrebt, 
wenn ein beſtimmter Produzentenkreis es unternimmt, ſich für 
einen Artikel günſtigere Preiſe und Abſatzbedingungen zu ver⸗ 
ſchaffen, wenn die Arbeitgeberſchaft und Urbeitnehmerſchaft eines Ge⸗ 
werbezweiges um einen Lohnjaß ringen, — jo können von dem Er⸗ 
folg oder Nichterfolg ſolcher Intereſſentenbeſtrebungen ganze wirt⸗ 
ſchaftliche Exiſtenzen abhängen. 

Es iſt naturgemäß, daß bei dieſer Wichtigkeit ſolcher wirtſchaft⸗ 
licher Organiſationen dieſe auch äußerlich immer mehr in die Er⸗ 
ſcheinung treten mußten, und daß ſich bei ihnen auch bald Formen 
herausbilden mußten, die ſich für die erſtrebten Zwecke als 
beſonders geeignet erwieſen. Die wirtſchaftliche Intereſſen⸗ 
vertretung iſt daher heute ſchon zu einem feſten Begriff geworden, 
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der, wenigſtens bei uns in Deutſchland, als allgemein anerkannt 
gelten darf. 

Dieſer Begriff ſetzt voraus, daß gleichſtrebende Wirt: 
ſchaftsglieder vorhanden ſind, die ſich zwecks Wahrnehmung 
gemeinſamer Belange zu einer ſelbſtändigen Organi⸗ 
ſation verbinden. | | 

Das Dorhandenfein gleichſtrebender Wirtſchafts⸗ 
glieder iſt die Grundbeöingung einer wirtſchaftlichen Intereſſen⸗ 
vertretung; es gibt dieſer überhaupt erſt den inneren Gehalt. Nicht 
eine beliebig zuſammengeſetzte Sahl wirtſchaftlicher Einzelglieder ver⸗ 
mag eine ſolche Intereſſenvertretung zu bilden, ſondern nur ein 
Kreis von Intereſſenten mit gleichgerichteten wirtſchaftlichen Sielen. 
Je klarer dieſes Merkmal hervortritt, um ſo wirkſamer wird eine 
wirtſchaftliche Intereſſenvertretung ſein, je weniger es beachtet 
wird, um jo weniger vermag ſich eine ſolche lebensfähig zu er- 
halten. So ſelbſtverſtändlich dies erſcheinen mag, ſo vielfach wird 
doch hiergegen verſtoßen. Immer wieder finden wir Organiſationen, 
die daran zugrunde gehen, daß ſie, im Drange, ihren Tätigkeits- 
bereich möglichſt auszudehnen, den Kreis ihrer Angehörigen wahl- 
los vergrößern, ohne zu bedenken, daß der Gemeinſchaft gleicher 
wirtſchaftlicher Ziele meiſt auch enge Schranken geſetzt find. 

Die Vorausſetzungen freilich, nach denen ſich Wirt⸗ 
ſchaftskreiſe mit gemeinſamen Sielen zu brauch⸗ 
baren Intereſſen vertretungen abgrenzen laſſen, 
können recht verſchieden fein. Das Siel wird hier meiſt den Kreis 
beſtimmen, und da der wirtſchaftlichen Ziele im heutigen Wirt⸗ 
ſchaftsleben unzählige für jedes einzelne Wirtſchaftsglied vorhanden 
ſind, jo kann auch der Kreis der . ſich nach den 
mannigfachſten Erwägungen richten. 


Mer . treten dabei vor allem in den Dorder- 
grund: 


Die örtliche (bezirkliche, territöriäle) Gliederung: Die am 
jelben Ort oder im ſelben Bezirk anſäſſigen Wirtſchaftsglieder 
werden immer wichtige gemeinſame wirtſchaftliche Berührungs⸗ 
punkte haben; man denke nur an Derkehrsfragen, an die Gleichheit 
der Intereſſen der Firmen eines Induſtriebezirks, einer Hafen⸗ 
ſtadt uſw. 

2. Die fachliche Gliederung: Die Zugehörigkeit zum gleichen 
„Fach“, zum gleichen wirtſchaftlichen Berufszweig, zeitigt von ſelbſt 
die mannigfachſten gleichartigen Intereſſen, die z. B. auf dem Ge⸗ 
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biete der Sollgeſetzgebung, der Steuerfragen, der Sozialpolitik oder 
der Bezugs⸗ und Abſatzverhältniſſe liegen können. 

3. Die ſoziale Gliederung: Arbeitgeberfragen auf der einen, 
Arbeitnehmerfragen auf der andern Seite, beide häufig im Kampfe, 
daher, namentlich in der Neuzeit, auf beſondere Vertretung ihrer 
Intereſſen von ſelbſt angewieſen: Arbeitgeberverbände, Ange⸗ 
ſtelltenverbände, Arbeitnehmer⸗Gewerkſchaften. 

4. Die Gliederung nach Art der erſtrebten Siele: Bier er⸗ 
gibt ſich vor allem eine Einteilung in ſolche Intereſſenvertretungen, 
die ſämtliche wirtſchaftliche Belange eines beſtimmten Wirtſchafts⸗ 
kreiſes zu vertreten ſuchen, und in ſolche, die nur beſtimmte Zwecke 
verfolgen wollen. Beide Arten können ihre wirtſchaftliche Berech⸗ 
tigung haben: Ein Kanalverein, ein Verein zur Bekämpfung des 
Sabrikdiebjtahls, ein Verein zur Einführung eines beſtimmten 
Cadenſchluſſes, ein Verband zur Durchführung wichtiger Preis- 
abmachungen können ebenſoſehr einem Bedürfnis entſprechen wie 
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eines Bezirkes oder Gewerbezweiges. 

Im einzelnen können dieſe verſchiedenen Geſichtspunkte der Ab⸗ 
grenzung ſehr oft nebeneinander laufen, wobei aber doch 
in der Regel einer gegenüber den anderen in den Vordergrund tritt. 
Bei den in Deutſchland unter dem Namen von Kammern (Induſtrie⸗ 
und Handelskammern, Landwirtihaftskammern, Handwerkskam⸗ 
mern, Arbeiterkammern) bekannten wirtſchaftlichen Vertretungen iſt 
die bezirkliche Einteilung das vorherrſchende Kennzeichen, bei den 
wirtſchaftlichen Verbänden iſt die fachliche, bei den Arbeitgeber⸗ 
und Arbeitnehmerverbänden die Ei Gliederung ausſchlag⸗ 
gebend. 

Die Derjchiedenartigkeit der Geſichtspunkte, die bei der Ab. i 
grenzung zu gleichartigen Wirtſchaftskreiſen zugrundegelegt werden 
können, führt naturgemäß zu einer großen Mannigfaltig⸗ 
keit der wirtſchaftlichen Intereſſen vertretungen. 
Es fehlt daher auch, wenn man die geſamten wirtſchaftlichen In⸗ 
tereſſenvertretungen eines Landes überblickt, der einheitliche Zu⸗ 
ſammenhang und Aufbau zu einem Geſamtorganismus, wie er 3. B. 
bei behördlichen Organiſationen vorhanden zu ſein pflegt. 

Auch in der Stellung der wirtſchaftlichen Intereſſen⸗ 
vpertretungen zu den einzelnen Wirtſchaftsgliedern 
ermangelt es häufig der Einheitlichkeit. Wir ſehen die Belange 
einer wirtſchaftlichen Einzelperſon meiſt mehrſeitig vertreten; bald 
iſt dieſe in einen bezirklich, bald in einen fachlich, bald in einen ſozial⸗ 
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politiſch abgegrenzten Kreis eingegliedert, hier gehört ſie einer all- 
gemeinwirtſchaftlichen Organiſation an, dort einem nur für ein 
beſonderes Siel geſchaffenen Sweckverband. Man wird dieſe Der- 
ſchiedenartigkeit der Eingruppierung nicht ohne weiteres als einen 
Mangel des Syitems bezeichnen oder in das heute viel geſchmähte 
Kapitel der Überorganiſation verweiſen dürfen, vielmehr wird ſich 
bei näherer Betrachtung meiſt zeigen, daß jede Art der verſchie— 
denen Vertretungen ihre beſondere Bedeutung für das angeſchloſſene 
Wirtſchaftsglied hat, und daß die ſcheinbare Verſchiedenheit nichts 
anderes iſt als ein Spiegelbild unſerer heutigen vielgeſtaltigen 
Volkswirtſchaft. 

Zweck einer wirtſchaftlichen Intereſſenvertretung muß immer die 
Wahrnehmung gemeinſamer (wirtſchaftlicher) Belange 
der zuſammengeſchloſſenen Wirtſchaftskreiſe ſein. Ihr Tätigkeits- 
bereich wird dadurch klar beſtimmt. Nicht erforderlich iſt es alſo, 
daß eine wirtſchaftliche Intereſſenvertretung alle gemeinſamen 
wirtſchaftlichen Belange ihres Intereſſentenkreiſes wahrnimmt. Sie 
kann, wie ſchon an anderer Stelle dargelegt, ihren Zweck ſehr 
wohl auf die Verfolgung eines beſtimmten einzelnen Sieles er⸗ 
ſtrecken, dieſes aber dann wieder nur unter dem Geſichtspunkte der 
gemeinſamen Intereſſen. Immer können daher von ihr nur ſolche 
Forderungen vorgebracht werden, an denen die Geſamtheit der an⸗ 

geſchloſſenen Wirtſchaftsglieder unmittelbar oder mittelbar be⸗ 
teiligt iſt. Wünſche eines einzelnen Mitgliedes dürfen ſie über⸗ 
haupt nur inſoweit berühren, als ſie für die geſamte Gemeinſchaft 
von Bedeutung ſind. Eine wirtſchaftliche Intereſſenvertretung iſt 
nicht Anwalt des einzelnen Mitgliedes, ſondern eine Vertretung 
der Geſamtheit. Natürlich darf dieſer Geſichtspunkt nicht zu eng 
geſtellt werden, wie denn in der Praxis dieſe Frage meiſt keine 
Schwierigkeit bieten wird. Hier wird ſich vielfach zeigen, daß ein 
Anliegen eines einzelnen Mitgliedes mit den Intereſſen der Ge⸗ 
ſamtheit oder der Mehrheit gleichlaufend iſt. Eine Derkehrsver- 
beſſerung 3. B., die zunächſt nur einem Teile eines Wirtſchafts⸗ 
bezirks zugute kommt, wird auch meiſt der Geſamtheit Vorteile 
bringen. 

Auf der anderen Seite iſt es gut, wenn wirtſchaftliche Intereſſen 
vertretungen den Begriff der gemeinſamen Belange der ihnen an⸗ 
geſchloſſenen Einzelglieder auch möglichſt ſtreng an die beſonderen 
Ziele und Aufgaben binden, die gerade ihren Einzelgliedern ent⸗ 
ſprechen. Ein örtlich oder fachlich begrenzter Verein ſoll nicht 
glauben, zu jeder allgemeinwirtſchaftlichen Frage, die ſeine Mit⸗ 
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glieder nur ganz mittelbar berührt, Stellung nehmen zu müſſen. 
Umgekehrt ſoll ſich ein das ganze Reichsgebiet umſchließender 
Zentralverband nicht in die Bearbeitung kleinlicher örtlicher An⸗ 
gelegenheiten verlieren. 

Praktiſch hat ſich in der neueren Seit der Begriff der gemein⸗ 
ſamen Arbeiten bei ſehr vielen wirtſchaftlichen Intereſſenver⸗ 
tretungen dadurch erweitert, daß ſie manche Arbeiten aufgenommen 
haben, die ſonſt das einzelne Mitglied ſelbſt zu leiſten gehabt hat, 
die ſich aber bei Bearbeitung durch eine gemeinſchaftliche Stelle 
ſachgemäßer und koſtenerſparend ausführen laſſen. Dahin gehören 
3. B. die Bearbeitung von Steuerfällen, von Sollanträgen, von 
Frachtſätzen, die Einrichtung von Kurierdienften, von Sammel⸗ 
bureaus uſw. 

Die Arbeitsgebiete, auf denen eine Tätigkeit der wirtſchaft⸗ 
lichen Intereſſenvertretungen auf Grund vorliegender gemeinſamer 
wirtſchaftlicher Intereſſen ſtattfinden kann, ſind heute jo umfang⸗ 
reich und ſo vielgeſtaltig, daß ſich kaum noch Grenzen ziehen laſſen. 
Wie das wirtſchaftliche Leben der Neuzeit in alle anderen Verhält⸗ 
niſſe mehr oder weniger übergreift, jo haben ſich auch die wirt 
ſchaftlichen Vertretungen fortgeſetzt mit Problemen jeder Art zu 
befaſſen, mögen dieſe rein wirtſchaftlicher oder techniſcher Natur 
ſein, mögen fie auf privatrechtlichem oder öffentlich-rechtlichem 
Felde liegen, mögen ſie den Verkehr mit dem Inlande oder mit dem 
Auslande betreffen, mögen ſie durch Geſichtspunkte der Gewinn⸗ 
erzielung hervorgerufen ſein oder durch Rückſichten auf das öffent⸗ 
liche Wohl, die Sozialpolitik, die Dolkserziehung, die Kunſt oder 
Wiſſenſchaft bedingt ſein. 

Dementſprechend pflegt ſich die Arbeit der wirtſchaft⸗ 
lichen Intereſſen vertretungen auch recht verſchie⸗ 
den zu geſtalten, — ſowohl die Urbeit von Intereſſenvertretung 
zu Intereſſenvertretung, wie der einzelnen Vertretung in ſich. Sie 
kann bald auf dieſem, bald auf jenem Gebiet liegen, ſie kann 
großzügigen Aufgaben gewidmet fein oder in emſiger Kleinarbeit 
beſtehen, ſie kann in ihrer Art hier fördernd und helfend, dort ein⸗ 
greifend und hemmend hervortreten, hier vorſtoßend, dort ab- 
wehrend. Immer muß ſie ſich raſch den jeweiligen Verhältniſſen 
anpaſſen. Lebendig wie das wirtſchaftliche Leben ſelbſt muß ſie 
ſich jederzeit einzuſtellen wiſſen. | | 

Die Beweglichkeit, welche das Wirtſchaftsleben von ſeinen 
Intereſſentenvertretungen fordert, verlangt auch eine möglichſte 
Freiheit in deren Organiſation. Eine Schematiſierung unſerer 
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wirtſchaftlichen Intereſſen vertretungen, ihre Eingruppierung in 
einen ſtreng aufgebauten Behördenorganismus, ihre Unter⸗ 
ſtellung unter eine bureaukratiſche Verwaltung würden ſie auch 
in ihrer Tätigkeit ſo einengen, daß ſie ihren Sweck nicht er⸗ 
füllen könnten. Aus dieſem Grunde muß vor allem auch die 
Selbſtändigkeit als unbedingte Vorausſetzung jeder wirtſchaft⸗ 
lichen Intereſſenvertretung bezeichnet werden. 

Das gilt ſowohl nach außen hin wie nach innen. 

Nach außen muß die wirtſchaftliche Intereſſenvertretung unab- 
hängig ſein von jedem ſtörenden Einfluß, der ihre freie Ent⸗ 
ſchließung beeinträchtigen könnte. Eine übergebührliche Kückſicht⸗ 
nahme auf andere Kreiſe muß ihre Catkraft lähmen. Organiſa⸗ 
tionen, die, wie dies auch heute noch in der deutſchen Arbeiter⸗ 
zuſammenſchlußbewegung zu beobachten iſt, ſich weſentlich durch 
politiſche Strömungen oder Parteirichtungen leiten laſſen, verlieren 
ihre eigne Selbſtändigkeit bei rein wirtſchaftlichen Entſcheidungen 
und damit auch den Charakter der wirtſchaftlichen Interejjen- 
vertretung. — Huch dem Staate und den Behörden gegenüber bleibt 
die Selbſtändigkeit ein wichtiges Erfordernis. Es ſpielt dabei keine 
Rolle, daß etwa wirtſchaftliche Intereſſenvertretungen, wie in 
großem Maße in Deutſchland, vom Staate ſelbſt organijiert, jind, 
ins Gewicht fallen muß aber, daß der Staat ihnen nicht die Frei⸗ 
heit der eignen Leitung, Verwaltung und Handlungsfähigkeit 
nimmt; ſonſt könnten ſie nicht mehr als ſelbſtändig auftretende 
f Intereſſenvertretungen gelten. 

Nach innen darf die wirtſchaftliche Intereſſenvertretung nicht 
durch übergroße Abhängigkeit von den angeſchloſſenen Einzel⸗ 
gliedern beengt ſein. Sie muß eine Organiſation eignen Rechts ſein, 
auch in ihrer Stellung zu den angeſchloſſenen Wirtſchaftskreiſen. 

Die Intereſſenten haben wohl in ihrer Geſamtheit einen weit⸗ 
gehenden, ja maßgebenden Einfluß auf die Handlungen und Ent⸗ 
ſchließungen ihrer Intereſſenvertretung, trotzdem bleibt dieſe ſelb— 
ſtändig in ihrem ganzen Auftreten, das ſich nur an die ihr ge⸗ 
gebenen allgemeinen Beſtimmungen (Statut, Satzung, Geſchäfts⸗ 
orönung) zu halten hat. Sie hat ihre eigne Leitung, ihr eignes 
Vermögen, beſtimmt aus ihrem Kreiſe ihren Vorſitzenden und ihre 
ſonſtigen Vertreter, ſtellt ſelbſtändig ihre Beamten an und ſchafft ſich 
überhaupt nach vollem eignen Ermeſſen alle ihre Organe, die, 
wenn auch von den Intereſſenten oder einem beſtimmten Kreis 
der Intereſſenten gewählt, von dem einzelnen unabhängig ſind. 

Ebenſo wie die wirtſchaftliche Intereſſenvertretung ihren In⸗ 
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tereſſenten gegenüber eine ſelbſtändige Organiſation darſtellt, 
greift ſie auf der anderen Seite auch nicht in die 
Selbſtändigkeit der einzelnen Intereſſenten ein. 
Sie verpflichtet dieſe wohl zu gewiſſen Leiſtungen (Beiträgen), zur 
Innehaltung beſtimmter Dorſchriften, läßt ſie aber als ſelbſtändige 
Wirtſchaftsglieder beſtehen. Eine Organiſation, welche die ihr an⸗ 
geſchloſſenen Einzelglieder ganz oder ſoweit in ſich aufnimmt, daß 
dieſe nach außen überhaupt kein Beſtimmungsrecht mehr haben 
(Truſt, Fuſion), fällt nicht mehr unter den Begriff der wirtſchaft⸗ 
lichen Intereſſenvertretung. | 
Die Freiheit und Selbjtändigkeit, welche die wirtſchaftlichen In⸗ 
tereſſenvertretungen in ihrer inneren Organiſation beſitzen, hat 
gleichwohl nicht zu großen Organiſationsunterſchieden 
im einzelnen geführt. Vielmehr zeigt ſich dabei, daß ſich be⸗ 
ſtimmte Grundſätze herausgebildet haben, die auf be⸗ 
währten Erfahrungen beruhen. Das gilt namentlich hinſichtlich der 
Art ihrer Geſchäftsführung. Während, den Anſchauungen ge⸗ 


mäß, die wir von einer Intereſſenvertretung haben, die Leitung 


einem aus dem Kreiſe der Intereſſenten gewählten Dorjigenden 
zu unterſtehen pflegt, wird die Geſchäftsführung in der Regel aus 
Perſonen gebildet, die nicht zu den Intereſſenten gehören, da⸗ 
her gerade auch den Intereſſenten gegenüber unparteiiſch auf⸗ 
treten können. An und für ſich iſt auch bei jeder wirtſchaft⸗ 
lichen Intereſſenvertretung von einiger Bedeutung die Ge⸗ 
ſchäftsführung ſo umfangreich, daß eine bloße ehrenamtliche Wahr⸗ 
nehmung durch einzelne Mitglieder von ſelbſt ausſcheidet. Hier iſt 
mindeſtens ein beruflich tätiger Geſchäftsführer (Syndikus) not⸗ 
wendig, der meiſt noch ein größeres Hilfsperſonal zur Verfügung 
haben muß; bei größeren Organiſationen ſind ſchon ganze Bureaus 
mit durchgebildetem Perſonal erforderlich. Die immer zunehmende 
Bedeutung der wirtſchaftlichen Intereſſenvertretungen hat im 
Laufe der Seit von ſelbſt dazu geführt, daß ſich hierfür ein voll: 

ſtändig neuer Berufsſtand herausgebildet hat. Das gilt beſonders 
von dem Berufe eines die Geſchäfte führenden Syndikus; für 
einen ſolchen iſt naturgemäß heute eine umfangreiche willen 
ſchaftliche (volkswirtſchaftliche, juriſtiſche) Vorbildung und prak⸗ 

tiſche Erfahrung unerläßliche Vorbedingung. Es iſt ſelbſtverſtändlich, 
daß ſich unter dem Einfluß eines ſo vorgebildeten und ſich aus⸗ 
ſchließlich mit den einſchlägigen Arbeiten befaſſenden Stabs von Be⸗ 
amten auch die Tätigkeit und das Anſehen der in Frage kommenden 
wirtſchaftlichen Organiſationen bedeutend gehoben haben. | 


. 
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2. Der Staat und die wirtſchaftlichen Intereſſen vertretungen; 
ſtaatliche und freie Wirtſchaftsvertretungen. 


Das Verhältnis des Staates zu den wirtſchaftlichen Intereſſen⸗ 
vertretungen, das ſchon im vorhergehenden Abſchnitt geſtreift 
worden iſt, wird in erſter Linie bedingt durch ſtaatliche Not- 
wendigkeiten. Die Wirtſchaft iſt heute — wenigſtens bei uns in 
Deutſchland — die wichtigſte Stütze des Staates. Daraus ergibt es 
ſich von ſelbſt, daß der Staat bei faſt allen ſeinen Entſchlüſſen und 
Maßnahmen an eine mehr oder weniger große Kückſichtnahme 
auf die Wirtſchaft gebunden iſt. Das wiederum erfordert eine 
dauernde Fühlungnahme mit der Wirtſchaft, die aber ſein Behörden⸗ 
apparat allein um ſo weniger herzuſtellen vermag, je vielſeitiger 
und je unüberſichtlicher damit für ihn das Wirtſchaftsleben iſt. Hier 
nun ſind die wirtſchaftlichen Intereſſen vertretungen die gegebenen 
Zwiſchenglieder. 

Das auf dieſe Weiſe naturgemäß entſtehende Beſtreben des 
Staates, ſich mit den Wirtſchaftsvertretungen in dauernde Ver⸗ 
bindung zu ſetzen, hat ſchon frühzeitig zu Verſuchen geführt, ſie 
überhaupt zu Staatsorganen zu machen. 

Dieſe Verſuche haben von jeher eine verſchiedenſeitige Beurteilung 
gefunden. 

Auf der einen Seite wird geltend gemacht: Eine Organiſation, 
welche die Intereſſen beſtimmter Kreiſe wahrnehmen will, vermag 
ihre Aufgabe um ſo beſſer durchzuführen, je freier und unab⸗ 
hängiger ſie auftreten kann — auch gegenüber dem Staate; ihre 
Unterſtellung unter ſtaatlichen Swang und ſtaatliche Kontrolle 
wird immer eine gewiſſe Kückſichtnahme auf das Staatsintereſſe 
nach ſich ziehen, die ihrer Wirkſamkeit abträglich ſein kann. 
kluf der anderen Seite wird betont: Auch die Wirtſchaft muß 
ein ſo großes Intereſſe an dauernder enger Fühlungnahme mit 
dem Staat haben, daß für ſie eine unbedingte Notwendigkeit be⸗ 
ſteht, ihre Vertretungen in ſtändige Verbindung mit ihm zu ſetzen, 
was eben nur durch eine gewiſſe Eingliederung oder wenigſtens An- 
gliederung erfolgen kann. 

Beide Auffaſſungen laſſen ſich vertreten, und darum iſt es auch 


von Wert, daß ſie beide in der heutigen Wirtſchaftsorganiſation 


ihre praktiſche Durchführung gefunden haben. 
Das gilt namentlich von der Regelung, die ſich im Laufe der 
letzten Jahrzehnte in Deutſchland durchgeſetzt hat, und die trotz 
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aller neueren Reformverſuche in ihren Grundzügen wahrſcheinlich 
auch in der künftigen Seit beibehalten werden wird. 

Wir kennen in Deutſchland ſowohl freie wie ſtaatlich orga⸗ 
niſierte wirtſchaftliche Intereſſen vertretungen. Die 
einen ſind die freien wirtſchaftlichen Verbände, die an⸗ 
deren die ſich durch den Suſatznamen „Kammern“ (Induſtrie⸗ und 
Handelskammern, Handwerkskammern, Landwirtſchaftskammern) 
kennzeichnenden behördlichen Einrichtungen. Die behörd⸗ 
lichen Organiſationen unterſcheiden ſich von den freien wirtſchaft⸗ 
lichen Verbänden vor allem dadurch, daß fie öffentlich-recht⸗ 
liche Körperſchaften ſind, und daß die Sugehörigkeit zu 
ihrer Organiſation nicht auf freiwilligem Beitritt der 
Intereſſenten beruht, ſondern auf ſtaatlichem 
Swang. 

Der Sugehörigkeitszwang iſt für den Staat eine wichtige Doraus- 
ſetzung. Denn wenn er eine wirtſchaftliche Organiſation als Trä⸗ 
gerin ſtaatlicher Rechte einſetzt, ſo kann er dies nur unter der Be⸗ 
dingung tun, daß ſämtliche Wirtſchaftsglieder des in Frage kom⸗ 
menden Wirtſchaftskreiſes dieſer Organiſation nach beſtimmten, 
der ſtaatsbürgerlichen Gerechtigkeit entſprechenden Grundſätzen an⸗ 
geſchloſſen ſind; andernfalls müßte man ihm den Vorwurf ein- 
ſeitiger Bevorzugung oder Benachteiligung einzelner Teile dieſes 
Wirtſchaftskreiſes machen. Iſt dies aber richtig, ſo bleibt nur der 
Weg der zwangsweiſen Suſammenfaſſung ſämtlicher Beteiligter; 
denn auf freiwilliger Grundlage würde ſich kaum jemals eine reſt⸗ 
loſe Heranziehung aller Wirtſchaftsglieder eines größeren Wirt⸗ 
ſchaftskreiſes herbeiführen laſſen. 

Für die wirtſchaftlichen Intereſſenvertretungen ſelbſt bringt 
dieſer Swang gleichzeitig den nicht zu unterſchätzenden Vorteil, daß 


ſie auf dieſe Weiſe ihre Tätigkeit auf eine viel breitere Grundlage 


ſtellen können, was namentlich auch für ihre Singet . 
Beitragszwang! — von Wichtigkeit iſt. 

Die Notwendigkeit der allgemeinen Zugehörigkeit weiſt auch auf 
den einzig möglichen Weg der Gliederung und des Aufbaues der 
ſtaatlichen Körperſchaften hin: auf die bezirkliche Abgrenzung. 
Nur auf bezirklicher Grundlage iſt es möglich, jedes wirtſchaftliche 
Einzelglied zu einer Organiſation zu erfaſſen und das ganze Wirt⸗ 
ſchaftsgebiet des Staates in umfaſſende und überſichtliche Einzel⸗ 
organiſationen zu zerlegen, deren Belange ſich dann auch wieder 
— was für den Staat natürlich auch von großer Wichtigkeit ſein 
muß — leicht gegeneinander abwägen laſſen. Die bezirkliche Glie⸗ 
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derung ergibt weiter den Vorteil, daß jeder einzelne Intereſſent 
ſeine Wirtſchaftsvertretung in immer leicht erreichbarer Nähe hat, 
daß infolgedejjen auch eine ſtändige enge Fühlungnahme zwiſchen 
Wirtſchaftsvertretung und Intereſſenten ſtattfinden kann. 
Denkbar wäre es ja auch, die fachliche Gliederung als Aus» 
gangspunkt zu wählen, und tatſächlich iſt dies auch ſchon des öf⸗ 
teren in Dorjchlag gebracht worden. Einer ſolchen Gliederung 
ſtehen aber die Bedenken und Schwierigkeiten entgegen, daß es 
faſt unmöglich iſt, das ganze Wirtſchaftsleben auf dieſer Grund⸗ 
lage reſtlos zu erfaſſen und in ſachgemäße und wirkſame Wirt⸗ 
ſchaftsvertretungen einzuteilen. Dahin vorgenommene Derſuche 
werden immer wieder daran ſcheitern, daß bei den vielen Über⸗ 
gängen von einem Wirtſchaftszweig zum andern nie eine rein⸗ 
liche Einteilung jtattfinden kann, daß dann z. B. für viele Spezial: 
betriebe oder gemiſchte Betriebe ſachgemäße Dertretungen nicht 
geſchaffen werden können. Zwar könnte man ein Dorbild einer 
ſolchen fachlichen Einteilung in den Berufsgenoſſenſchaften der Un⸗ 
fallverſicherung finden; aber dieſe ſind nur zu einem ganz beſtimmten 
Zweck gegründet, brauchen ſich alſo auch nur auf eine ganz 
beſtimmte Arbeit, die Unfallentſchädigung, einzuſtellen und auf 
ſonſtige wirtſchaftliche Ziele überhaupt keinen Beoͤacht zu nehmen. 
Solche Berufsgenoſſenſchaften auch zu Trägern von Wirtſchafts⸗ 
vertretungen zu machen, würde außerdem den Suſtand ergeben, 
daß der Staat im weſentlichen nur mit Sentralorganiſationen, die 
ſich über das ganze Reich erſtrecken, zu tun hätte, ſo daß dabei die 
Bedeutung der einzelnen Bezirke gar nicht berückſichtigt würde. 
Gerade aber der bezirkliche Zuſammenhang iſt für Staat und Wirt⸗ 
ſchaft von größtem Wert. — Bezeichnend ſind in dieſer Beziehung 
die Erfahrungen geweſen, die man im Jahre 1920 mit der Bildung 
des „vorläufigen Reichswirtſchaftsrats“ gemacht hat, den man zu⸗ 
nächſt auch im weſentlichen auf fachlicher Grundlage aufbauen 
wollte. Die erſte Zuſammenſetzung ergab hier, daß in dieſe für das 
ganze deutſche Wirtſchaftsleben geſchaffene amtliche Sentralſtelle 
faſt nur in Berlin anſäſſige Perſönlichkeiten gewählt wurden. Wich⸗ 
tige Wirtſchaftsbezirke blieben ganz unberückſichtigt; ſelbſt das 
größte deutſche Wirtſchaftsgebiet, das rheiniſch-weſtfäliſche Kohlen⸗ 
revier, war nur mit einem Mitglied, und zwar auch nicht einmal mit 
einem Unternehmervertreter, ſondern mit einem Arbeitervertreter, 
bedacht. — Endlich ſpricht noch gegen die fachliche Abgrenzung die 
Schwierigkeit, auf dieſe Weiſe wirkſame Intereſſenvertretungen zu 
bilden. Zwei Möglichkeiten kommen dabei in Betracht: Entweder 
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man schafft nur ganz große Süssen a agen 3. B. der geſamten 
Eiſeninduſtrie oder der geſamten Textilinduſtrie, dann können ſich 
dieſe aber bei dem Widerſtreit der zuſammengeſchloſſenen vielen 
Einzelintereſſen nur mit ganz großen wirtſchaftlichen Fragen be⸗ 
ſchäftigen; denn ſonſt entſtände innerhalb der einzelnen Wirtſchafts⸗ 
vertretung ein fortwährender Kampf zwiſchen den Untergruppen, 
alſo in der Eiſeninduſtrie zwiſchen Roheiſenherſtellern und -ver- 
brauchern, in der Textilinduſtrie zwiſchen Spinnern, Webern, Kon- 
fektion, zwiſchen Baumwollinduſtrie, Wollinduſtrie, Seideninduſtrie, 
Leineninduſtrie uſw. Oder man läßt, um dieſen Streit in den Wirt⸗ 
ſchaftsvertretungen ſelbſt zu vermeiden, eine große Anzahl von ganz 
kleinen Gruppierungen entſtehen, dann führt dies zu einer viel 
zu großen Dielgejtaltigkeit und vollſtändigen Unüberſichtlichkeit. 

Alle dieſe Schwierigkeiten und Gefahren treten längſt nicht ſo 
ſtark hervor bei einer bezirklichen Einteilung, die immer genaue 
Abgrenzungen ermöglicht, und die auch auf Grund der vorhandenen 
Wirtſchaftskataſter uſw. die lückenloſe Heranziehung der einzelnen 
Wirtſchaftsglieder ſichert. \ | 

Abgejehen von den Vorſchriften der zwangsweiſen Zugehörigkeit 
aller Wirtſchaftsglieder, find in den deutſchen Geſetzen über die ein⸗ 
zelnen öffentlich-rechtlichen Wirtſchaftsvertretungen keine Beſtim⸗ 
mungen enthalten, die ſo ſcharfe Eingriffe in deren Organiſation 
oder Tätigkeit darſtellen, daß damit ihr Charakter als ſelb⸗ 
ſtändige Intereſſen vertretungen beeinträchtigt werden 
könnte. Im Gegenteil iſt dieſer auch geſetzlich ausdrücklich dadurch 
feſtgelegt, daß ihnen überall die Wahrnehmung der Intereſſen der 
angeſchloſſenen Wirtſchaftskreiſe zur oberſten Pflicht gemacht wird, 
wobei noch erläuternd hinzugefügt zu ſein pflegt, daß ſie insbe⸗ 
ſondere die Behörden in der Förderung der betreffenden Wirt⸗ 
ſchaftskreiſe durch Mitteilungen, Anträge und . zu unter⸗ 
ſtützen haben. | 

Nach einer anderen Richtung hin hat nun aber gerade in Deutſch⸗ 
land die Angliederung wirtſchaftlicher Intereſſenvertretungen an den 
Staatsorganismus zu einem wichtigen Ausbau ihrer Tätigkeit geführt, 
nämlich dadurch, daß der Staat ſie auch mit behördlichen Kuf⸗ 
gaben betraut hat, und zwar vornehmlich mit ſolchen Aufgaben, 


deren Durchführung in der Hand ſachkundiger Organe beſſer ge 


währleiſtet erſcheint als bei den reinen Staatsbehörden. Dahin ge⸗ 
hören die Tätigung von Wahlen oder die Bildung von Kusſchüſſen 
für eine Reihe öffentlicher ämter (Handelsrichter, Derkehrsbeiräte, 
Steuerausſchüſſe uſw.), die Ausübung der Verwaltung oder Aufjicht 
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über gemeinnützige Einrichtungen und Anſtalten (Fachſchulen, 
wiſſenſchaftliche oder techniſche Inſtitute, Börſen), die Vornahme 
von Beeidigungen, die Ausjtellung von Beſcheinigungen für den 
öffentlichen Verkehr uſw. 

Die Verbindung ſolcher behördlicher Aufgaben mit denen der 
reinen Intereſſenvertretung hat ſich immer als vorteilhaft erwieſen, 
ſowohl für den Staat wie für die Intereſſenten wie für die Wirt⸗ 
ſchaftsvertretungen ſelbſt. den Kammern bringt ihre Eigenſchaft als 
Intereſſenvertretung das Vertrauen der Bezirkseingeſeſſenen; ihre 

Eigenſchaft als Staatsbehörde hebt ihr Anſehen und ſichert ihnen 
auch andern amtlichen Stellen gegenüber größeren Einfluß. Gerade 
in den letzten Jahrzehnten iſt durch die Vereinigung dieſer zwie⸗ 
ſpältigen Tätigkeit manche ſegensreiche Arbeit entſtanden. 

Neben dieſen öffentlich-rechtlichen Wirtſchaftsvertretungen ſtehen 
nun, heute gerade auch in Deutſchland mächtig entwickelt, die 
freien wirtſchaftlichen Verbände. Ihre Bedeutung gegen⸗ 
über den ſtaatlich organiſierten Vertretungen liegt zunächſt in der 
viel größeren Beweglichkeit, die ihnen ihre freie Organiſation ge- 
ſtattet. Das Dorhandenfein der ſtaatlichen Organiſationen, deren 
Aufgabenkreis, wie oben dargelegt, vor allem durch den bezirklichen 
Aufbau gegeben iſt, drängt ſie von ſelbſt in eine Tätigkeit, die ſich 
vornehmlich auf die fachliche Vertretung ſtützt. Die Wahrnehmung 
der Belange beſtimmter Gruppen der Induſtrie, des Handels, der 
Candwirtſchaft ſind das Hauptgebiet ihrer Betätigung. Da außer⸗ 
dem die ſtaatlichen Vertretungen nach ihrer ganzen Struktur 
viel mehr auf allgemeine Fragen hingewieſen ſind, bleibt ihnen auch 
in der Bearbeitung von Sonderfragen ein dankbares Arbeitsfeld, 
jo in den Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbänden, in Verbänden, 
die beſondere wirtſchaftliche Zwecke verfolgen (Verkehrsvereine, 
Kanalvereine, Verbände zur Regelung von Abſatzfragen, Preis— 
fragen uſw.). 

So hat ſich von ſelbſt eine Arbeitsteilung zwiſchen beiden Gruppen 
vollzogen, die verhindert, daß unnötige Doppelvertretungen ge- 
ſchaffen werden, die ſich im Gegenteil, wie noch aus den ſpäteren 
Ausführungen hervorgehen wird, ſehr häufig wertvoll ergänzt 
und zu einem für beide Teile fruchtbaren Zuſammengehen führt. 
Es wäre daher auch verkehrt, aus dem Dorhandenjein der einen 
Gruppe auf die Überflüſſigkeit der andern zu ſchließen, oder an⸗ 
zunehmen, daß die eine Gruppe nach und nach die andere verörängen 


8 werde. Wenn z. B. in den 70 er Jahren des vorigen Jahrhunderts 


es von einem führenden Wirtſchaftswiſſenſchaftler ausgeſprochen 
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wurde, daß mit dem Aufkommen der freien wirtſchaftlichen 
Verbände die ſtaatlichen Organiſationen allmählich zur Bedeutungs⸗ 
loſigkeit herabſinken würden, fo hat ſich dieſe Vorausſage ebenſo 
wenig erfüllt, wie die hier und da vertretene gegenteilige Anſicht, 
daß ein Derjtärken des Einfluſſes der ſtaatlichen Organiſationen die 
freien wirtſchaftlichen Verbände überflüſſig machen werde. 


3. Geſchichtliche Entwicklung der wirtſchaftlichen Intereſſen⸗ 
vertretungen in deutſchland. 8 


Die uſammenſchlußbewegungen gleichartiger und gleichſtre⸗ 
bender Wirtſchaftskreiſe haben in der deutſchen Wirtſchaftsgeſchichte 
von jeher eine große Bedeutung gehabt. Im Gegenſatz zu dem 
klaſſiſchen Altertum, bei dem die Wirtſchaft in der Hauptſache auf 
Einzelbetätigung beruhte, fand ſich bei den germaniſchen Völkern 
bereits auf früher Stufe die Neigung zum berufsgenoſſenſchaftlichen 
Suſammenſchluß: Zunächſt hervorgegangen aus dem Bedürfnis zu 
gegenſeitigem Schutz, waren hier ſchon in der Frühzeit die ver⸗ 
ſchiedenſten Genoſſenſchaften vorhanden, die auf dem Lande unter 
dem Einfluß des Lehensweſens und in den aufkommenden Städten 
infolge der Bildung eines kräftigen Bürgertums und Handwerker⸗ 
ſtandes immer größeren Umfang gewannen. Im Mittelalter waren 
es vor allem die Fünfte und Gilden, die für das wirtſchaftliche wie 
überhaupt für das ganze öffentliche Leben von hervorragender 
Wichtigkeit wurden. Die Sünfte und Gilden waren zweifellos ſchon 
ausgeſprochene Intereſſenvertretungen. Urſprünglich auf freier Der- 
einigung beruhend, wurden fie immer mehr in den Kreis der wirt: 
ſchaftlichen Selbjtverwaltung der Städte einbezogen. Damit wurden 
ſie aber auch mehr und mehr zu Swangsorganiſationen, denen 
ſchließlich ihr ſtarres Feſthalten an alten berufsſtändigen Grund⸗ 
ſätzen in der beginnenden neueren Seit zum Verhängnis wurde.“ 


Auch mußte ihr Einfluß in dem Seitalter der abſoluten Monarchie 


ſinken, in dem die Polizeigewalt viel mehr regulierend in das Wirt⸗ 
ſchaftsleben eingriff. Im 17. und 18. Jahrhundert Vasen jie daher 
kaum noch eine größere Rolle. 

Gegen Ende des 18. Jahrhunderts verſchwanden bie wirtſchaft⸗ 
lichen Intereſſenvertretungen faſt ganz aus dem deutſchen Wirt⸗ 
ſchaftsleben. Auf Grund der Ideen der franzöſiſchen Revolution, 
die jede Organiſation der Berufsſtände, ſelbſt die freiwillige, 
grundſätzlich unterdrücken zu müſſen glaubte, kam auch in Deutſch⸗ 
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land eine Strömung auf, die ſich jeder Suſammenſchlußbewegung 
gegenüber feindlich ſtellte. 

Dieſe Strömung verlor ſich allerdings mit Beginn des 19. Jahr— 
hunderts, als die zunehmende Wichtigkeit wirtſchaftlicher Fragen 
auch die Vorteile ſachgemäßer Organiſationen wieder mehr zu er⸗ 
kennen gab. Allerdings zeigten ſich noch in den erſten Jahrzehnten 
dieſes Jahrhunderts nur beſcheidene kKnſätze zu ſolchen Bildungen, 
und auch noch ſpäter waren die vorherrſchenden wirtſchaftspoli— 
tiſchen Anſchauungen, die dem extremen Liberalismus zuneigten, 
der Bewegung nicht förderlich. Man verwarf zwar wirtſchaftliche 
Organiſationen nicht grundſätzlich, wollte ſie aber nur auf freier 
Organiſation zulaſſen. Den ſtaatlichen Wirtſchafts vertretungen mit 
ihrer Swangszugehörigkeit ſtand man daher in vielen Kreiſen 
unmittelbar ablehnend gegenüber. Trotzdem ſetzte ſich der für das 
ganze deutſche Wirtſchaftsleben immer maßgebender werdende 
preußiſche Staat für die Bildung ſolcher Organiſationen ein, die 
in Geſtalt von Handelskammern als amtliche Vertretungen von 
Handel und Induſtrie auf Grund von Vorbildern der franzöſiſchen 
Geſetzgebung ſchon in der erſten Hälfte des Jahrhunderts errichtet 
wurden, immerhin nur da, wo ein überwiegender Teil der Handel- 
und Gewerbetreibenden es verlangte. 
‚ Kam in der zweiten Hälfte des Jahrhunderts auch eine den 

wirtſchaftlichen Organiſationen freundlichere Stimmung auf, ſo 
entwickelten dieſe ſich doch zunächſt nur langſam. Dem preußiſchen 
Beiſpiel der Errichtung von Handelskammern folgten die anderen 
deutſchen Gebietsteile meiſt nur zögernd, und Preußen ſelbſt drängte 
in dieſer Beziehung nicht gerade ſcharf vorwärts. Auch freie wirt— 
ſchaftliche Vereine waren zunächſt nur vereinzelte Erſcheinungen, 


gebildet zudem in der Regel nur für einen Ort oder einen eng- 


begrenzten Bezirk. 
8 Erſt nach 1870 vollzog ſich die Entwicklung raſcher und groß: 
zügiger. Die Gründung des Reiches weitete auch die Siele der deut— 
ſchen Wirtſchaft; fie wurde Hauptträger des deutſchen Einheits 
gedankens; ſie begann ihre Blicke auf den Weltmarkt zu richten. 
Mit ihrem glänzenden Aufitieg und ihrer zunehmenden Der- 
mannigfaltigung vergrößerten ſich auch ihre Bedürfniſſe und Sor- 
derungen. Probleme von ungeheurer Tragweite mußten von ihr 
und für fie gelöſt werden: Der Ausbau eines leiſtungsfähigen und 
Raufkräftigen inneren Marktes, der Abſchluß von Handelsver- 
trägen, die Durchführung einer großangelegten Verkehrspolitik, 
die Bewältigung der ſozialen Frage. Alles dies drängte gebiete- 
2% 
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riſch zum Suſammenſchluß gleichgerichteter Kreiſe, die nun not- 
gedrungen ihre beſonderen Intereſſen in allen dieſen Fragen wahr⸗ 
nehmen mußten. Derjtärkt wurde dieſer Drang noch durch die mit 
der fortſchreitenden Wirtſchaft entſtehenden größeren Gegenſätze 
und durch das mehr und mehr erwachte Selbſtbewußtſein der ein⸗ 
zelnen Wirtſchaftsgruppen und ⸗klaſſen, die nun auch erhöhte An⸗ 
ſprüche auf wirtſchaftliche und politiſche Berückſichtigung jtellten. 

Die jtaatlihen ſowohl wie die freien Wirtſchaftsvertretungen 
erfuhren dadurch eine gewaltige Ausdehnung. Die Handelskammern, 
noch bis in die neunziger Jahre die einzigen Vertreter der jtaat- 
lichen Organiſationen, gewannen durch ihre Tätigkeit und ihren 
Einfluß auf den Staat und das ganze wirtſchaftliche Leben immer. 
höhere Bedeutung. Der Staat ſelbſt feſtigte ihr Anſehen und gab 
ihnen größere Befugniſſe. Ihr Beiſpiel rief noch vor Schluß des 
Jahrhunderts die Errichtung ſtaatlicher handwerkskammern und 
Landwirtſchafts kammern hervor. Nicht weniger entwickelten ſich 
die wirtſchaftlichen Derbände nach Sahl und Umfang. Jeder größere 
wirtſchaftliche Berufszweig erkannte mehr und mehr die Not⸗ 
wendigkeit einer beſonderen Organiſation. Man ſpezialiſierte ſich 
auch nach Sielen und ſchuf auch Verbände, deren Tätigkeit ſich 
vornehmlich auf die Erreichung unmittelbarer praktiſcher Siele 
richtete (Konventionen). Gleichzeitig ſetzte die Zuſammenſchluß⸗ 
bewegung der Verbände unter ſich ein. Die früher meiſt nur für 
einen begrenzten Raum geſchaffenen Fachverbände wurden zu 
großen Bezirks- und Reichsverbänden oder ſtellten mit den andern 
gleichberuflichen Verbänden ein feſtes Kartellverhältnis her. Ebenſo 
begannen die auf gleichartige oder ähnliche Siele eingeſtellten Der- 
bände verſchiedenartiger Gruppen untereinander in Verbindung 
zu treten; auch daraus gingen wieder vielfach Neubildungen her⸗ 
vor. So entſtand der mächtige Sentralverband Deutſcher In⸗ 
duſtrieller vor allem dadurch, daß ſich die rheiniſch-weſtfäliſche 
Kohlen und Eiſeninduſtrie mit der ſüddeutſchen Baumwollinduſtrie 
die Hand reichte. Mit der gegen Schluß des Jahrhunderts immer 
mehr zunehmenden Verſchärfung der Klaſſengegenſätze erſchienen 
auch die Organiſationen der Urbeitnehmer; die Gewerkſchaften 
traten auf den Plan. Das erzeugte bald darauf auf der Gegenſeite 
die Bildung von Arbeitgeberorganiſationen. 

Das erſte Jahrzehnt des neuen Jahrhunderts ſah auf dieſe 
Weiſe ſchon eine große Fülle wirtſchaftlicher Intereſſen vertretungen, 
die zu machtvollen Faktoren des deutſchen Wirtſchaftslebens ge⸗ 
worden waren. f 
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Der Krieg brachte eine weitere Steigerung. Jetzt wurde eine 
weitgehende Umgruppierung des Wirtſchaftslebens zum Zwecke 
einer möglichſt ökonomiſchen Durchführung der Produktion und 
Warenverteilung notwendig. Dazu bedurfte man der fachlichen und 
bezirklichen Organiſationen der Unternehmerſchaft ſowohl wie der 
Arbeiter. Die Regierung zog daher dieſe in großem Maße heran. 
Die Handelskammern, Handwerkskammern und Land irtſchafts⸗ 
kammern mußten eine ſcharfe Überwachungstätigkeit über das ganze 
wirtſchaftliche Leben ausüben, namentlich hinſichtlich der Einſtellung 
zum Heeres⸗ und Hilfsdienſt, der KRohſtoffverſorgung, der Der: 
teilung von Heeresarbeiten, der Streckung der Warenvorräte, der 
Fernhaltung berufsfremöer Elemente aus einzelnen Erwerbszweigen 
und der Geld⸗ und Kapitalverſorgung. An die fachlich organi⸗ 
ſierten verbände trat die große Aufgabe der planmäßigen Um⸗ 
geſtaltung der ganzen deutſchen Produktion für die Swecke des 
Kriegsödienſtes und des inneren Marktes heran. Das führte von 
ſelbſt zu umfangreichen Neuſchöpfungen und weiteren Ausdehnungen 
der Fachverbände und zum Ausbau dieſer Verbände zu Sentral— 


(Keichs⸗) Verbänden, die ſich dann wiederum zu umfaſſenden Spitzen⸗ 


% 


organiſationen der Induſtrie, des Großhandels, des Kleinhandels, 


des Handwerks und der Landwirtichaft zuſammenſchloſſen. 


Nach dem Kriege traten die Organiſationen noch ganz an⸗ 
ders in den Dordergrund. Ihre Mitwirkung wurde in umfang⸗ 
reicher Weiſe in Anſpruch genommen bei der Umſtellung in die 
Friedenstätigkeit und der Wiedereinſtellung der aus dem Felde 
Heimkehrenden. Wenn es gelungen iſt, die deutſche Wirtſchaft in 
dieſer Zeit des härteſten äußeren Druckes, der fortgeſetzten inneren 
Wirren und der vielfachen Machtloſigkeit unſerer Regierung vor 
dem Untergang zu retten, ſo iſt dies in erſter Linie dem tatkräf⸗ 
tigen und zielbewußten Eingreifen der Wirtſchaftsorganiſationen 
zu verdanken. Die vollkommen veränderten Derhältnijje, welche die 
Revolution für die ganze deutſche Wirtſchaft brachte, führten natur: 
gemäß auch zu durchgreifenden Um- und Neugeſtaltungen der wirt⸗ 
ſchaftlichen Intereſſenvertretungen. Beſonders kam jetzt auch der 
Gegenſatz zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern viel ſchärfer 
in die Erſcheinung. Dies wirkte ſich namentlich in einer geſteigerten 
Tätigkeit der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände aus, welche 
von nun ab die Regelung der Lohn- und Arbeitsverhältniſſe im 
Wege von Carifabſchlüſſen in die hand nahmen. Aber auch auf 
allen anderen wirtſchaftlichen Gebieten zwangen die Derhältnijje 
nach dem Kriege zu immer engerem Suſammenſchluß. Sunächſt trug 
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das neu eingeführte parlamentariſche Syſtem zu einer Vermehrung 
und Derjtärkung der wirtſchaftlichen Organiſationen bei, da nun 
immer weitere Kreiſe erkennen mußten, daß ſie ſich bei den maß⸗ 
gebenden politiſchen Parteien nur durch Suſammenſchluß zu 
größeren Gruppen Geltung verſchaffen konnten. Nach gleicher Kich⸗ 
tung wirkte die wirtſchaftliche Not der dem Kriege folgenden 
Jahre. Der ſtarke Rohſtoffmangel und die vielfache Unmög⸗ 
lichkeit, die Warenerzeugung in früherem Umfange wieder auf⸗ 
zunehmen, brachte ſehr viele Wirtſchaftsglieder von ſelbſt auf 
die Bahn gemeinſchaftlicher Arbeiten. Sahlreiche neue Verbände 
entſtanden auf dieſe Weiſe, und häufig trat eine Weiterbildung der 
Fachverbände in Konventionen und Kartelle oder in große Konzerne 
und Intereſſengemeinſchaften ein. Auch die zunehmende Derarmung 
in der Inflationszeit führte den Organiſationen immer weitere 
Kreiſe zu, ſelbſt ſolche, die früher dem Organijationsgedanken ziem⸗ 
lich ferngeſtanden hatten. Neben die Arbeiter und Angeſtellten 
ſtellten ſich nun auch die Beamten als wirtſchaftlich Fordernde. 
Schutzvereinigungen für die verſchiedenſten Arten von Beſitz und 
Einkommen mußten ſich bilden, und ſelbſt die Verbraucherſchaft 
ſuchte auf den verſchiedenſten Gebieten im Wege des Suſammen⸗ 
ſchluſſes ihre Cage zu beſſern. 75 

Es darf nicht Wunder nehmen, daß in dieſer Seit auch manche 
Übertreibungen in der Entwicklung der wirtſchaftlichen Intereſſen⸗ 
vertretungen vorgekommen ſind, und daß auch Gedanken aufkamen 
und viel Anklang fanden, die eine Regelung unſeres ganzen Wirt⸗ 
ſchaftslebens durch eine bis ins einzelne ſyſtematiſch ausgebaute Or⸗ 
ganiſation erſtrebten. Derartige Überſpannungen des Organiſations⸗ 
gedankens konnten aber keinen dauernden Einfluß auf die deutſche 
Wirtſchaft gewinnen; falſch aufgebaute oder überflüſſige wirt⸗ 
ſchaftliche Vertretungen ſind in der Kegel ſchon nach kurzer Seit 
wieder verſchwunden, und theoretiſche Pläne über grundlegende 
Umorganiſationen haben bei der geſunden praktiſchen Denkart 
der maßgebenden Kreiſe unſerer Wirtſchaft keine Überſetzung in 
die Praxis gefunden. | 
4. Die verſchiedenen Arten der in deutſchland beſtehenden 
wirtſchaftlichen Intereſſenvertretungen. 
Verſucht man einen Überblick über die heutigen wirtſchaftlichen 


Intereſſenvertretungen in Deutſchland zu gewinnen, ſo wird man 
ſie zunächſt in die beiden ſchon früher näher erläuterten Gruppen: 
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I. der öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaften und 

II. der (freien) wirtſchaftlichen Derbände 

zerlegen müſſen. 
heide Gruppen find in ihrem Aufbau und in ihren Befugniſſen 
ſo voneinander verſchieden, daß ſie, mögen ſie ſich auch oft in 
ihren Zielen nahekommen oder gegenſeitig enge Berührungspunkte 
haben, immer ſtreng geſchieden werden müſſen. 

Die nachfolgende Einzeldarſtellung wird daher auch ihre Haupt- 
ſcheidung nach dieſen beiden Gruppen vornehmen. 

J. Die Unterteilung der öffentlich-rechtlichen Körper⸗ 
ſchaften ergibt ſich ohne weiteres aus der beſtehenden Geſetz— 
gebung. Wir haben zur Seit in Deutſchland für das ganze Reichs⸗ 
gebiet (belangloſe Ausnahmen brauchen hier nicht mit erwähnt 
zu werden): 

1. Induſtrie- und Handelskammern, 

2. handwerks kammern, 

3. Tandwirtſchafts kammern. 

Getrennt ſind dieſe, wie ihr Name beſagt, nach den drei großen 
Zweigen der deutſchen Wirtſchaft. Gemeinſam iſt ihnen, daß ſie 
Vertretungen der Unternehmer innerhalb ihres Wirt— 
ſchaftszweiges ſind. 

Gegenüber dieſen drei Arten von Unternehmerkammern find 
Arbeitnehmer kammern vorläufig nur vereinzelt errichtet. 
Ihre allgemeine Errichtung, die von den beteiligten Kreiſen erſtrebt 
wird, iſt bisher immer noch an den Schwierigkeiten der praktiſchen 
Ausführung des Gedankens geſcheitert; hierauf wird bei dem in 
Frage kommenden Einzelabſchnitt noch näher eingegangen werden. 

Eine weitere Art von Kammern ſtellt eine in Hamburg errich⸗ 
tete Verbraucherkammer dar, die aber — vgl. darüber auch 
die Einzeldarſtellung — kaum anderweitig Nachahmung finden 
dürfte. 

II. Die wirtſchaftlichen Verbände laſſen ſich nach der 
heutigen Entwicklung in erſter Linie trennen in: 

a) Unternehmerverbände 

b) Arbeitnehmer verbände. 

Dieſe Scheidung läßt ſich bis auf wenige Ausnahmen, wo Unter: 
nehmer und Arbeitnehmer in demſelben Verband vereinigt ſind, 
auch in der Praxis reinlich durchführen. | 

In ſich zeigen ſowohl die Unternehmerverbände wie die Arbeit- 
nehmerverbände wieder hinſichtlich ihrer Organiſation, ihrer Su: 
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ſammenſetzung und ihrer Siele ſo große Verſchiedenheiten, daß ſie 
ſich nur ſchwer in klare Untergruppen zerlegen laſſen. i 

a) Bei den Unternehmerverbänden ergibt ſich die auch 
für die Praxis beſte Unterſcheidung je nach ihren Sielen in: 

1. Verbände, die allgemeine wirtſchaftliche Siele ver- 
folgen. 

2. Verbände, welche die Intereſſen der Arbeitgeber 
gegenüber den Arbeitnehmern wahrnehmen (Arbeitgeberver- 
bände). 

5. Verbände, welche die Erzielung unmittelbarer prak⸗ 
tiſcher Vorteile für ihre Mitglieder bezwecken (Konventionen, 
Kartelle uſw.). 

b) Bei den arbeitnehmerverbänden iſt der Geſichtspunkt 
der Suſammenſetzung der maßgebendite; je nach dieſer ſind lie: 

1. Arbeiterverbände, 

2; Angeftelltenverbände, 

3. Beamtenverbände. 

Die vorſtehende Gliederung wird auch der nachfolgenden Einzel- 
darſtellung als Grundlage dienen. 

Bau bemerken iſt noch, daß gerade in den letzten Jahren in 

Deutſchland auch vielfache Suſammenſchlüſſe zwiſchen verſchieden ge⸗ 
arteten wirtſchaftlichen Intereſſenvertretungen ſtattgefunden haben, 
aus denen dann zum Teil wieder neue Wirtſchaftsvertretungen 
hervorgegangen ſind. Da auch dieſe Entwicklung für Beurteilung 
der heutigen wirtſchaftlichen Intereſſen vertretungen in Deutſch⸗ 
land wichtig iſt, ſind ihr in dieſem Buche beſondere Abſchnitte 
gewidmet. | | | | 


B. Einzeldarſtellung. 
J. Die öffentlich⸗rechtlichen Wirtſchafts vertretungen. 
Allgemeines. | 
Die ſtaatlich organiſierten Intereſſenvertretungen der deutſchen 
Wirtſchaft ſind äußerlich dadurch gekennzeichnet, daß ſie den amt⸗ 
lichen Namen „Kammer“ tragen. Sie find Kör p erſch aften 
des öffentlichen Rechts und haben damit alſo eine ähnliche 


Stellung, wie ſie die Gemeinden, Kirchen ujw. im deutſchen Staats- 
leben haben. | 
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Eine einheitliche Regelung ihrer rechtlichen Verhältniſſe und 
ihrer Eingliederung in den allgemeinen Behördenorganismus gibt 
es bisher in Deutſchland nicht. Die Kammern ſind vielmehr zum 
Teil reichsrechtliche, zum Teil länderrechtliche Ein⸗ 
richtungen, woraus ſich von ſelbſt ſchon eine Reihe von Der- 
ſchiedenheiten ergeben. Die neue Reichsverfaſſung ſieht zwar eine 
grundlegende Umgeſtaltung des bisherigen Redtszujtandes und 
eeinen vollſtändigen einheitlichen Aufbau der Wirtſchaftsver— 

tretungen vor (Artikel 165), bis jetzt haben ſich aber der be- 
abſichtigten Neuregelung ſo viel Schwierigkeiten entgegengeſtellt 
— hierauf wird in dem Schlußabſchnit dieſes Buches noch näher 
eingegangen werden —, daß vorläufig noch nicht abgeſehen werden 
kann, ob und wie die Umgeſtaltung erfolgen wird. 

Zur Seit haben wir, wie ſchon im vorhergehenden Abjchnitt er⸗ 
wähnt, in Deutſchland als allgemein eingerichtete amtliche Wirt- 
ſchaftsvertretungen in der Hauptjahe drei Arten von Kam- 
mern, nämlich die Induſtrie⸗ und Handelskammern (bis 
vor kurzem nur Handelskammern genannt), die handwerks⸗ 
kammern und die Candwirtſchafts kammern. Neben diejen 
beſtehen andere Kammerarten nur ganz vereinzelt, doch dürfte die 
allgemeine Errichtung von Arbeitnehmerkammern eine Frage der 
nächſten Seit ſein. 

Die Herausbildung der einzelnen Arten der beſtehenden und 
vielleicht noch zu ſchaffenden Kammern hängt zum Teil mit der 
geſchichtlichen Entwicklung zuſammen. Man hat zuerſt mit 
der Errichtung von Handelskammern begonnen, und zwar ſchon 
vor mehr als 100 Jahren, damals von dem Geſichtspunkte aus— 
gehend, daß Handel und Induſtrie mit ihren vielſeitigen, beweg⸗ 
lichen und in ſo viel andre Gebiete übergreifenden Intereſſen durch 
einen feſteren Zuſammenſchluß zu einer Tätigkeit befähigt werden 
würden, die auch der Allgemeinheit zugute kommen würde. Bei Hand⸗ 
werk und Landwirtſchaft, die in dieſer Zeit noch viel trägere Maſſen 
darſtellten, hielt man ähnliche Einrichtungen noch nicht für geboten. 
Erſt im letzten Jahrzehnt des neunzehnten Jahrhunderts erkannte 
man mit dem ſchärferen Hervortreten der Handwerkerfrage und der 
Agrarfrage auch für dieſe beioͤen Erwerbszweige eine Notwendig⸗ 
keit an. Bei Errichtung von Handelskammern ebenſo wie von 
Handwerkskammern und Landwirtſchaftskammern ſchwebte aber 
immer nur der Gedanke vor, Vertretungen für die Geſamt⸗ 
belange von Induſtrie und Handel, von Handwerk und pon Land- 
wirtſchaft zu ſchaffen; die Unternehmung als die alle Wirt⸗ 
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ſchaftskreiſe, Unternehmer ſowohl wie Arbeitnehmer umſchließende 
Einheit, ſollte erfaßt werden. Erſt ſeit Beginn des 20. Jahrhunderts, 
als der Gegenſatz zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern ſtärker 
in die Erſcheinung trat, fing man an, bei Handelskammern, Hand⸗ 
werkskammern und Landwirtſchaftskammern mehr den Charakter 
von Unternehmer vertretungen zu betonen, denen gegenüber 
dann auch Arbeitnehmervertretungen gefordert wurden. Dieſe Forde⸗ 
rung iſt ſeitdem immer wieder erhoben, wobei man teils an Arbeit- 
nehmerkammern, teils an getrennte Arbeiter: und Angeſtellten⸗ 
kammern, teils an paritätiſch von Arbeitgebern und Arbeitneh⸗ 
mern beſetzte Arbeitskammern gedadht hat. Hierauf wird an anderer 
Stelle noch näher eingegangen werden 1. 7 

Die geſchichtliche Entwicklung hat es von ſelbſt mit ſich gebracht, 
daß die in der heutigen Seit ſchon allgemein beſtehenden drei Arten 
von Kammern, nämlich die Induſtrie- und Handelskammern, die 
Handwerkskammern und die Landwirtſchaftskammern, ſich nach den 
drei Hauptberufszweigen der deutſchen Wirtſchaft ſcheiden. Es wäre 
natürlich auch denkbar — und es iſt tatſächlich auch des öfteren 
daran gedacht —, ſtatt dieſer Scheidung in drei Hauptgruppen zu⸗ 
ſammenfaſſende Kammern — Wirtſchafts kammern — zu ſchaffen. 
Gegen ſolche Kammern aber ſpricht, daß ſie infolge ihrer breiten 
Grundlage nicht die wirkſame Tätigkeit zu entfalten vermögen wie 
Kammern, die ſich auf einen durch gleichartige Intereſſen gut ver⸗ 
bundenen Berufskreis ſtützen. Es würden ihnen Aufgaben zu⸗ 
gemutet werden, die entweder nur einen Teil der angeſchloſſenen 
Kreiſe berühren und die übrigen Teile gleichgültig laſſen, oder zwar 
alle Kreiſe intereſſieren, dann aber in der Regel einen Widerſtreit 
der Anjchauungen ergeben würden. Gerade gegenüber den großen 
Fragen würde ſie daher eher den Charakter einer Einigungsſtelle 
als einer Intereſſenvertretung tragen. Tatſächlich hat ſich auch das 
bisherige Syſtem, welches die großen Berufszweige beſonders auf⸗ 
treten läßt, recht gut bewährt. 

Daß der bezirkliche Aufbau die einzige Möglichkeit der vollſtän⸗ 
digen ſtaatlichen Organiſierung bietet, iſt ſchon an früherer Stelle 
ausführlich dargelegt. Die Bezirke ſelbſt ſind bei den einzelnen 
Kammerarten nach verſchiedenen Geſichtspunkten eingeteilt; ſie 
halten ſich im weſentlichen an politiſche Grenzen bei den Landwirt- 
ſchaftskammern (in Preußen eine Provinz) und bei den handwerks⸗ 
kammern (in Preußen ein Regierungsbezirk), während ſie bei den 
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Induſtrie⸗ und Handelskammern ausgeſprochen nur der wirtſchaft⸗ 
lichen Entwicklung und Bedeutung der einzelnen Bezirke folgen. 

Die Sugehörigkeit zu einer Kammer iſt geſetzlich geregelt durch 
eine allgemeine Pflicht und ein allgemeines Recht der beteiligten 
Kreiſe, durch die Pflicht, zu den Koſten der Einrichtung bei- 
zutragen, und durch das Recht der Wahl und Wählbarkeit zu der 
Kammer. Die auf Grund dieſes Rechts nach einem beſonderen Statut 
gewählten Vertreter der beteiligten Wirtſchaftskreiſe bilden „die 
Kammer“, alſo die amtliche Organiſation, die im Rahmen des Ge⸗ 
ſetzes und der von ihr ſelbſt aufgeſtellten Geſchäftsoroͤnung jelb- 
ſtändig handelnd auftritt, und zwar, wie ſchon an anderer Stelle 
näher dargelegt !, ſowohl als reine e wie als 
ſtaatliche Behörde. 5 

Wie die Organiſation der verſchiedenen Arten wirtſchaftlicher 
Intereſſenvertretungen durchgeführt iſt, wird ſich aus den nach— 
folgenden Abſchnitten ergeben. Einen Einblick in die Derhältnifje 
jeder einzelnen amtlichen Körperſchaft geſtatten die am Schluß des 
Buches beigegebenen Überſichten. 


1. Induſtrie⸗ und Handelskammern. 


Die amtlichen Vertretungen von Handel und Induſtrie wurden 
bisher durch den Namen „Handelskammern“ gekennzeichnet. 
Dieſe Bezeichnung iſt neuerdings zunächſt in Preußen — andere 
Länder werden wohl folgen — durch den Namen „Induſtrie— 
und handels kammern“ erſetzt worden, und zwar auf Drängen 
der beteiligten Induſtrie- und Handelskreiſe, welche damit vor 
allem der vielfach vorgekommenen falſchen Ausdeutung des 
Namens Handelskammer, als einer Vertretung lediglich des Handels, 
entgegentreten wollen. Mit voller Abſicht iſt bei der neuen Be⸗ 
zeichnung das Wort „Induſtrie“ an erſte Stelle geſetzt, um die 
Bedeutung gerade dieſes Sweiges zu betonen. 

Zum Verſtändnis des Handelskammerweſens in Deutſchland muß 
man auf die geſchichtliche Entwicklung zurückgehen. Schon 
im Mittelalter haben wir in den deutſchen Zünften gewiſſe Dor- 
bilder für den Suſammenſchluß von Gewerbetreibenden, doch können 
dieſe nicht als Vorläufer der heutigen Induſtrie- und Handels— 
kammern angeſehen werden. Die deutſchen Handelskammern gehen 
vielmehr auf franzöſiſche Einrichtungen zurück, und 
bezeichnenderweiſe find ſogar die älteſten deutſchen Handels- 


1 Seite 16 u. fg. 
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kammern durch die franzöſiſche Geſetzgebung ins Leben gerufen 
worden. In Frankreich waren, nachdem die Revolution zunächſt jeden 
Suſammenſchluß von Gewerbetreibenden unterſagt hatte, in der 
Seit des aufkommenden Kaiſerreichs Handelskammern und Ge⸗ 
werbekammern errichtet, nach deren Muſter auch in den durch 
den Frieden zu Luneville am 9. Februar 1801 an Frankreich 
abgetretenen linksrheiniſchen Gebietsteilen ſolche Kammern ge⸗ 
ſchaffen wurden. So entſtanden 1803 und 1804 die Gewerbe⸗ 
kammern in Klachen⸗Burtſcheid, Crefeld, Eupen, Stolberg, Malmeöy 
und Trier und die Handelskammern in Köln und Weſel. Der 
Unterſchied zwiſchen Gewerbekammern und Handelskammern war 
dabei nicht von beſonderer praktiſcher Bedeutung. Dagegen zeigte 
ihre Organiſation Merkmale, die den Begriff der Intereſſen⸗ 
vertretung nicht ſo klar in die Erſcheinung treten laſſen, wie das 


heute bei den deutſchen Kammern der Fall iſt. Ihre Mitglieder 5 


gingen nicht aus allgemeinen Wahlen hervor, ſondern nur aus 
einer beſchränkten Reihe hervorragender Kaufleute; fie wurden 
von einem KAusſchuß und bei den nachfolgenden regelmäßigen all⸗ 
jährlichen Ausſcheidungen ſogar von der Kammer ſelbſt gewählt 
und mußten vom Minijter beſtätigt werden. Der Vorſitzende war der 
Bürgermeiſter oder Präfekt am Sitz der Kammer. Die Koſten wurden 
durch die Gemeinde getragen. Auch nach ihrer Tätigkeit waren die 
Kammern in erſter Linie, ganz im Sinne der napoleoniſchen Po: 
litik, als Staatsorgane gedacht, was unter anderem daraus hervor— 
geht, daß ſie die Drucklegung von Schriftſtücken und Gutachten nur 
mit beſonderer Erlaubnis des Miniſters vornehmen durften. 

Die nachfolgende preußiſche Seit übernahm dieſe Kammern, 
von denen allerdings einzelne ihre Tätigkeit mittlerweile wieder 
eingeſtellt hatten, und ſchuf nach ihrem Vorbild ähnliche Ein⸗ 
richtungen auch für weitere Gebiete. Hierbei aber ſchritt Preußen 
zu einer grundlegenden Neuordnung, die den Gedanken 
der Selbſt verwaltung der Stein⸗-hardenbergiſchen Zeit auch 
für die neugeſchaffenen und umgebildeten Handelskammern zur 
Durchführung brachte. Wahlrecht und Beitragspflicht wurden ver⸗ 
allgemeinert und von der Entrichtung der Handel und Gewerbe er⸗ 
faſſenden Gewerbeſteuer abhängig gemacht; an Stelle des beamteten 
Vorſitzenden trat ein von den Mitgliedern aus ihrer Mitte ge 
wählter Vertreter. Durch dieſe Einführung voller Selbſtverwaltung 


war die Möglichkeit einer freien Entfaltung der Tätigkeit gegeben, 


die ſich für die Folgezeit als außerordentlich ſegensreich erwies 
und daher auch für die Entwicklung der Handelskammern in 
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anderen deutſchen Staaten maßgebend wurde. In der Seit von 
1830 bis 1840 wurden auf dieſe Weiſe 10 weitere Kammern er⸗ 
richtet und auch eine Umbildung der aus der franzöſiſchen Seit 
ſtammenden Kammern nach den neuen Grundſätzen vorgenommen. 
Eine königliche Derorönung vom 11. Februar 1848 brachte 
ſodann allgemeine Grundlinien und ein erleichtertes Verfahren für 
die Errichtung neuer Kammern. Hiernach konnte für jeden Ort 
und Bezirk, der einen bedeutenden Handel oder gewerblichen Der: 
kehr aufzuweiſen hatte, mit königlicher Genehmigung eine Handels 
kammer ins Leben gerufen werden. Dieſe Derorönung hat die 
Bildung neuer Handelskammern in Preußen kräftig gefördert, ſo 
daß in der Seit von 1848 bis 1865 33 neue Kammern errichtet 
wurden. Einen weiteren Aufihwung nahm das Handelskammer 
weſen durch das Geſetz vom 24. Februar 1870, das zunächſt 
die bisherige Verordnung auf die 1866 neu zu Preußen gekommenen 
Landesteile erſtreckte, dann aber auch für die Stellung der Handels⸗ 
kammern dadurch von Bedeutung wurde, daß die Kammern nicht 
mehr in erſter Linie als die Hilfsorgane der vorgeſetzten Provinzial— 
und Sentralbehörden angeſehen, ſondern als die Vertreter der Ge— 
ſamtintereſſen der Handels- und Gewerbetreibenden ihres Bezirks 
bezeichnet wurden. Als ſolche ſollten ſie verpflichtet ſein, zur Unter⸗ 
ſtützung der Behörden durch tatſächliche Mitteilungen, Anträge und 
Gutachten beizutragen; daneben bekamen ſie auch eine Reihe von 
Derwaltungsaufgaben überwieſen. Der Kreis ihrer Tätigkeit 
wurde dann noch erheblich erweitert durch das Handelskammer- 
geſetz vom 19. Auguſt 1897, das überdies auch eine Reihe von 
ſonſtigen wichtigen grundlegenden Beſtimmungen brachte, darunter 
die allgemeine Verleihung der Rechtsfähigkeit an die Kammern. 
Einen den beteiligten Kreiſen keinesfalls genügenden Abſchluß der 
preußiſchen handelskammer⸗Geſetzgebung bildet die Notverord⸗ 
nung vom 1. April 1924, welche vor allem Beſtimmungen über 
Abgrenzungen der Bezirke, über die Huflöſung und Suſammenlegung 
beſtehender Kammern und die Bildung von Sweckverbänden benach— 
barter Kammern vorſieht und auch den Namen Induſtrie- und 
Handelskammern einführt. 

Als eine Eigenart der preußiſchen Handelskammerorganiſation, 
die in früherer Seit mehr als jetzt hervortrat, muß noch vermerkt 
werden, daß es hier für einzelne Bezirke anſtatt der handelskammern 
kaufmänniſche Korporationen gab, (auch 3. B. in Berlin: die 
Alteſten der Kaufmannſchaft). Der Unterſchied dieſer Korporationen 
von den Handelskammern beſtand darin, daß die Zugehörigkeit 
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zu ihnen freiwillig war. Im Laufe der Seit haben fi) alle dieſe 
Korporationen bis auf das Commerzkollegium in Stettin in 
Handelskammern umgewandelt. 5 
Die Preußiſche Handelskammergeſetzgebung iſt im weſentlichen 
auch für die übrigen deutſchen Länder maßgebend ge⸗ 
worden. Abweichungen vom preußiſchen Recht waren früher hier 
und da in größerem Maße vorhanden; fo hatten einzelne Länder 
(unter anderen Bayern, Sachſen und Württemberg) bis zum In⸗ 
krafttreten des Handwerkskammergeſetzes (1898) in den 
„handels- und Gewerbekammern“ eine Suſammenfaſſung 
von Induſtrie- und Handel mit dem Handwerk. Heute iſt das außer⸗ 
preußiſche Recht mehr und mehr dem preußiſchen angeglichen. 
Immerhin muß es als ein Mangel bezeichnet werden, daß es ein 
einheitliches deutſches handelskammerrecht nicht gibt. Die geſchicht⸗ 
liche Entwicklung der Handelskammern hat vielmehr dazu geführt, 
daß die ganze Geſetzgebung den einzelnen Ländern überlaſſen ge⸗ 
blieben iſt, obwohl ſchon die alte Keichsverfaſſung die Beauf⸗ 
ſichtigung und die Geſetzgebung des Reiches ausdrücklich auf die 
Beſtimmungen über Gewerbebetriebe und Handel erſtrecken wollte, 
und obwohl auch die neue Reichsverfaffung die Schaffung beruf⸗ 
licher Vertretungen dem Reiche vorbehalten hat. Heute wird kaum 


noch angenommen werden können, daß das Handelskammerweſen 


entſcheibend vom Reiche geregelt werden wird. Wohl hat man vor 
kurzem ein Reichsrahmengeſetz in Ausficht genommen, deſſen Erlaß 
aber auch noch fraglich bleibt und das im übrigen auch nach dem be⸗ 
kannt gewordenen Entwurf weſentliche änderungen in der Handels⸗ 
kammerorganiſation der einzelnen Länder nicht bedingen würde. 

Don größerer Bedeutung als die hier und da vorkommenden 
rechtlichen Abweichungen iſt es, daß mangels einer einheitlichen 
und großzügigen Geſetzgebung nicht auch über die Bezirke der 
deutſchen Handelskammern in einer Weiſe Verfügungen getroffen 
ſind, welche die Bildung von nur leiſtungsfähigen Kammern gewähr⸗ 
leiſten. Es beſtehen heute infolge der geſchichtlichen Entwicklung 
neben ſehr großen Kammern auch ſolche von außerordentlich 
geringem Umfange, die dementſprechend auch nicht die Mittel zur 
Durchführung zeitgemäßer Aufgaben aufbringen können. Der Der- 


ſuch, hierin einen Wandel zu ſchaffen, zieht ſich durch die ganzen 5 x 


letzten Jahre hindurch, ohne daß man ſich ſeitens der Regierungen 
zu einem durchgreifenden Schritte emporgerungen hat. Aud die 
preußiſche Notverordnung vom 1. April 1924 wird in dieſer Be⸗ 
ziehung wohl nur ein ungenügendes Behelfsmittel bleiben. 
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Wie verſchiedenartig ſich die Induftrie- und Handelskammern auf 
das ganze deutſche Wirtſchaftsgebiet verteilen, geht aus nach— 
folgenden Zuſammenſtellungen hervor: 

Im ganzen Reihe beſtehen nach dem Stande des Jahres 1924 
138 Kammern. Davon entfallen auf Preußen 78, Bayern 9, Sachſen 
5, Württemberg 8, Baden 9, Heſſen 7, Thüringen 11, Oldenburg 2, 
auf Mecklenburg, Braunſchweig, Anhalt, Lippe und Cübeck je 1, auf 
Bremen und Hamburg, woſelbſt auch beſondere Kleinhandels— 
kammern eingerichtet ſind, je 2. Während hiernach Bayern und 
Sachſen verhältnismäßig wenige Kammern aufweiſen, die aber dem- 
entſprechend auch leiſtungsfähig find, iſt die Sahl in den meiſten 
anderen deutſchen Landesteilen, namentlich in Preußen und 
Thüringen, aber auch in Württemberg, Baden und heſſen, über- 
mäßig hoch, ſo daß hier eine Verringerung der Sahl ſicherlich für 
die Geſamttätigkeit der Kammern von Dorteil fein würde. Be⸗ 
ſonders ſtark vertreten ſind die Induſtrie- und Handelskammern 
im rheiniſch⸗weſtfäliſchen Wirtſchaftsbezirk, der mit ſeiner hohen 
wirtſchaftlichen Entwicklung verhältnismäßig früh zur Bildung von 
Mammern geführt hat. Weſtfalen zählt 11, Rheinland ſogar 17 
Kammern; im Rheinland kommen allein auf den Regierungsbezirk 
Düſſeldorf 9 Kammern. 

Schon dieſe Verteilung zeigt, daß die Bezirke räumlich und wirt⸗ 
ſchaftlich recht verſchieden ſind. Nachfolgende Angaben mögen dies 
noch näher zeigen: 

Eine Anzahl von Kammern hat einen Bezirk, der den Umfang 
eines preußiſchen Regierungsbezirks erreicht; andere wieder gehen 
nicht über das Gebiet eines preußiſchen Kreiſes oder einer mittleren 
Stadt hinaus. 

An Einwohnerzahl erreichen etwa 1 Dutzend Kammern eine 
Million, während fait die doppelte Zahl noch unter Hunderttauſend 
bleibt. 

Etwa 20 Kammern verfügen über eine Firmenzahl von mehr 
als 5000, annähernd die gleiche Sahl weiſt aber noch nicht 1000 Firmen 
auf. In Preußen hatten nach amtlicher Ermittlung im Jahre 1918 

weniger als 200 Firmen 4 Handelskammern 
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noch ſchärfer ergibt ſich der Unterſchied bei Dergleihung der wirt- 
ſchaftlichen Stärke auf Grund der ſteuerlichen Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der angeſchloſſenen Firmen, wobei ſich aller⸗ 
dings Vergleiche zwiſchen den einzelnen Ländern mangels einheit⸗ 
licher ſteuerrechtlicher Beſtimmungen nicht ohne weiteres ziehen 
laſſen. In Preußen hatten 1918 ein Gewerbeſteuerſoll von: 

10 — 20000 Mk. ee 

20— 30000 „ M 

50— 100000 „ 13 „5 

100 — 500000 „ 15 " 

500—1000000 „ 28 ie 

über 1000000 „ 7 „ 


Wenn man berückſichtigt, daß die Einnahmen der Kammern, die 
im weſentlichen auf dieſen Gewerbeſteuern zu beruhen pflegen, auf 
etwa 10 bis 20% der angegebenen Steuern angenommen werden 
können, ſo zeigt ſich daraus auch die verſchiedenartige finanzielle 
Unterlage der einzelnen Kammern, von welcher auch ein Kückſchluß 
auf den Umfang ihrer Tätigkeit gezogen worden kann. 

Was die inneren Derhältnijfe der Induſtrie⸗ und 
Handelskammern, ihren Aufbau und ihren Cätigkeitsbereich 
betrifft, ſo ergibt ſich nach heutigem Rechtszuſtand folgendes: a 

Grundlegend bleibt für ſie die bezirkliche Einteilung. Der 
Umfang der Bezirke liegt für die meiſten Kammern ſchon längſt 
feſt, für einzelne wird er noch enoͤgültig geregelt werden. Ins⸗ 
beſondere bietet hierzu in Preußen die Notverordnung vom 1. April 
1924 eine Möglichkeit, da nach dieſer Derorönung die Abgrenzung 
der Bezirke der Anordnung des Miniſters für Handel und Gewerbe 
unterliegt, der auch Auflöſungen und Suſammenlegungen beſtehen⸗ 
der Kammern vornehmen kann. Es ſollen hierbei die wirtſchaft⸗ 
liche Zuſammengehörigkeit und die Eigenart des Bezirks, die 
ſteuerliche Leiſtungsfähigkeit der beitragspflichtigen Firmen und 
das notwendige Streben nach Koſtenerſparnis Berückſichtigung 
finden. Daß aus dieſem Grunde auch Zweckverbände benachbarter 
Handelskammern gebildet werden können, iſt an anderer Stelle 
ſchon angedeutet worden. 

Beitragspflichtig und wahlberechtigt ſind innerhalb 
der gebildeten Bezirke alle in den Handels- oder Genoſſenſchafts⸗ 
regiſtern eingetragenen Kaufleute und Handel treibenden Geſell⸗ 
ſchaften uſw., wozu noch in den meiſten Ländern das Erfordernis 
einer gewiſſen ſteuerlichen Veranlagung (in Preußen zur Gewerbe⸗ 
ſteuer) kommt. 
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Die Wählbarkeit hängt von dem Bejit der Wahlberechtigung 
und einem beſtimmten Alter (meiſt 25 Jahre), in einzelnen Ländern 
auch von dem mehrjährigen ſelbſtändigen Betrieb eines Gewerbes 
ab. Huch Frauen ſind neuerdings wählbar. Vorgeſehen iſt in den 
meiſten Candesgeſetzen auch die Möglichkeit einer Zuwahl von ſolchen 
Perſonen, die früher wahlberechtigt waren, es aber zur Seit nicht 
mehr ſind. Dieſe Suwahl iſt durch die Kammer ſelbſt vorzunehmen. 
In Preußen darf die Sahl ſolcher zugewählter Mitglieder den 
zehnten Teil der Kammermitglieder nicht überſteigen. 

Die Wahl erfolgt durch geheime Abſtimmung. Dabei war früher 

. ein Klaſſenwahl⸗ oder Pluralwahlrecht zuläſſig, während neuer- 
dings nur nach allgemeinem Wahlrecht gewählt werden darf. Doch iſt 
ſeit der ausſchließlichen Zuläſſigkeit des allgemeinen Wahlrechts zur 
Vermeidung von Majoriſierungen großer Firmen oder ganzer Wirt- 
ſchaftsteile durch die meiſt vorhandene Überzahl der kleinen Firmen 
eine Gruppenwahl geſtattet und meiſt auch eingeführt worden. Nach 
dieſem Wahlſyſtem haben die Hauptwirtſchaftsgruppen — Induſtrie, 
Großhandel, Kleinhandel, die nötigenfalls noch in weitere Unter- 
gruppen zerlegt werden —, Anſpruch auf eine ihrer Bedeutung 
entſprechende, durch das vom Miniſter genehmigte Wahlſtatut feſt— 
gelegte Sahl von Vertretern. Dieſe werden ſodann von den Firmen 
der einzelnen Gruppen nach gleichem Stimmrecht gewählt. 

Die Mitglieödſchaft beträgt mehrere (meiſt 6) Jahre, wobei 
von Seit zu Seit ein Teil (alle 2 Jahre ein Drittel) ausſcheidet und 
auf Grund von Ergänzungswahlen erneuert wird. Wiederwahl iſt 
dabei zuläſſig. 

Die Zahl der Mitglieder iſt ſehr verſchieden; bei einzelnen 
großen Kammern geht ſie über 50 hinaus, bei den kleineren 
ſchwankt ſie zwiſchen 10 und 20. 

Der innere Aufbau geſtaltet ſich ſo, daß die Geſamtheit der 
gewählten Mitglieder „die Induſtrie- und Handelskammer“ bildet 
und damit die höchſte Inſtanz bei der ganzen Handelskammer— 
organiſation darſtellt. Alle wichtigen Angelegenheiten unterliegen 
der Beſchlußfaſſung dieſer Geſamtheit, die darüber in öffentlicher 
oder geheimer Sitzung, der „Vollverſammlung“, verhandelt. Sur 
Unterſtützung und Vorbereitung der Vollverſammlung oder zur 
Ausführung beſtimmter Aufgaben werden in der Regel Ausſchüſſe 
gebildet. 

Sur Leitung der Kammer und zu ihrer Derttetung nad 
außen wählt die Dollverfammlung alljährlich aus ihrer Mitte 
einen Dorjigenden und mehrere Stellvertreter. 
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Alle Mitglieder — auch der Dorfigende — führen ihr Amt un⸗ 
entgeltlich als Ehrenamt. 

Sache der Kammer iſt es, für ein ausreichendes und ee Be- 
amtenperſonal zu ſorgen. Je nach der Bedeutung der einzelnen 
Kammern kann dieſes von recht verſchiedener Größe ſein. Meiſt 
ſetzt es ſich zuſammen aus wiſſenſchaftlichen Beamten, mittleren 
Beamten und dem nötigen Bureauperſonal. Der geſchäftsführende Be⸗ 
amte pflegt den Amtstitel „Syndikus“ zu führen; in den meiſten 
Ländern iſt ihm Staatsbeamteneigenſchaft zugeſprochen. 

Maßgebend für die innere Geſtaltung des Dienſtes iſt im übrigen 
die Geſchäftsordnung, welche die Kammer gemäß Geſetz auf⸗ 
zuſtellen hat. 

Die Verleihung der Rechtsfähigkeit ſetzt die Kammer in 
die Lage, ihre Stellung auch nach außen hin noch beſonders zu 
ſtärken, da ſie infolgedeſſen größere Dermögensobjekte (3. B. eigene 
Derwaltungsgebäude, Börſen, Schulen und ſonſtige Einrichtungen) 
erwerben oder unterhalten kann. 

Aufſichtsbehörden find die Handelsminiſterien der einzelnen 
Länder, die unter Umſtänden auch eine Auflöfung verfügen können. 

Die Koſtendeckung erfolgt, ſoweit nicht Gebühren oder ſon⸗ 
ſtige Einnahmen dazu herangezogen werden können, durch Beiträge, 
die gemäß Geſetz erhoben werden, alſo, ähnlich wie Steuern, öffent⸗ 
liche Lajten ſind. In Preußen werden die Koſten aufgebracht durch 
Zuſchlag zur ſtaatlichen Gewerbeſteuer, wobei die Kammern ohne 
weiteres bis 10% erheben dürfen; bei der Erhebung eines höheren 
Satzes iſt miniſterielle Genehmigung notwendig. 

Der Aufgabenkreis der Indujtrie- und Handelskammern er⸗ 
gibt ſich aus ihrer Beſtimmung, wonach fie die Geſamtintereſſen 
der Handel- und Gewerbetreibenden ihres Bezirks wahrzunehmen 
und insbejondere die Behörden in der Förderung des Handels und 
der Gewerbe durch tatſächliche Mitteilungen, Anträge und Gut⸗ 
achten zu unterſtützen haben. Im Rahmen dieſer Beſtimmungen ſind 
ihnen durch Geſetz im Laufe der Jahre eine ganze Menge von 
Sonderaufgaben geſtellt, die ſie fortlaufend zu erfüllen haben. Das 
preußiſche Handelskammergeſetz hebt insbeſondere die Gründung 
und Unterhaltung von Anſtalten, Anlagen und Einrichtungen her⸗ 
vor, welche Förderung von Handel und Gewerbe ſowie die Aus- 
bildung von Gehilfen und Lehrlingen bezwecken, weiter die Her⸗ 
ausgabe von Jahresberichten und ſonſtigen Deröffentlichungen, die 
Aufjiht über Börſen, die öffentliche Anftellung und Vereidigung 
beſtimmter Gewerbetreibender und die Ausſtellung von Urſprungs⸗ 
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zeugniſſen und ſonſtigen Beſcheinigungen für Handel und Induſtrie. 
Huf Grund von anderweitigen geſetzlichen Beſtimmungen haben die 
Induſtrie- und Handelskammern u. a. bei der Führung der öffent- 
lichen Regiſter mitzuwirken, das Ausverkaufswejen zu überwachen, 
die Beſtellung von Reviſoren für Prüfung des Gründungsherganges 
von Aktiengeſellſchaften vorzunehmen und regelmäßig Wahlen für 
eine Reihe wichtiger öffentlicher Ämter zu tätigen, z. B. für Han⸗ 
delsrichter, für Finanzräte, für Landeseiſenbahnräte, Waſſerwirt⸗ 
ſchaftsbeiräte und Waſſerſtraßenbeiräte, Steuerausſchüſſe uſw. Auch 
die neueren Steuergeſetze, die Preistreibereigeſetze, die Vorſchriften 
der Deviſenverordnung und die Beſtimmungen über die Sulaſſung 
zum Handel in beſtimmten . ſehen ihre ausdrückliche Mit⸗ 
wirkung vor. | 


Don Sonderheiten in der ee ein⸗ 
zelner deutſcher Cänder ſoll nur als wichtigeres folgendes 
hervorgehoben werden: 

Bayern hat als bezirkliche Unterteilungen der Handelskammern 
die ſogenannten Bezirksgremien, die hier und da auch wichtige 
Arbeit leiſten, im allgemeinen aber größere Bedeutung nicht ge⸗ 
wonnen haben. Eine weitere Eigenart der bayriſchen Geſetzgebung 
it die Dorjchrift der Bildung von Ungeſtelltenausſchüſſen 
die bei beſonderen die Derhältnijje der Angeſtellten berührenden 
Fragen gehört werden müſſen. Nach den gemachten Erfahrungen 
haben ſich dieſe jedoch nicht ſonderlich bewährt. 

In den Hanjajtädten treten die Kammern noch ſchärfer da— 
durch hervor, daß ſie einen ausgeſprocheneren Behördencharakter 
haben als in anderen Ländern, was zum Teil durch die Übertragung 
großer ſtaatlicher Aufgaben und durch einen Staatszuſchuß zum 
Husdruck kommt. Sodann iſt noch bemerkenswert, daß in Ham⸗ 
burg neben der Handelskammer eine Detailliſten kammer und 
in Bremen neben der Handelskammer eine Kleinhandels⸗ 
kammer beſteht. Dabei iſt übrigens für Bremen die Induſtrie 
nicht an die Handelskammer, ſondern an die Gewerbekammer an- 
geſchloſſen, alſo dort mit dem Handwerk zuſammengefaßt. 

Der in Hamburg und Bremen vorhandene Suſtand einer bejon- 
deren amtlichen Vertretung des Kleinhandels hat auch in 
anderen deutſchen Landesteilen vielfach den Wunſch der Klein- 
händler auf Bildung gleicher Kammern erweckt. Dieſem Wunſche 
haben ſich aber Induſtrie⸗ und Großhandel und auch die Mehrheit 
des Kleinhandels immer mit Erfolg widerſetzt. ee würde 
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auch eine Trennung des Uleinhandels von Induſtrie und Groß⸗ 
handel zu einer unnötigen Serreißung des Wirtſchaftslebens und 
Verſchärfung der vorhandenen Gegenſätze führen. Das wäre um jo 
bedauerlicher, als die einheitliche Behandlung wirtſchaftlicher 
Fragen durch Indͤuſtrie, Großhandel und Kleinhandel innerhalb 
derſelben Kammer ſich bisher als außerordentlich ſegensreich er- 
wieſen hat. An und für ſich ſind auch bei den meiſten großen wirt⸗ 
ſchaftlichen Problemen, 3. B. des Solles, des Verkehrs, der Steuer, 
der Sozialpolitik, die Intereſſen von Großhandel und Kleinhandel 
meiſt völlig gleichartig oder leicht vereinbar. Dazu läßt ſich prak⸗ 

tiſch in vielen Fällen die Trennung zwiſchen Großhandel und Klein- 
handel kaum durchführen, da die Grenzen ſehr flüſſig ſind und in 
den Geſchäften oft beide Teile organiſch miteinander verbunden 
ſind. Für die Kleinhändler haben übrigens dieſe Beſtrebungen auf 
ſtärkere Betonung ihrer Intereſſen inſofern einen wirkſamen Er⸗ 
folg gehabt, als fie ſich infolgedeſſen in den letzten Jahren inner- 
halb der Handelskammern viel mehr durchzuſetzen gewußt haben. 
Dies tritt nicht nur dadurch hervor, daß fie heute eine verhältnis- 
mäßig große Mitgliederzahl zu den Kammern ſtellen, ſondern auch 
dadurch, daß ihnen allgemein beſondere Kleinhandelsausſchüſſe, zu 
denen in der Regel auch Nichthandelskammermitglieder zugezogen 
werden, eingeräumt worden ſind; in Bayern ſind ſolche Klein⸗ 

handelsausſchüſſe ſogar geſetzlich vorgeſchrieben. 

Die Spitzenorganiſation der deutſchen Induſtrie⸗ 

und handels kammern iſt der Deutſche Induſtrie⸗ und 
Handelstag (früher nur Handelstag), der im Jahre 1861 ge- 
gründet iſt. Er beruht auf freiwilliger Grundlage, umfaßt aber alle 
Kammern, auch iſt ſein Einbau in die Geſetzgebung in Ausjicht ge⸗ 
nommen. Sein wichtigſtes Organ iſt die Vollverſammlung, die ſich 
aus allen Kammern mit einem nach deren Bedeutung abgeſtuften 
Stimmrecht zuſammenſetzt. Seine Leitung erfolgt durch einen Dor- 
ſtand. Daneben beſtehen ein Hauptausſchuß und für die wichtigſten 
Behandlungsgebiete auch Unterausſchüſſe. Der Deutſche Induſtrie— 
und Handelstag hat ſeit ſeinem Beſtehen eine außerordentliche um⸗ 
fangreiche und wirkungsvolle Tätigkeit an den Tag gelegt. Seine 
Beſchlüſſe und Kundgebungen, darunter namentlich die Äußerungen 
auf den alljährlichen Dollverfammlungen, gehören ſeit Jahrzehnten 


zu den wichtigſten wirtſchaftlichspolitiſchen Ereigniſſen. Der Deutſche 


Induſtrie- und Handelstag hält ſtändig ein großes Bureau mit 
einem großen Stabe wiſſenſchaftlicher Beamten; er gibt regel⸗ 
‚ mäßig eine Seitjhrift heraus und verſorgt die deutſchen Handels- 


AInduſtrie⸗ und Handelskammern. | 37 


kammern auch ſonſt durch Mitteilungen, Aufklärungen, Be— 
ratungen uſw. fortlaufend mit wichtigen Materialien. | 

Vereinigungen von Handelskammern haben ſich auch für die 
meiſten deutſchen Länder gebildet; jo beſteht ein Landesausſchuß 
preußiſcher Handelskammern, ein bayriſcher, ein ſächſiſcher, ein 
badiſcher, ein heſſiſcher uſw. Handelskammertag. Naturgemäß 
haben dieſe Vereinigungen aber gegenüber dem Deutſchen In— 
duſtrie⸗ und Handelstag nur untergeordnete Bedeutung. 

Zum Schluſſe ſei noch der deutſchen Auslands-Handels- 
kammern gedacht. Unter dem Namen einer deutſchen Handels- 
kammer haben ſich an verſchiedenen Plätzen des Auslands Organi— 
ſationen gebildet, die eine Suſammenfaſſung deutſcher Firmen in 
einem beſtimmten Teile des Auslandes anſtreben. Dieſe Suſammen— 
faſſung ſoll zunächſt wirtſchaftlichen Zwecken dienen, daneben ſpielt 
aber auch die Vertretung des Deutſchtums im Auslande meiſt eine 
Rolle. Es handelt ſich bei dieſen Kammern nicht um geſetzliche 
Einrichtungen, wie ſie die deutſchen Handelskammern darſtellen, 
ſondern um freiwillige Vereinigungen, bei denen infolgedeſſen auch 
der Sugehörigkeitszwang fehlt. Ihre Wirkſamkeit iſt von jeher 
verſchiedenartig beurteilt worden, doch hat ſich zuletzt beſonders 
auch unter den Eindrücken einer im September 1924 in Berlin 
unter Leitung des Deutſchen Induſtrie- und Handelstages ſtatt— 
gefundenen Tagung aller deutſchen Auslands- Handelskammern in 
den deutſchen Induſtrie- und Handelskreiſen eine freundlichere 
Stellungnahme herausgebildet. 

Anſätze zur Bildung ſolcher Auslands- Handelskammern ſind ſchon 
ſeit Jahrzehnten vorhanden geweſen. So wurde 1894 eine ſolche in 
Brüſſel gegründet, die aber ſpäter ihre Tätigkeit mangels geld— 
licher Mittel wieder einſtellen mußte. Auch weitere Derjuche führten 
meiſt zu keinem dauernden Erfolg, erſt in der Nachkriegszeit 
konnten ſich kräftigere Dereinigungen bilden. Gegenwärtig zählt 
man 25 ſolcher Handelskammern (oder ähnlicher Einrichtungen), 
und zwar 6 in Europa (Barcelona, Budapeſt, Helſingfors, Mailand, 
Wien, Sürich), eine in den Vereinigten Staaten (New Vork), 8 in 
Süd⸗ und Mittelamerika (Buenos Aires, havanna, Lima, Mexiko, 
Montevideo, Port au Prince, Rio de Janairo, Dalparaijo) und 11 in 
Alien (Batavia, Canton, Hankau, Harbin, Jokohama, Schanghai, 
Tientſin [2], Tokio, Tſinanfu, Tſingtau). 

Nach gleichem Muſter wie die deutſchen Handelskammern im 
Ausland unterhalten auch mehrere ausländiſche Staaten 
Handelskammern in Deutſchland. So gibt es in ver⸗ 


38 B. Einzeldarſtellung. 


ſchiedenen Städten (Berlin, hamburg, Köln, Düſſeldorf) engliſche, 
franzöſiſche, niederländiſche uſw. Handelskammern, die ebenfalls 
nur freie Vereinigungen jind, ſich aber auch vielfach einer gewiſſen 
Anterſtützung ihrer Länder erfreuen. 


2. Handwerkskammern. 


Im Gegenſatz zu den Induſtrie- und Handelskammern ſind die 
Handwerkskammern verhältnismäßig jungen Datums. Sie ver⸗ 
danken ihr Entſtehen der Novelle zur Reichsgewerbeorönung vom 
26. Juli 1897, beruhen alſo, auch im Gegenſatz zu den Induſtrie⸗ 
und Handelskammern, auf reichsgeſetzlicher Grundlage. In einzelnen 
deutſchen Landesteilen (Bayern, Sachſen) gab es allerdings auch 
ſchon vorher eine Vertretung des Handwerks zuſammen mit In⸗ 
duſtrie und Handel in gemeinſchaftlichen Kammern, den „Handels⸗ 
und Gewerbekammern“, die ſich aber nur ſehr allgemein mit den 
Fragen des Handwerks befaßten. 

Über die Zweckmäßigkeit der Handwerkskammern iſt vor deren 
Errichtung viel geſtritten worden. Ein nicht geringer Teil von 
Wirtſchaftspolitikern ſtand dieſer Einrichtung ablehnend gegenüber. 
Dazu gehörten zunächſt die damals ziemlich zahlreichen Kreiſe, die 
überhaupt nicht mehr an die Lebensfähigkeit des Handwerks 
glaubten und daher auch eine berufliche Vertretung dieſes Wirt⸗ 
ſchaftszweiges nicht für angebracht hielten. Man machte dabei auch 
geltend, daß überhaupt für das Handwerk eine beſondere wirtſchaft⸗ 
liche Organiſation nach dem Muſter der Handelskammern nicht 
notwendig ſei, da das Handwerk nur für örtlichen Bedarf arbeite 
und daher mit all den großen wirtſchaftlichen Fragen des Solles, 
des Verkehrs uſw. kaum in Berührung komme, im Gegenſatz zu dem 8 
Handel, der als der allumfaſſende Teil des Wirtſchaftslebens auch 
das Handwerk mit umſchließe. Erſchwerend trat der Errichtung 
von Handwerkskammern noch entgegen, daß auch bei den Befür- 
wortern ſolcher Kammern große Unklarheit über die Aufgaben 
und Befugniſſe herrſchte, die ihnen zugewieſen werden ſollten. Man 
forderte mit ihnen vielfach die vollſtändige Wiederbelebung der 
früheren Sunftorganiſation mit den ſich daraus für den Handel 
ergebenden weitgehenden Beſchränkungen, was von der Allgemein— 
heit mit Recht abgelehnt wurde. 

Es verdient hervorgehoben zu werden, daß das neue Geſetz ſich 
von dieſen übertriebenen Forderungen vollkommen fern gehalten 
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hat. Gerade dadurch, daß dieſes vielmehr das Handwerk auf prak- 
tiſch erreichbare, mit der neueren Seit im Einklang ſtehende Siele 
hingewieſen hat, iſt auch die Tätigkeit der handwerkskammern für 
das ganze Gewerbe von hervorragender Bedeutung geworden. 

Nach den geſetzlichen Beſtimmungen erfolgt die Errichtung 
von Handwerkskammern durch die TCandeszentralbehörden, 
die auch den Bezirk der Kammern zu beſtimmen haben; es 
können dabei auch mehrere Bundesſtaaten zuſammen eine Kammer 
errichten. Damit iſt das ganze handwerkskammerweſen (im Gegen⸗ 
ſatz zu den Verhältniſſen bei den Induſtrie- und Handelskammern) 
für das ganze Reich bezirklich einheitlich geregelt, ſo daß z. B. in 
Preußen der Bezirk der einzelnen Kammern mit den 1 
bezirken zuſammenfällt. | 

Im ganzen Reich beſtehen zur Seit 69 Handwerks: 
kammern, von denen 32 auf Preußen, 9 auf Bayern, 5 auf 
Sachſen, je 4 auf Württemberg und Baden kommen, während der 
Reſt ſich auf die übrigen Gebiete verteilt. 

Was den Aufbau der Handwerkskammern betrifft, jo iſt es 
von Bedeutung, daß ſie in enge Beziehungen mit den 
Innungen gebracht ſind, deren Verhältniſſe durch die gleiche No— 
velle, welche die Handwerkskammern geſchaffen hat, neu geregelt 
ſind. Ein erheblicher Teil der handwerkskammertätigkeit erſtreckt 
ſich auf die Förderung und Überwachung der Arbeit der Innungen, 
die für die handwerkskammern gleichzeitig auch die Hauptwahl⸗ 
körper bilden. 

Die Sahl der Mitglieder der Handwerkskammer wird 
durch die Satzung beſtimmt. Die Mitglieder werden gewählt: 

1. von den Hand werkerinnungen, und zwar ſowohl von den frei— 
willigen wie von den Swangsinnungen aus der Zahl ihrer Innungs⸗ 
mitglieder, 

2. von denjenigen Gewerbevereinen und ſonſtigen Vereinigungen, 
welche die Förderung der gewerblichen Intereſſen des Handwerks 
verfolgen und mindeſtens zur Hälfte aus Handwerkern beſtehen, aus 
der Sahl ihrer Handwerkermitglieder. 

Hiernach können Handwerker, die nicht einer Innung oder einem 
Gewerbeverein angehören, ſich an der Wahl überhaupt nicht be— 
teiligen, auch nicht gewählt werden. 

Wählbar ſind außerdem nur ſolche Hanoͤwerker, die zum Amt 
eines Schöffen fähig ſind, mindeſtens 30 Jahre alt ſind, mindeſtens 
drei Jahre ein Handwerk im Bezirk betreiben und die Befugnis 
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zur Anleitung von Lehrlingen haben. Daneben kann ſich die Hand⸗ 
werkskammer bis zu einem Fünftel ihrer Mitgliederzahl durch 
Suwahl von ſachverſtändigen Perjonen ergänzen. Die Wahl der 
Mitglieder erfolgt auf 6 Jahre, wobei alle 3 Jahre die Hälfte 
der Gewählten zur Ergänzungswahl jteht. 

Nach geſetzlicher Beſtimmung iſt die handwerkskammer in allen 
wichtigen die Geſamtintereſſen des handwerks oder 
die Intereſſen einzelner Sweige desſelben berührenden Angelegen- 
heiten zu hören. Sie iſt ferner befugt, Deranitaltungen zur För⸗ 
derung der gewerblichen, techniſchen und ſittlichen Ausbildung der 
Meiſter, Geſellen (Gehilfen) und Lehrlinge zu treffen ſowie Fach⸗ 
ſchulen zu errichten und zu unterſtützen. Als beſondere Augen 
werden hierbei noch aufgeſtellt: 

1. die nähere Regelung des Lehrlingsweſens; 

2. die Durchführung der für das Lehrlingsweſen geltenden Dor- 
ſchriften zu überwachen; 

3. die Staats⸗ und Gemeindebehörden in der Förderung des 

Handwerkes durch tatſächliche Mitteilungen und Erſtattung von 
Gutachten über Fragen zu unterſtützen, welche die Verhältniſſe des 
Handwerks berühren; 
4. Wünſche und Anträge, welche die Derhältnijje des Handwerks 
berühren, zu beraten und den Behörden vorzulegen ſowie Jahres— 
berichte über ihre die Verhältniſſe des Handwerkes betreffenden 
Wahrnehmungen zu erſtatten; 

5. die Bildung von Prüfungsausſchüſſen zur Abnahme der Ge— 
ſellenprüfung; 

6. die Bildung von KAusſchüſſen zur Entſcheidung über Beanſtan⸗ 
dungen von Beſchlüſſen der Prüfungsausſchüſſe. 

An der Spitze der Handwerkskammer ſteht ein aus der Mitte 
der Kammer gewählter Vorſtand, welchem nach näherer Be- 
ſtimmung der Satzung die laufende Verwaltung und Geſchäfts⸗ 
führung obliegt. Bejonders wichtigte Angelegenheiten ſind der Be⸗ 
ſchlußfaſſung der Geſamtheit der Handwerkskammer 
unterworfen, wobei namentlich die Wahl des Vorſtandes und der 
Ausſchüſſe, die Feſtſtellung des Haushaltsplanes, die Abgabe von 
Gutachten, der Erlaß von Dorſchriften über Regelung des Lehr: 
lingsweſens und die Wahl des Syndikus, der Staatsbeamteneigen- 
ſchaft hat, hervorgehoben werden. 

Bei der Bildung der Ausſchüſſe iſt die handwerkskammer 
verpflichtet, auch einen Geſellenausſchuß zu errichten, der in 
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Fragen, welche die Derhältnijfe der Geſellen und Lehrlinge be- 
rühren, zu hören iſt. 

Aufjihtsbehörde iſt die höhere Derwaltungsbehörde; fie 
hat auch die Möglichkeit der Auflöſung und Anorönung von Neu— 
wahlen. Don der Aufjichtsbehörde wird auch ein ſtändiger Re- 
gierungskommiſſar geſtellt, der zu jeder Sitzung der Hand- 
werkskammer, ihres Dorjtandes oder ihrer Kusſchüſſe einzuladen 
iſt, dort in die Verhandlungen eingreifen und auch in die Schrift— 
ſtücke der handwerkskammer Einſicht nehmen kann. 

Die Koſten der Handwerkskammer ſind von den Ge— 


meinden des Handwerkskammerbezirks aufzubringen, die ihrer- 


ſeits wieder die Möglichkeit haben, ſie auf die einzelnen Hand 
werksbetriebe umzulegen nach einem Verteilungsmaßſtab, der von. 
der höheren Derwaltungsbehörde zu beſtimmen iſt. 

Die Handwerkskammergeſetzgebung hat durch die Novelle zur 
Gewerbeordnung vom 16. November 1922 inſofern einen wichtigen 
Abſchluß gefunden, als der Deutſche handwerks⸗ und Ge⸗ 
werbekammertag, der bis dahin (ähnlich wie der Deutſche 
Induſtrie⸗ und Handelstag) nur auf freiwilliger Grundlage beruhte, 
nunmehr als geſetzliche Einrichtung anerkannt worden iſt. Ihm liegt 
die Vertretung der gemeinſamen Angelegenheiten der ihm an- 
gehörenden Handwerkskammern ob. Als Organe ſind vorgeſehen 
die Vertreterverſammlung und der Vorſtand. Im übrigen hat er 
ſeine Tätigkeit durch eine Satzung zu regeln; er unterſteht der Auf- 
ſicht des Reichswirtſchaftsminiſters. 

Überſieht man heute die Tätigkeit, welche die handwerks— 
kammern in dem zweieinhalb jahrzehntelangen Seit⸗ 
raum ihres Beſtehens entfaltet haben, ſo wird man 
feſtſtellen müſſen, daß fie eine äußerſt ſegensreiche Wirkſamkeit 
entwickelt haben, und zwar nicht nur für die ihnen unterſtellten 
Kreiſe, ſondern auch für die Allgemeinheit. Wenn das Hand— 
werk in neuerer Seit wieder zu Ehren gekommen iſt, wenn man 
geradezu von einem wiedererſtandenen Handwerk ſprechen kann, 
jo iſt dies nicht zum wenigſten den Hanoͤwerkskammern mit zu 
verdanken. f N 

Praktiſch haben ſie namentlich in erzieheriſcher Weiſe ſehr viel 
geleiſtet. Dies gilt beſonders von dem Gebiet des Lehrlings- 
und Geſellenweſens. Die Schaffung von Muſterverträgen für 
Lehrlinge, die Regelung der Lehrlingszeit in einzelnen Gewerben, 
zum Teil auch die Überwachung der Lehrlingsverhältniffe durch 
Beauftragte, die Einrichtung von Prüfungsausſchüſſen, die tatkräf— 
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tige Unterſtützung von Fach- und Fortbildungsſchulen, die Der: 
anſtaltung von Ausitellungen und Prämiierungen von Lehrlings⸗ 
arbeiten, alles das ſind Arbeiten von hohem Wert geweſen. Wie 
ſtark von den Einrichtungen der Hanoͤwerkskammern auf dieſem 
Gebiete Gebrauch gemacht worden iſt, hat ſchon eine Erhebung des 
Statiſtiſchen Amtes im Jahre 1907 erwieſen, welche feſtſtellte, daß 
in dieſem Jahre bei dem deutſchen Handwerk 12297 Prüfungs⸗ 
ausſchüſſe beſtanden haben, vor denen im Jahre zuvor 50 728 Lehr: 
linge ſich der Prüfung unterzogen haben. 


Der Fortbildung der Geſellen und Meiſter haben 


weiter die von den Handwerkskammern vielfach eingerichteten be⸗ 


lehrenden Vorträge über allgemein wirtſchaftliche Fragen ſowie 


beſondere Meiſterkurſe und Buchführungskurſe gedient; auch dieſe 
haben ſich immer eines ſtarken Suſpruches erfreut. 

Wichtig iſt auch das Suſammenwirken der handwerks⸗ 
kammern mit den Innungen geweſen. Die Innungen haben 
gerade auf Anregung der Handwerkskammern durch engeren Su- 
ſammenſchluß manche wertvolle Allgemeinarbeit geleiſtet; u. a. 
haben ſie Wohlfahrtseinrichtungen, wie Sterbekaſſen, Lehrlings⸗ 
auskunftsitellen, Arbeitsnachweiſe ins Leben gerufen. Welchen Ein⸗ 
fluß überhaupt die ganze handwerkskammergeſetzgebung auf die 


Innungen gehabt hat, ergibt ſich aus der großen Sunahme der 


Innungen in den letzten Jahrzehnten. 1904 beſtanden 10 178 In⸗ 
nungen mit 435599 Mitgliedern, 1921 16 103 mit 747 268 Mit⸗ 
gliedern. Das bedeutet eine Steigerung der Sahl der Innungen 
um 58,2% und der Mitglieder um 64%. Bemerkenswert iſt dabei, 
daß gerade die Swangsinnungen, die gleichzeitig mit der Hand⸗ 
werkskammergeſetzgebung ins Leben gerufen ſind, ſich in dem an⸗ 
gegebenen Seitraum beſonders kräftig entwickelt haben. Ihre Sahl 


betrug 1904 3045 mit 213266 Mitgliedern und 1921 7624 mit 


463 641 Mitgliedern. Nach Sahl find fie alſo um 150,4 %, nach 
Mitgliedern um 117,4% geſtiegen. Man wird heute annehmen 
können, daß etwa 60% der geſamten N in Innungen 
zuſammengeſchloſſen ſind. 

Wie durch dieſe Einwirkung der Hafer eine 
Hebung des ganzen Handwerkerſtandes erfolgt iſt, jo iſt damit auch 
ſeine Teiſtungsfähigkeit geſteigert. Bekannt iſt, daß man in 
den letzten Jahrzehnten vor allem eine Verbeſſerung nach der Ric: 
tung der Qualitätsarbeit im Handwerk hat beobachten können. 
Nach dieſer Richtung wird die Entwicklung wahrſcheinlich 1 0 in 
Zukunft noch weitergehen. 
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5. Landwirtſchaftskammern. 


Huch die Landwirtihaftskammern find eine Einrichtung der 
neueren Seit. Sie ſind auf Grund von Candesgeſetzen errichtet, und 
zwar ziemlich allgemein nach dem Muſter der preußiſchen Geſetz— 
gebung, deren erſtes Geſetz am 30. Juni 1894 erlaſſen wurde, das 
dann ſpäter durch das Geſetz vom 16. Dezember 1920 ergänzt 
und geändert worden iſt. 

Der Gedanke, geſetzliche Swangskörperſchaften für die Candwirt⸗ 
ſchaft zu errichten, fand in der früheren Seit wenig Unklang, 
namentlich auch in der Land wirtſchaft ſelbſt, innerhalb welcher 
beſonders die kleineren Landwirte dem geſetzlichen Swang wider- 
ſtrebten. Man hielt im allgemeinen die beſtehenden vielen landwitt- 
ſchaftlichen Dereine zur Förderung und Vertretung der land wirt— 
ſchaftlichen Intereſſen für ausreichend. Erſt als dieſe Vereine ſich 
größeren Sielen widmen wollten, zeigte ſich ihre Unzulänglichkeit, 
da ihnen, ſolange ſie nur auf freiwilligem Beitritt aufgebaut waren, 
die Möglichkeit der Aufbringung größerer Mittel fehlte. Fördernd 
wirkte für den Gedanken, daß infolge der ganzen politiſchen Der- 
hältniſſe in den neunziger Jahren weite landwirtſchaftliche Kreiſe 
auf eine nachoͤrücklichere Berückſichtigung der Candwirtſchaft dräng- 
ten, und daß man dabei auch nach einer Vertretung ſuchte, die 
eine von den politiſchen Parteien unabhängige Stellung hatte. Die 
Geſetzgebung der einzelnen Länder trat nur zögernd an die Aus= 
führung des Gedankens heran; in Preußen beſtimmte man in dem 
neuen Geſetz, daß Land wirtſchafts kammern erſt nach Anhörung des 
Provinzial⸗Candtages errichtet werden ſollten, und es war bezeich— 
nend, daß ſich bei der erſten Abſtimmung über eine ſolche Errich- 
tung die Provinzial⸗Candtage von Hannover, Weſtfalen und Rhein⸗ 
provinz ablehnend verhielten, eine Stellung, die fie allerdings jehr 
bald änderten. Auf Grund der Abſtimmung der Provinzial-Cand⸗ 
tage wurden in den erſten Jahren nach Erlaß des Geſetzes für jede 
Provinz Preußens eine Land wirtſchaftskammer (für Heſſen⸗NRaſſau 
zwei) durch königliche Verordnung ins Leben gerufen. 1921 wurde 
ferner als Sentralkammer Preußens die Hhauptlandwirtſchafts⸗ 
kammer zu Berlin errichtet, die an Stelle des Verbandes der preu- 
ßiſchen Land wirtſchaftskammern trat. Unter Einrechnung dieſer 
Kammer beträgt die Geſamtzahl für Preußen zur Seit 14. Die an⸗ 
deren deutſchen Länder folgten nach und nach dem Beiſpiel Preußens. 
Bayern bildete 1920 eine (zentrale) Candesbauernkammer und 
8 Kreisbauernkammern, die als Unterteile noch 237 Bezirksbauern⸗ 


44 | B. Einzeldarſtellung. 
kammern haben. In Sachſen beſtehen noch vom Jahre 1848 her als 
kammerähnliche Einrichtung für das ganze Land ein Landeskultur⸗ 
rat in Dresden und als Unterteile 5 Land wirtſchaftliche Kreisver⸗ 
eine; Württemberg, Baden und die meiſten kleineren Länder haben 
je eine Tandwirtſchaftskammer. Für das ganze Reid) errechnet ſich 
die Sahl der Landwirtſchaftskammern und gleichbedeutenden Ein⸗ 
richtungen auf 39. { 

Infolge der ſyſtematiſchen Geſetzgebung der einzelnen Tänder find 
auch die Bezirke der Landwirtſchaftskammern nach großen Ge⸗ 
ſichtspunkten eingeſtellt (in Preußen umfaßt eine Land wirtſchafts⸗ 
kammer in der Regel eine Provinz). 

Nach ihrer geſetzlichen Beſtimmung haben die (preußiſchen) LCand⸗ 
wirtſchaftskammern die Geſamtbelange der Land⸗ und 
Forſtwirtſchaft wahrzunehmen und zu dieſem Swechke alle 
auf die hebung der Lage des ländlichen Grundͤbeſitzes abzielenden 
Einrichtungen, insbejondere die weitere körperſchaftliche Organi⸗ 
ſation des Berufsſtandes der Landwirte und den techniſchen Fort⸗ 
ſchritt der Tandwirtſchaft, zu fördern. Auf dieſem Gebiete liegt 
ihnen auch die Vertretung der Land wirtſchaft bei den Behörden 
und der Geſetzgebung ob, ferner die Mitwirkung bei der Organi⸗ 
ſation des ländlichen Kredits, der Schaffung von Einrichtungen 
zur techniſchen Förderung der Landwirtſchaft, der weiteren Aus- 
bildung des landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaftsweſens und der Der- 
waltung von Produktenbörſen und Märkten, ſoweit ſie für land⸗ 
wirtſchaftliche Erzeugniſſe in Frage kommen. 

Die innere Organiſation iſt in der Hauptjade , en 
Satzungen überlaſſen, welche nach Geſetz aufgeſtellt werden müſſen. 
Nach den preußiſchen Vorſchriften müſſen die Satzungen Beſtim⸗ 
mungen enthalten über: 


1. den Sitz der Land wirtſchaftskammer, 


2. das nach dem Grundoͤſteuerreinertrage anzugebende Mindeſt⸗ 
maß des zum paſſiven Wahlrecht berechtigenden Grundbeſitzes, 


3. die Sahl der Mitglieder und 5 Verteilung auf die Wahl⸗ 55 


kreiſe, 

4. die Reihenfolge des Husſcheidens der Mitglieder, 

5. die für die e ehen erforderliche Sahl der Mit- 
glieder, 

6. die Wahl und die Suſammenſetzung des Vorſtandes, die Be- 
fugniſſe des Vorſtandes und des Vorſitzenden, 
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7. die Form für die Legitimation des Vorſtandes und jeiner 
Mitglieder, 

8. die Dorausfegungen und die Form für die Suſammen— 
berufung der Land wirtſchaftskammer, 

9. die Bezeichnung der Gegenſtände, welche der Beſchlußfaſſung 
der Land wirtſchaftskammer vorbehalten bleiben, 

10. die Form der Bekanntmachungen, 

11. das Verfahren bei Änderungen der Satzungen. 

Für die Wahl iſt in Preußen durch das neue Geſetz vom 16. De— 
zember 1920 beſtimmt, daß die Mitglieder in unmittelbarer und 
geheimer Wahl nach dem Grundͤſatze der Verhältniswahl gewählt 
werden müſſen. Auch Frauen ſind zugelaſſen. Die Wahlberechtigung 
iſt an die Vollendung des 20. Lebensjahres, den Beſitz der bürger— 
lichen Ehrenrechte und einen Zeitraum von mindeſtens einem Jahr 
in der zur Wahl berechtigenden Tätigkeit geknüpft. Alle Wahl⸗ 
berechtigten haben dabei gleiches Stimmrecht. N 

Eine beſondere Schwierigkeit bietet die Abgrenzung der 
Wahlberechtigung. Es iſt klar, daß nicht alle diejenigen als 
Landwirte zu betrachten find, welche einen, wenn auch noch ſo 
kleinen Flecken Tandes bebauen. Daher legte das frühere Geſetz 
bei der Zulaſſung zur Wahl den Begriff der Bewirtſchaftung einer 
ſelbſtändigen Ackernahrung zugrunde. Das neue Geſetz hat eine an- 
dere Einteilung geſchaffen, indem es beſtimmt, daß der Wahlberech— 
tigte als Eigentümer, Nutznießer oder Pächter land- und forſtwirt⸗ 
ſchaftlich genutzter Grunoͤſtücke die Landwirtſchaft im Hauptberufe 
ausüben muß. Übt er dieſe Tätigkeit im Nebenberuf aus, ſo muß 
ſie über Befriedigung des eigenen hauswirtſchaftlichen Bedürfniſſes 
hinausgehen. 

Für die Wählbarkeit iſt Vorausſetzung die Vollendung des 
25. Lebensjahres und eine Aufenthaltszeit von mindeſtens einem 
Jahr innerhalb des Kammerbezirks. Außerdem können aber auch 
ehemalige Eigentümer, Nutznießer oder Pächter gewählt werden, 
wenn ſie mindeſtens 15 Jahre innerhalb eines Kammerbezirks 
wählbar geweſen ſind. Wahlbezirke ſind die Kreiſe, von denen 
unter Umſtänden mehrere zu einem Bezirk zuſammengefaßt werden 
können. In jedem Wahlbezirke ſind mindeſtens zwei Mitglieder zu 
wählen. Die Wahl erfolgt auf ſechs Jahre. Alle 3 Jahre ſcheidet 
die hälfte aus und iſt durch eine Ergänzungswahl neu zu wählen. 

Außerdem iſt den Kammern eine Suwahlpflicht auferlegt, 
und zwar muß auf je volle 10 Mitglieder ein weiteres Mitglied 
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durch die Kammer gewählt werden. Die Sugewählten müſſen zu 
einem Drittel aus den im Kammerbezirk tätigen Landfrauen, zu 
einem Drittel aus den vorhandenen Organiſationen der landwirt- 
ſchaftlichen Betriebsbeamten und der Fachlehrer, zu einem Drittel 
aus der Sahl der Dorjteher der landwirtſchaftlichen Genoſſen⸗ 
ſchaften oder ſonſtiger um die Landwirtſchaft verdienter Perſön⸗ 
lichkeiten entnommen werden, wobei die in Frage kommende Bas 
organijation gehört werden, muß, 

Die Landwirtſchaftskammern werden durch den Vorſitzenden 
vertreten, der alle drei Jahre gewählt wird. Er bildet mit min⸗ 
deſtens rei weiteren Mitgliedern den Dorjtand. 

Die Vollſitzungen find öffentlich, doch iſt auch geheime Der: 
handlung geſtattet. Die Niederſchrift über die Verhandlungen muß 
dem Miniſter eingereicht werden. Die Tagesordnung von Doll- 
ſitzungen iſt rechtzeitig dem Oberpräſidenten und dem Miniſter mit⸗ 
zuteilen, die ſich auch in der Sitzung vertreten laſſen können. Dem 
Vertreter der Staatsregierung iſt jederzeit das Wort zu geſtatten. 

Infolge der großen Ausdehnung der Bezirke können Vollver⸗ 
ſammlungen nur in verhältnismäßig beſchränkter Sahl abgehalten 
werden. Dementſprechend gewinnen die Kusſchüſſe, die für be⸗ 
ſtimmte Aufgaben eingeſetzt und fachlich oder bezirklich gegliedert 
ſind, für die Organiſation der Landwirtſchaftskammern eine be⸗ 
ſondere Bedeutung. 5 

Dieje iſt noch dadurch geſteigert worden, daß die Ausſchüſſe 
zum großen Teil die Aufgaben übernommen haben, welche 
früher von den landwirtſchaftlichen Kreisvereinen geleiſtet worden 
ſind. Auf dieſe Weiſe wird auch eine enge Fühlung mit den Bezirks⸗ 
eingeſeſſenen hergeſtellt. 

Die Koſten zu den Landwirtſchaftskammern werden auf An- 
weiſung des Regierungspräſidenten durch die Gemeinden und Guts⸗ 
bezirke von den Wahlberechtigten erhoben, wobei als Maßſtab der 
Grundſteuerreinertrag angenommen wird. 

Das ſtaatliche Kufſichtsrecht über die Landwirtſchafts⸗ 
kammern wird durch die Candwirtſchaftsminiſter der einzelnen 
Cänder ausgeübt. 

Die Spitzen vertretung der deutſchen Land wirtſchafts⸗ 
kammern iſt der Deutſche Candwirtſchaftsrat, der ſchon 1872 als 
Sentralitelle für die landwirtſchaftlichen Intereſſen gegründet und, 
wenn auch auf freiwilliger Grundlage beſtehend, von der Regierung 
als ſolche anerkannt worden iſt. 

Die deutſchen Landwirtſchaftskammern haben in ben drei Jahr⸗ 
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zehnten ihres Beſtehens eine äußerſt wirkſame Tätigkeit 
entfaltet. Neben der Förderung des landwirtſchaftlichen Schul- 
weſens und land wirtſchaftlichen Genoſſenſchaftsweſens muß nament— 
lich ihre Einwirkung auf die techniſche Derbefjerung der Landwirt- 
ſchaft erwähnt werden. Durch Errichtung von land wirtſchaftlichen 
Verſuchsſtationen, von chemiſch⸗techniſchen Laboratorien zur Unter- 
ſuchung land wirtſchaftlicher Stoffe und Hilfsſtoffe, durch belehrende 
Vorträge, Lehrkurſe und Ausitellungen, durch Anregungen auf Der: 
beſſerungen der Bodenkultur, des Saatgutes und der Tierzucht uſw. 
haben ſie mit zu einer gewaltigen Steigerung des land wirtſchaft⸗ 
lichen Ertrages beigetragen. Daneben muß auch ihre umfangreiche 
Arbeit zur Wahrnehmung der land wirtſchaftlichen Belange auf den 
verſchiedenſten Wirtſchaftsgebieten, beſonders in der Kriegs- und 
Nachkriegszeit, gebührend hervorgehoben werden. 


4. Arbeitnehmerkammern. 


Der Gedanke, in Deutſchland allgemein Arbeitnehmer- 
kammern zu errichten, it ſchon vor dem Kriege zeitweiſe 
lebhaft erörtert worden. Damals konnte aber die Regierung 
bei den verſchiedenen Anſichten über ſolche Kammern nicht zu einem 
durchgreifenden Entſchluß kommen. Während man auf der einen 
Seite an die Bildung von Kammern dachte, die für die Arbeit: 
nehmer eine ähnliche wirtſchaftliche Intereſſenvertretung ſchaffen 
ſollten, wie dieſe für die Arbeitgeber in den Handelskammern, Hand- 
werkskammern und Land wirtſchaftskammern vorhanden war, ver: 
langte ein anderer Teil, darunter die Mehrzahl der Arbeitnehmer 
ſelbſt, paritätiſch aufgebaute Kammmern, die ſowohl Arbeitgeber 
wie Arbeitnehmer umfaſſen ſollten, alſo nicht Arbeiterkammern, 
ſondern, wie man ſich damals vielfach ausdrückte, Arbeits kammern. 
Der Forderung der paritätiſchen Beſetzung gegenüber haben ſich 
die Unternehmer in ihrer großen Mehrheit entſchieden ablehnend 
verhalten. 

Nach dem Kriege iſt der Gedanke in ein neues Stadium ge⸗ 
treten, namentlich im Suſammenhang mit der Frage des Aufbaues 
unſerer ganzen Wirtſchaftsvertretungen gemäß Artikel 165 der 
Reichsverfaſſung, die in dem Schlußabſchnitt noch beſonders be— 
handelt werden wird. Regierungsſeitig iſt man auch jetzt noch nicht 
zu einer endgültigen Stellung gekommen. Gleichwohl ſind Maß: 
nahmen zur Errichtung von ſolchen Kammern verſchiedentlich ge⸗ 
troffen worden. 
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Zu erwähnen iſt in dieſer Beziehung zunächſt die Der- 
ordnung des Reiches über Errichtung von Arbeits⸗ 
kammern im Bergbau vom 8. Februar 1919, die bis zu einer 
anderweitigen geſetzlichen Regelung je eine Urbeits kammer für 
den Hohlenbergbau des Ruhrgebietes und Oberſchleſiens vorſieht, 
auch die Errichtung ſolcher Kammern für andere Gebiete geſtattet. 
Dieſe Arbeitskammern ſollen die Aufgabe haben, ſich an den Vor⸗ 
arbeiten für eine umfaſſende Beeinfluſſung des Bergbaues durch 
das Reich und eine Beteiligung der Dolksgejamtheit an ſeinen Er⸗ 
trägen (Sozialiſierung) durch Auskünfte, Gutachten und Anträge 
zu beteiligen ſowie nach Maßgabe der zu erlaſſenden geſetzlichen 
Beſtimmungen eine Vertretung in Verbänden zur Regelung der 
Erzeugung und des Abjabes herbeizuführen. Sie haben ferner die 
Wahrnehmung der gemeinſamen, wirtſchaftlichen, fachlichen und ſo⸗ 
zialen Intereſſen ihres Gewerbes ſowie der auf den gleichen Gebieten 
liegenden Sonderintereſſen der Arbeitgeber, der Arbeiterausſchüſſe 
und der geſamten Arbeiterſchaft vorzunehmen. Sie ſollen paritätiſch 
aus Arbeitgebern und Arbeitnehmern zuſammengeſetzt ſein. Die Er⸗ 
richtung von ſolchen Kammern iſt angeſichts der ſchwierigen prak⸗ 
tiſchen Durchführung der Verordnung vorläufig zurüchkgeſtellt. 

Inzwiſchen iſt ein deutſcher Staat, Bremen, ſelbſtändig vor⸗ 
gegangen, und ein weiterer Staat, Sachſen, hat 1923 einen Ge⸗ 
ſetzentwurf ausgearbeitet, der aber infolge der eingetretenen! Wirren 
nicht zum Geſetz geworden iſt. 

Bremen hat durch Geſetze vom 17. Juli 1921 eine Arbeiter 
kammer und eine Angeſtelltenkammer errichtet, die zur 
Sörderung der wirtſchaftlichen und kulturellen Intereſſen der bre⸗ 
miſchen Arbeiterſchaft und kingeſtelltenſchaft dienen ſollen. Die 
Kammern find berufen, auf alles, was der Arbeiterſchaft oder der 
Angeſtelltenſchaft wirtſchaftlich oder kulturell dienlich ſein kann, ihr 
Augenmerk zu richten, darüber zu beraten und dem Senat auf ſeinen 
Antrag oder auch unaufgefordert gutachtlich zu berichten, wie auch 
die ihnen zur Förderung ihrer Aufgaben angemeſſen ſcheinenden Maß⸗ 
regeln bei den zuſtändigen Behörden zu beantragen. Über alle die 
Alrbeiter⸗ oder Angeſtelltenverhältniſſe betreffenden Geſetze wird vor 
deren Erlaß die zuſtändige Kammer zu einem Gutachten veran⸗ 
laßt. Ausdrücklich iſt dabei noch beſtimmt, daß die Erörterung von 
politiſchen Angelegenheiten nicht Aufgabe der Kammern fein ſoll. 
Wahlberechtigt ſind alle mindeſtens 18 Jahre alten Arbeiter oder 
Angejtellten; wählbar die mindeſtens 24 Jahre alten Wahlberech⸗ 
tigten, die nicht mehr in Berufsausbildung ſind. 
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Im Gegenſatz zu dieſen Beſtimmmungen beabſichtigte der ſäch⸗ 
ſiſche Entwurf nicht getrennte Arbeiterkammern und Ange— 
ſtelltenkammern ins Leben zu rufen, ſondern Arbeitnehmer- 
kammern, die alſo Angeſtellte und Arbeiter umfaſſen ſollten. 


Inwieweit die eine oder andere Form demnächſt Nachahmung 
finden wird, und wie überhaupt die ganze Bewegung auf Errichtung 
von Arbeitnehmerkammern verlaufen wird, läßt ſich zur Seit nicht 

überſehen. Wir verweiſen dazu auch auf die Ausführungen im 
Schlußabſchnitt. 

Auf alle Fälle wird aber angenommen werden können, daß mit 
der Errichtung von Kammern zur Vertretung der Arbeitnehmer 
in der nächſten Seit gerechnet werden kann. 


5. Die Derbraucherkammern in Hamburg. 


Der Staat hamburg hat durch Geſetz vom 21. Juli 1920 
eine „Kammer der Dereinigungen nichtgewerblicher 
Verbraucher in hamburg“ errichtet. Anlaß hierzu hat 
wohl hauptſächlich der Artikel 165 der Reichsverfaſſung gegeben, 
der bei der Bildung des Reichswirtſchaftsrats und der Bezirkswirt- 
ſchaftsräte außer von Arbeitern und Unternehmern auch von ſonſt 
beteiligten Kreiſen ſpricht, worunter hauptſächlich die Derbraucher 
verſtanden werden ſollten. Nun iſt aber zweifellos (wie auch in 
dem Schlußabſchnitt näher ausgeführt wird) der Begriff der Der: 
braucher als bejondere Wirtſchaftsgruppe überhaupt nicht zu um⸗ 
ſchreiben. Bei der Errichtung der vorerwähnten Kammer in Ham⸗ 
burg hat man daher auch nicht die Verbraucherſchaft allgemein 
heranzuziehen verſucht, ſondern nur die Dereinigungen nicht— 
gewerblicher Verbraucher. Als ſolche Verbrauchervereinigungen 
gelten die im hamburgiſchen Staatsgebiet eingetragenen Dereint- 
gungen der nichtgewerblichen Verbraucher zur Wahrnehmung der 
wirtſchaftlichen Intereſſen ihrer Mitglieder oder Genoſſen, gleich— 
viel ob der Zuſammenſchluß in der Form eines rechtsfähigen Der- 
eins oder in der Form einer eingetragenen Genoſſenſchaft m. b. h. 
oder in der Form von Geſellſchaften m. b. H. erfolgt iſt. 

Man wird kaum behaupten können, daß für die allgemeine Bil— 
dung von Kammern nach dem Hamburger Muſter ein Bedürfnis 
beſteht. Infolgedeſſen darf auch nicht angenommen werden, daß das 
Hamburger Beiſpiel weitere Nachahmung finden wird. 


Apelt, Die wirtſchaftlichen Intereſſen vertretungen in Deutſchland & 4 
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6. Sonſtige ſtaatliche Organiſationen. 


J. Nach dem Muſter der amtlichen Wirtſchaftsvertretungen ſind 
in Deutſchland auch einige andere Organiſationen mit dem 
Namen „Kammer“ errichtet, die aber keine Wirtſchafts⸗ 
vertretungen, ſondern Berufs: und Standesper- 
tretungen ſind. Es ſind dies vor allem die für Preußen 
geltenden Apothekerkammern, Ärztekammern, Sahn⸗ 
ärztekammern und Tierärztekammern. Dieje fallen nicht 
in den Kreis der vorliegenden Betrachtung, ſollen hier daher auch 
nur nebenbei erwähnt werden. 

Bei dieſer Gelegenheit kann allerdings darauf hingewieſen 
werden, daß die Apotheker in Preußen nunmehr ſowohl zu den 
Induſtrie- und Handelskammern wie zu den Apothekerkammern 
gehören, eine Tatſache, die ſchon öfter zu Anträgen auf Befreiung 
aus der Handelskammerorganiſation geführt hat. Dieſen An⸗ 
trägen konnte aber nicht ſtattgegeben werden mit Kückſicht dar⸗ 
auf, daß die Induſtrie- und Handelskammern die wirtſchaftlichen 
Vertretungen der Apotheken ſind und bleiben. Die Zugehörigkeit 
der Apotheker zur Apothekerkammer, ihrer Standesvertretung, die 
3. B. auch nicht nur Apothekenbeſitzer, ſondern überhaupt alle 
approbierte Apotheker umfaßt, kann darin nichts ändern. 

II. Außer den behandelten Kammern gibt es in Deutſchland noch 
einzelne Organiſationen, die in gewiſſem Sinne als 
wirtſchaftliche Intereſſen vertretungen angeſehen wer: 
den können, ohne daß ſie in das vorſtehend abgegrenzte Gebiet 

fallen. | 

Hierunter können zunächſt die ſchon bei anderer Gelegenheit er⸗ 
wähnten Berufsgenoſſenſchaften aufgezählt werden, die nach 
dem Gewerbeunfallverſicherungsgeſetz gebildet ſind. Die Berufs⸗ 
genoſſenſchaften find hiernach Träger der Verſicherung der Arbeiter 
gegen Unfall und umfaſſen die Unternehmer der verſicherten Be- 
triebe. Auf Grund dieſes Geſetzes beſtehen 68 gewerbliche und 
49 land wirtſchaftliche Berufsgenoſſenſchaften, die alle gewerblich 
und landwirtſchaftlich tätigen Arbeiter einſchließen. Die Tätigkeit der 
Berufsgenoſſenſchaften, die auf ihren Gebieten in den letzten Jahr: 
zehnten vorzügliches geleiſtet haben, iſt viel zu ſpeziell, als daß ſie 
noch als volle Intereſſenvertretung angeſprochen werden können, 
wenn ſie auch wie dieſe über ein weitgehendes Selbſtbeſtimmungs⸗ 
recht verfügen. 

Vereinzelt ſind ferner durch Geſetz oder e in der Nach⸗ 


Die wirtſchaftlichen verbände. 51 


kriegszeit Organiſationen errichtet, die Swecken der Über- 
gangswirtſchaft oder der in der Revolutionszeit 
beabſichtigten Gemein wirtſchaft dienen ſollen. 

Hierzu gehören zunächſt die Hußenhandelsſtellen, die auf 
Grund der Derorönung vom 20. Dezember 1919 ins Leben gerufen 
ſind. Dieſe Außenhandelsitellen haben die Befugnis, Beſchlüſſe über 
die Sulaſſung der Ein⸗ und Ausfuhr von Waren zu faſſen, zu 
welchem Swecke auch die in Frage kommenden Wirtſchaftskreiſe, 
und zwar neben Unternehmern auch Arbeitnehmer, zu einer ein⸗ 
heitlichen Organiſation verbunden ſind. Die zunächſt für die meiſten 
Warengruppen errichteten Stellen ſind mittlerweile mit dem Über⸗ 
gang zur freien Wirtſchaft zum großen Teil wieder aufgehoben und 
werden demnächſt ganz verſchwunden ſein. 

Unter den Derjuden, gemeinwirtſchaftliche Rege- 
lungen im Sinne der Sozialiſierung zu treffen, iſt nament⸗ 
lich die auf Grund des Geſetzes über Regelung der Kohlenwirtſchaft 
vom 23. März und 21. Auguſt 1919 vorgenommene Bildung eines 
Reichskohlenrats zu nennen. Der Reichskohlenrat iſt aus Ver— 
tretern der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer, des Kohlenhandels, der 
Kohlenverbrauder und anderer an der Kohlenwirtſchaft inter- 
eſſierten Stellen gebildet worden. Weiter iſt dabei ein Sujammen- 
ſchluß der Kohlenerzeuger für beſtimmte Bezirke zu Verbänden und 
zu einem Geſamtverband (dem Reichskohlenverband) vorgeſehen, 
wobei auch die Arbeitnehmer an der Verwaltung dieſer Verbände 
beteiligt ſind; dieſen Verbänden liegt die Regelung von Förderung, 
Selbſtverbrauch und Abjaß unter Aufjicht des Reichskohlenrats ob. 

Eine ähnliche Einrichtung beſteht für die Kalibewirtſchaftung in 
dem Reichskalirat und für die Eifeninduftrie in dem Eiſenwirt⸗ 
ſchaftsbund. 


Il. die wirtſchaftlichen verbände. 


Allgemeines. 


Im Gegenſatz zu den öffentlich-rechtlichen Wirtſchaftsvertretungen 
unterliegen die freien wirtſchaftlichen Verbände 

hinſichtlich ihrer Organiſation keinerlei Beſchrän⸗ 
kung. Sie können daher auch ihre ganzen inneren Derhältnijje, 
ihren Geſchäftsbetrieb uſw. vollkommen nach freiem Ermeſſen re- 
geln und ſind nur an die Vorſchriften des allgemeinen Rechts ge⸗ 
bunden. + 
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Dieſes völlige Selbſtbeſtimmungsrecht hat auch dazu geführt, daß 
freie wirtſchaftliche Verbände unter den verſchiedenſten 
Namen und Formen beſtehen. Unter den Namen ſind Bezeich⸗ 
nungen wie Derein, Dereinigung, Verband, Bund, Gewerkſchaft 
die häufigſten. Dazu kommen für feſtere Formen noch Bezeich⸗ 
nungen wie Geſellſchaft, Genoſſenſchaft, Konvention, Kartell, 
Syndikat. In der Form ſchwanken ſie von der loſeſten Zuſammen⸗ 
faſſung ohne jedwede feſte Regelung bis zum feſtgefügten Verband 
in Geſtalt eines auf bürgerlichem Recht aufgebauten Vereins oder 
einer Geſellſchaft des Handelsrechts. In den letzten Jahrzehnten 
hat ſich unter der Herrſchaft des Bürgerlichen Geſetzbuches bejon- 
ders die Form des eingetragenen Vereins eingebürgert. Dieſe Sorm 
bietet eine einfache, den herrſchenden Anſchauungen und dem Sprach⸗ 
gebrauch Rechnung tragende Grundlage für den Aufbau und die Der- 
waltung ſowohl einfacher wie umfangreicher wirtſchaftlicher Der- 
bände; ſie ermöglicht ferner eine klare Faſſung der Rechte der Mit⸗ 
glieder und der Verwaltung und bietet auf Grund der Kechtsfähig⸗ 
keit den Vorteil, den Verein als eigenes Rechtsſubjekt auftreten zu 
laſſen, was beſonders beim Erwerb von Dermögensgegenftänden, Ein⸗ 
tragungen in das Grundbuch, Führung von Prozeſſen und überhaupt 
bei allen Vertretungen des Vereins von großer Wichtigkeit ſein 
kann. i 

Die Sahl der Verbände, die als wirtſchaftliche Intereſſenvertre⸗ 
tungen angeſprochen werden können, geht in die Tauſende. Bei ihrer 
großen Derjchiedenartigkeit läßt ſich ein Überblick über fie nur ge⸗ 
winnen, wenn man ſie getrennt nach den Hauptgruppen betrachtet. 
Im folgenden ſoll dies zunächſt unter Zerlegung der Verbände in 
Unternehmer- und Arbeitnehmerverbände geſchehen. 


a) Anternehmerverbände. 


Während die ſtaatlichen Wirtſchaftsvertretungen des Unternehmer⸗ 
tums, die Induſtrie- und Handelskammern, Handwerkskammern 
und Landwirtſchaftskammern, auf bezirklicher Grundlage beruhen, 
herrſchtbei den freien wirtſchaftlichen Unternehmer⸗ 
verbänden die fachliche Einteilung vor. Dieſe Verbände 
gliedern ſich alſo meiſt nach einzelnen Sweigen der Wirtſchaft, alſo 
3. B. in ſolche der Eiſeninduſtrie, der Textilinduſtrie, unter dieſen 
wieder in ſolche der Roheiſeninduſtrie, der Maſchineninduſtrie, 
der Baumwollinduſtrie, der Wollinduſtrie, der Baumwollſpinnerei, 
der Baumwollweberei uſw. Die bezirkliche Vertretung von Wirt⸗ 
ſchaftsintereſſen muß bei ihnen zurücktreten, ſchon weil ſie ſich nicht 
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wie die ſtaatlichen Körperſchaften auf einen allgemeinen Beitritts⸗ 
und Beitragszwang ſtützen, daher auch nicht eine entſprechende Tätig⸗ 
keit entfalten können. Selbſtverſtändlich können aber fachwirtſchaft⸗ 
lich aufgebaute Verbände ihrerſeits bezirklich abgegrenzt ſein; ſie 
werden jedoch damit nicht zur Vertretung der Geſamtintereſſen eines 
Bezirks, ſondern nur einer beſtimmten Wirtſchaftsgruppe innerhalb 
dieſes Bezirks. 

Gerade auf dem Gebiet der Wahrnehmung der fachlichen Inter⸗ 

eſſen des Unternehmertums hat nun das wirtſchaftliche Derbands- 
weſen in den letzten Jahrzehnten in Deutſchland eine große Bedeu- 
tung gewonnen. Infolgedejjen ſtanden auch ſchon lange Jahre vor 
dem Kriege die wirtſchaftlichen Derbände in hoher Blüte. Im Kriege 
ſelbſt wurde ihre Stellung kräftig geſtärkt durch die Einſtellung 
unſeres Wirtſchaftslebens auf die Kriegsverſorgung, die nur durch 
eine ſtändige Fühlungnahme der Behörden mit den Fachorgani— 
ſationen durchführbar war. Nach dem Kriege zwangen die ein⸗ 
getretenen Umwälzungen gerade auch die Unternehmerſchaft zu 
einem noch engeren Suſammenſchluß, ſchon um ihre Intereſſen 
gegenüber einer dem Unternehmertum zeitweiſe recht ungünſtig ge— 
ſinnten Geſetzgebung und gegenüber den Unſprüchen der Arbeit⸗ 
nehmerſchaft zu verteidigen. 
In der Entwicklung der Verbände während der letzten Jahr— 
zehnte ſtehen ſich fortgeſetzt zwei Bewegungen gegenüber: 
Auf der einen Seite eine zunehmende Spezialiſierung, 
die mit der allgemeinen wirtſchaftlichen Entwicklung fortſchreitet 
und auch zu immer neuen Verbänden führt, auf der anderen Seite 
der Drang nach Suſammenfaſſung beſtehender Verbände, 
um eine machtvollere Organiſation zu ſchaffen. Dies wirkt ſich 
bald nach der einen, bald nach der anderen Richtung aus; bald iſt 
eine räumliche, bald eine fachliche Neugliederung oder Umgeſtaltung 
die Folge. 

Stark tritt in den letzten Jahren bejonders die Suſammenfaſſung 
von Orts⸗ und Bezirksverbänden zu Reichsverbänden hervor. 
Während man anfangs 1914 4— 500 Keichsverbände zählte, be— 
trägt ihre Zahl 1924 1294. 

Immerhin kann auch von dieſen eine recht beträchtliche Sahl auf 
eine lange und dabei auch wirkſame Seit zurückblicken. 178 Reichs⸗ 
verbände haben ſchon vor 1900 beſtanden, und 186 ſind in der Seit 
von 1901 bis 1910 gegründet worden. Die Mehrzahl der Grün⸗ 
dungen fällt allerdings in die Kriegs- und Nachkriegszeit, beſonders 
auf das Jahr 1919, das allein 115 neue Reichsverbände aufweiſt. 
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Nach der beruflichen Gliederung gehören weitaus die meiſten 
Verbände der Induſtrie an. Don den 1514 Reichsverbänden des 
Jahres 1921 kommen auf ſie allein 1172, während nur 28 auf die 
Candwirtſchaft und 267 auf das Handelsgewerbe entfallen, und 
47 allgemeine und gemiſchtberufliche Verbände ſind. Innerhalb der 
Induſtrie (worunter auch das Handwerk mit einzelnen Verbänden 
einbegriffen iſt) verteilen ſich die Reichsverbände auf die Haupt⸗ 
gruppen wie folgt: Bergbau, Hütten- und Salinenwejen 10, 
Induſtrie der Steine und Erden 65, Metallverarbeitung, Induſtrie 
der Maſchinen uſw. 239, Chemiſche Induſtrie, Induſtrie der forſt⸗ 
wirtſchaftlichen Nebenerzeugniſſe uſw. 57, Spinnſtoffgewerbe 106, 
Papierinduſtrie 64, Leöderinduſtrie und Induſtrie lederartiger Stoffe 
28, Induſtrie der Holz- und Schnitzſtoffe 66, Nahrungs: und Ge⸗ 
nußmittelgewerbe 117, Bekleidungsgewerbe 61, Reinigungsgewerbe 
9, Baugewerbe 25, Dervielfältigungsgewerbe 18, Künſtleriſche 
Gewerbe 7, verſicherungsgewerbe 28, Derkehrsgewerbe 23, Gaſt⸗ 
und Schankwirtſchaft 125 Öffentlicher Dienit, freie Berufsarbeiten 
17. Leider fehlt eine Statiſtik, welche uns einen Überblick über die 
Sahlenverteilung der dieſen Reichsverbänden angeſchloſſenen Be- 
zirks⸗ und Ortsverbände enthält. Erſt fie würde das Bild voll: 
zählig machen. Überhaupt dürfte die angezogene Statiſtik, die dem 
Reichsarbeitsamt entſtammt, für die vorliegenden Zwecke nur einen 
ungefähren Anhalt geben, da ihre Vollſtändigkeit, Abgrenzung und 
Einteilung oft zu wünſchen übrig laſſen.! 

Beſonders wichtig iſt in der neueren Seit die Gliederung der 
Unternehmerverbände nach ihren Sielen geworden. 
Nach dieſen kann man folgende Dreiteilung vornehmen: 


1. Verbände, welche die allgemeinen wirtſchaftlichen 


Intereſſen eines beſtimmten Wirtſchaftszweiges bearbeiten (all⸗ 
gemeinwirtſchaftliche Verbände, neuerdings vielfach kurz Fachver⸗ 
bände genannt), 


2. Verbände, die ſich beſonderen Arb eitg e b „ agen wid- 
men (arbeitgeberverbände), und 


3. Verbände, welche die Erzielung Anm ge⸗ 
ſchäftlicher Vorteile bezwecken (Konventionen, Kartelle, 
Syndikate). f 5 
1 Es ſei hier nur darauf hingewieſen, daß fie auch wiſſenſchaftlich⸗ 
techniſche Verbände enthält, dann aber auch Spitzenverbände der amt⸗ 
lichen Intereſſenvertretungen wie den Deutſchen Induſtrie⸗ und Handelstag. 
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Eine reinliche Serlegung der Verbände in dieſe Gruppen iſt 
allerdings ſehr ſchwierig, weil häufig die Entwicklung von der einen 
Art zur anderen führt. So läßt ſich oft beobachten, daß ein Derein, 
der urſprünglich allgemeinwirtſchaftliche Kufgaben verfolgt, all⸗ 
mählich zu einem Arbeitgeberverband oder zu einer Konvention 
wird, wie umgekehrt ein urſprünglich als Konvention gedachter 
Suſammenſchluß die Behandlung von wirtſchaftlichen oder Arbeit— 
geberfragen nach ſich zieht. Dazu laufen vielfach die verſchiedenen 
Arten von Tätigkeiten in einem Verbande nebeneinander. Die ſchon 
mehrfach angeführte Keichsſtatiſtik vom Jahre 1922 ſucht eine 
ſtatiſtiſche Gliederung der Verbände in rein wirtſchaftliche und 
Arbeitgeberverbände! vorzunehmen und zerlegt hierbei die 1294 
Reichsverbände in 922 wirtſchaftliche, 67 Arbeitgeberverbände und 
305 ſolche, die ſich mit beiden Fragen gleichzeitig beſchäftigen. Es 
geht hieraus deutlich hervor, daß der Schwerpunkt der Arbeit 
der Reichsverbände in der Behandlung wirtſchaftlicher 
Fragen liegt. Umgekehrt dagegen treten bei den örtlichen und 
auch bei den bezirklichen Verbänden diejenigen neuerdings 
mehr in den Vordergrund, die ſich mit Arbeiterfragen be- 
faſſen. Mangels einer genauen Statiſtik hierüber ſei nur das Der- 
hältnis bei den allerdings ſehr wenigen Verbänden angegeben, 
die keinem Reichsverbande angehören. Don 113 ſolcher Bezirks⸗ 
verbände ſtehen 34 wirtſchaftliche und 34 Arbeitgeberverbände 
nebeneinander, 53 haben eine gemiſchte Tätigkeit. Don 99 Orts⸗ 
verbänden bearbeiten nur 23 wirtſchaftliche, dagegen 31 Arbeit- 
geberfragen, während 45 ihre Tätigkeit auf beide Gebiete eritrek- 
ken, wobei aber auch wohl anzunehmen ſein wird, daß die Arbeit⸗ 
gebertätigkeit die Hauptſache bildet. 


1. Allgemeinwirtſchaftliche Anternehmerverbände. 


Die SZuſammenſchlußbewegung des deutſchen Unter⸗ 
nehmertums zur kräftigen Wahrnehmung ſeiner beſonderen 
beruflichen Intereſſen läßt ſich von dem Seitpunkte an beob: 
achten, in welchem die deutſche Wirtſchaft ſich zu einem 
maßgebenden Faktor innerhalb des ganzen öffentlichen Le- 


1 Unter den wirtſchaftlichen Fragen iſt dabei nur an die allgemeine 
wirtſchaftliche Tätigkeit gedacht, alſo nicht an die Verbände, die wie 


Konventionen uſw., auf unmittelbare geſchäftliche Vorteile bedacht ſind. 


Gleichwohl ſind gerade ſolche Verbände in erheblicher Sahl dabei mit 
einbezogen. 
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bens zu entwickeln begonnen hat, alſo namentlich von der Seit 
der Reichsgründung an. 

Beſonders tritt dies bei der aufſtrebenden Induſtrie hervor. 

Schon in den ſechziger Jahren bildeten ſich eine Reihe von In⸗ 
duſtrieverbänden, die vor allem der Eiſen- und Kohlenindujtrie und der 
Tertilinduftrie angehörten. Als erſter größerer Induſtrieverband 
entſtand 1869 der „Mittelrheiniſche Fabrikantenverein“ in Mainz, 
dem 1871 der „Verein zur Wahrung der gemeinſamen wirtſchaft⸗ 
lichen Intereſſen in Rheinland und Weſtfalen“ in Düſſeldorf (der 
ſogenannte Langenamenverein) folgte. 1874 ſchloß ſich als erſter 
großer Wirtſchaftsverband der Eiſeninduſtrie die „Nordweſtdeutſche 
Gruppe des Vereins deutſcher Eiſen- und Stahlinduſtrieller“ in 
Düſſeldorf an. In demſelben Seitraum nahm die Gründung kleinerer 
induſtrieller Verbände fortgeſetzt raſch an Umfang zu. 1876 trat 
die induſtrielle Derbandsbewegung in ein neues Stadium. Am 
15. Februar dieſes Jahres wurde durch Suſammenſchluß der 
großen Verbände der rheiniſch-weſtfäliſchen Eiſeninduſtrie mit 
denen der ſüddeutſchen Tertilinöujtrie der mächtige „Sen⸗ 
tralverband deutſcher Induſtrieller“ gegründet, der 
unter feinem tatkräftigen Geſchäftsführer H. A. Bueck in den 
nächſten Jahrzehnten das ganze Wirtſchaftsleben der Induſtrie maß⸗ 
gebend beherrſchte. Der Zentralverband ſtieß allerdings ſpäter auf 
den Widerſtand mancher induſtrieller Kreiſe, die ihm eine vorwiegende 
Vertretung ſchwerinduſtrieller Intereſſen zum Vorwurf machten. 
Unter dem Einfluß dieſer Stimmung, die vornehmlich in den Kreijen 
der ſächſiſchen Induſtrie herrſchte, wurde 1895 der „Bund der 
Induſtriellen“ gegründet, der zeitweiſe einen heftigen Kampf 
gegen den Sentralverband zu führen ſuchte. Erſt im Kriege fanden 
ſich beide Verbände auf einer gemeinſamen Grundlage, die 1914 
zur Gründung des „Kriegsausſchuſſes der deutſchen In⸗ 
duſtrie“ führte. Dieſer wurde nach dem Kriege in den „Reichs⸗ 
verband der deutſchen Induſtrie“ umgewandelt; er iſt ſeit⸗ 
dem die faſt ausſchließliche Vertretung der deutſchen Induſtrie ge⸗ 
blieben. 
Nach ſeinen Satzungen bezweckt der Reichsverband der deutſchen 
Induſtrie die Vertretung und Förderung der deutſchen Induſtrie, 
die Herbeiführung eines einheitlichen Vorgehens der beteiligten 
Kreiſe und eine Gemeinſchaftsarbeit mit den Arbeitnehmern. Seine 
Organe ſind die Mitgliederverſammlung, der Hauptausſchuß und 
der Vorſtand mit dem Präſidium. Bei feiner Organiſation ſteht die 
fachliche Gliederung im Vordergrund; er iſt in 25 Fachgruppen ein⸗ 
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geteilt, von denen jede eine Geſchäftsſtelle mit Vorſitzendem und 
Geſchäftsführer hat. Eine bezirkliche Arbeit findet inſofern auch 
ſtatt, als ihm neben einigen bezirklich aufgebauten Verbänden eine 
Reihe von Handelskammern angehört. 1921 zählte er zu Mit⸗ 
gliedern 477 Unterverbände (mit 75 mittelbar angeſchloſſenen Der- 

bänden) und 58 Handelskammern. Er umfaßt damit alle weſent⸗ 

lichen Teile der deutſchen Induſtrie. | 
Wie für die Induſtrie, ſo hat ſich, wenn auch erit i. in jüngerer 
Seit, für den Handel das Verbandsweſen kräftig entwickelt. 

Großhandel ſowohl wie Kleinhandel haben zahlreiche Verbände 
geſchaffen, die namentlich in und nach dem Kriege zu großen 
Spitzenverbänden zuſammengefaßt ſind. So iſt 1915 der „Sentral- 
verband des deutſchen Großhandels“ entſtanden, der 1920 
279 Unterverbände hatte. Für den Kleinhandel hat ſich die 
„hauptgemeinſchaft des deutſchen Einzelhandels“ ge- 
bildet mit 59 Unterverbänden. Es beſtehen daneben noch eine Reihe 
von Sentralverbänden, die einen bejonderen Handels- oder Der- 
kehrszweig umfaſſen, und ebenſo ſolche für das Bankgewerbe, Der: 
ſicherungsgewerbe uſw. 

Auch für das Handwerk find neuerdings eine Anzahl von Der- 
bänden ins Leben getreten, die meiſt örtliche Bedeutung haben, 
aber auch zu großen Bezirks: und Reichsverbänden vereinigt ſind. 
Als Spitzenverband hat ſich 1919 der „Reichsverband des 
deutſchen Handwerks“ gebildet, der die deutſchen Handwerks: 
und Gewerbekammern, Innungsverbände und andere Fachverbände, 
die Sentralverbände der gewerblichen Genoſſenſchaften und den Der: 
band deutſcher Gewerbevereine und Handwerkervereinigungen um— 
faßt. Im ganzen waren ihm 1920 35 N und 7 Landes⸗ 
und Bezirksverbände angeſchloſſen. 

Die Candwirtſchaft weiſt als wirtschaftliche Verbände vor 
allem örtliche und bezirkliche Vereine und Genoſſenſchaften auf, 
die aber auch in große Sentralverbände zuſammengeſchloſſen ſind. 
Zu nennen ſind unter dieſen der „Reichslandbund“ (1921 aus dem 
früheren Bund der Landwirte und Deutſchen Landbund entſtanden) 
mit 37 Bezirksverbänden und 2500000 Mitgliedern, die „Der- 
einigung deutſcher Bauernvereine“ mit 26 Bezirksverbänden und 
600 000 Mitgliedern, der „Reichsverband der Deutſchen land wirt⸗ 
ſchaftlichen Genoſſenſchaften“ mit 27 Bezirksverbänden, 21000 Ge- 
noſſenſchaften und 2000 000 Mitgliedern, der „Generalverband der 
Deutſchen RKaiffeiſengenoſſenſchaft“ mit 13 Bezirksverbänden, 5351 
ländlichen Spar- und Darlehnskaſſen-Vereinen und 1747 ländlichen 


* 
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Betriebsgenoſſenſchaften und 600 000 Mitgliedern ſowie der „Sen⸗ 
tralverband der Bauernvereinsorganiſationen Deutſchlands G. 
m. b. .“ mit 1000 000 Mitgliedern. Als oberſte Spitze kann der 
„Reichsausſchuß der deutſchen Landwirtſchaft“ ange 
ſehen werden, der auch die wichtigſten der vorgenannten Sentral⸗ 
verbände umfaßt. RN 


2. Arbeitgeberverbände. : 


Der Suſammenſchluß der Unternehmer zu beſonderen Ur⸗ 
beitgeberverbänden iſt viel jüngeren Datums als der Beginn 
der Bildung allgemeinwirtſchaftlicher Verbände. Noch bis zum An⸗ 
fang des 20. Jahrhunderts empfand man kein beſonderes Bedürfnis 
zur Schaffung ſolcher Organiſationen. Wo überhaupt Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmerfragen auftauchten, wurden dieſe vornehmlich 
durch die wirtſchaftlichen Fachverbände, zum Teil auch durch die 
Handelskammern behandelt. Dazu gab auch bis Anfang der neun⸗ 
ziger Jahre das Derhalten der Arbeiterſchaft den Arbeitgebern 
weniger Veranlaſſung zur Gegenwehr, namentlich ſolange unter 
der Herrſchaft des Sozialiſtengeſetzes die Bildung von Urbeitnehmer⸗ 
vereinen zurückgehalten wurde. Als nach deſſen Aufhebung ſich die 
Entwicklung der Arbeitergewerkſchaften in raſcherem Maße vollzog, 
und dieſe eine immer ausgeſprochenere Kampfitellung gegen das 
Unternehmertum einzunehmen begannen, mußte ſich natürlich auch 
die Aufmerkſamkeit der Unternehmerverbände mehr und mehr den 
Fragen des Derhältnijjes zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
zuwenden. Die ſich häufenden Urbeitsniederlegungen drängten noch 
mehr dahin. Beſonders war es der große Textilarbeiterſtreik in 
Crimmitſchau 1905, der vornehmlich auf eine Anregung Buecks 
vom „Zentralverband Deutſcher Induſtrieller“ zur Gründung 
ausgeſprochener Arbeitgeberverbände führte. Die zu. 
nächſt nur für einzelne Gewerbezweige vorgenommene Bildung ſol⸗ 
cher Verbände ſteigerte ſich in den nächſten Jahren ſehr ſtark mit 
der zunehmenden heftigkeit der Arbeitskämpfe. Nachdem zuerſt 
für ihren Ausbau ähnlich wie bei den wirtſchaftlichen Verbänden 
zwei getrennte Spitzenorganiſationen (Die Hauptitelle Deutſcher 
Arbeitgeberverbände und Der Derein Deutſcher Arbeitgeberver— 
bände) entſtanden waren, ſchloſſen ſich dieſe im Jahre 1915 zur 
„Vereinigung der deutſchen Arbeitgeberverbände“ zu⸗ 
ſammen, die auch bis in die neueſte Seit hinein beſtehen geblieben 
iſt. Einen mächtigen Kufſchwung nahm die Bewegung nach dem 
Kriege, als infolge der politiſchen und wirtſchaftlichen Umwälzung 


ſich für das Arbeitgebertum allgemein die Notwendigkeit zur 
Schaffung geſchloſſener Vertretungen ihrer Intereſſen in kräf— 
tigen Organiſationen zeigte. Einen wichtigen Schritt zur Stärkung 
dieſer Organiſationen und Erhöhung ihrer Machtbefugniſſe gaben 
die Vereinbarungen vom 15. November 1918, durch welche ſich 
die Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertretungen gegenſeitig aner— 
kannten und zu Kollektivvereinbarungen auf dem Gebiete der 
Arbeitsbedingungen bereit erklärten. Dieſe Vereinbarungen haben 
in den letzten Jahren unter gleichzeitigem Einfluß der gleich— 
geſtimmten Geſetzgebung zu einer ſehr umfangreichen Tätigkeit der 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände namentlich auf dem Ge— 
biete der Tarifabſchlüſſe für Löhne, Arbeitszeit uſw. geführt, die 
meiſt von Verband zu Verband für die Mitglieder bindend erfolgt 
ſind. 
Arbeitgeberverbände beſtehen heute in Induſtrie, Handel, Hand- 
werk und Land wirtſchaft. 

Am meiſten ſind ſie verbreitet unter der Induſtrie, die in 
der ſchon erwähnten „Vereinigung deutſcher Urbeitgeber— 
verbände“ ihre Spitzenorganiſation beſitzt. Die Entwicklung dieſer 
Organiſation geht aus folgenden Zahlen hervor. Nach ihrer Gründung 
im Jahre 1913 umfaßte ſie 69 Verbände mit insgeſamt 1800 000 
beſchäftigten Arbeitern. 1918 zählte ſie 76 Verbände mit 298 Unter⸗ 
verbänden, 40089 Betrieben und 2414 393 Arbeitern. 1921 waren 
es 215 Verbände mit 1750 Unterverbänden, etwa 100 000 Be⸗ 
trieben und 8000 000 Arbeitern. Don den Hauptgruppen der In: 
duſtrie ſind in dieſer Organiſation beſonders ſtark durch Arbeit- 
geberverbände vertreten der Bergbau, der 15 Verbände und 12 
Unterverbände zählt, die Eiſen⸗ und Metallinduſtrie (12 Verbände, 
70 Unterverbände), die Textilinduſtrie (4 Verbände und 142 Unter⸗ 
verbände), die Nahrungs- und Genußmittelinduſtrie (12 Verbände, 
107 Unterverbände), die Induſtrie der Steine und Erden (12 Der: 
bände und 172 Unterverbände), das Holzgewerbe (10 Verbände, 
37 Unterverbände). 

Im Großhandel iſt für die Arbeitgeberverbände auch eine 
Spitzenorganiſation in der „Vereinigung der Arbeitgeber- 
verbände des Großhandels“ geſchaffen. Der Einzel⸗ 
handel hat eine ſolche nicht, da die entſprechenden Arbeiten 
durch die ſchon unter den wirtſchaftlichen Verbänden aufgeführte 


„hauptgemeinſchaft des deutſchen Einzelhandels“ 


mit vorgenommen werden. Huch die ſonſtigen großen Handels- und 
Derkehrszweige beſitzen meiſt Sentralverbände zur Bearbeitung von 
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Arbeiterfragen, jo das Derkehrsgewerbe, bei welchem Arbeiter⸗ 
fragen von jeher eine große Rolle ſpielen, in dem „Reichsverband 
des deutſchen Derkehrsgewerbes“, in dem Spediteur⸗, Binnenſchiff⸗ 
fahrts⸗, Straßenbahn⸗ und ähnliche Unternehmungen zuſammen⸗ 
geſchloſſen find. 

Die Candwirtſchaft hat ſich eine Spitze in dem „Reichs- 
verband der deutſchen land- und forſtwirtſchaftlichen 
Arbeitgebervereinigungen“ geſchaffen, der 1920 19 Landes- 
verbände umfaßte. f 

Bei allen Arbeitgeberverbänden tritt die Bearbeitung prak⸗ 
tiſcher Fragen, alſo vor allem die Regelung der Arbeits⸗ und 
Lohnverhältniſſe, in den Vordergrund. Im Gegenſatz zu den all⸗ 
gemeinwirtſchaftlichen Verbänden, bei denen der Schwerpunkt in 
den Keichsverbänden liegt, iſt daher bei ihnen die örtliche Organi⸗ 
ſation der wichtigſte Teil, der auch die Hauptarbeit zu leiſten hat. 
Den die örtlichen Verbände umfaſſenden Reichsverbänden ſteht in 
der Regel nur die Aufgabe zu, einheitliche Richtlinien zu geben und 
zwiſchen den verſchiedenen örtlichen und beruflichen Verbänden zu 
vermitteln. Organiſiert ſind die Arbeitgeberverbände meiſt fachlich, 
dabei aber nicht in ſo viele Spezialgruppen wie die wirtſchaft⸗ 
lichen Verbände, ſondern in große Gruppen zuſammengefaßt (3. B. 
der Eiſeninduſtrie, der Textilinduſtrie). Durch die Bildung ſolcher 
großer Gruppen iſt von vornherein auch eine machtvolle Organi⸗ 
ſation gegeben, auf die der einzelne viel mehr bauen kann. 


3. Kartelle. 


Unter Kartellen und kartellähnlichen Organiſa⸗ 
tionen verſtehen wir den Zuſammenſchluß von Unternehmern des⸗ 
ſelben Gewerbezweigs mit dem Zwecke der Durchführung beſtimmter 
geſchäftlicher Maßnahmen zur Einſchränkung oder Ausſchaltung des 
gegenſeitigen Wettbewerbs und zur Erzielung wirtſchaftlich prak⸗ 
tiſcher Vorteile. 

Man hann geteilter Meinung darüber ſein, ob man ſolche Orga⸗ 
niſationen überhaupt noch zu den Wirtſchaftsvertretungen rechnen 
darf. Ihr Zweck und ihre praktiſche Tätigkeit bringen ſie jeden- 
falls ſehr nahe an die reinen Erwerbsunternehmen heran; dazu 
beſchränkt ſich ihre Wahrnehmung der Intereſſen ihrer Mitglieder 
meiſt nur auf beſtimmte Maßnahmen gegenüber beſtimmten Kreifen 
(den Kunden oder Lieferanten). Underſeits läßt ſich ihr Charakter 
als wirtſchaftliche Intereſſenvertretungen doch nicht ganz leugnen. 
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Denn wenn ſie auch immer nur einen beſonderen Teil der Belange 
eines Wirtſchaftszweiges wahrzunehmen ſuchen, ſo erſtreckt ſich ihre 
Tätigkeit doch immer noch auf die Erfüllung gemeinſamer Auf- 
gaben, die im wirtſchaftlichen Intereſſe ihrer geſamten Mitglieder 
liegen. Dazu zeigen ſie nach ihrer Organiſation und meiſt auch nach 
ihrer Entſtehung eine ſo ſtarke Gleichartigkeit mit den anderen 
wirtſchaftlichen Verbänden, mit denen fie vielfach auch durch die 
gleichen Perſonenkreiſe verbunden ſind, daß man ſie kaum von 
dieſen trennen kann. Bezeichnend iſt in dieſer Beziehung, daß ſie 
mit den andern induſtriellen Verbänden auch in einer gemein⸗ 
ſamen Spitzenorganiſation, dem großen „Reichsverband der deut— 
ſchen Induſtrie“, eng verbunden ſind. 

Nach Sah hund Art find die Kartelle und kartellähnlichen Or⸗ 
ganiſationen in Deutſchland außerordentlich groß und mannigfaltig. 
Schon vor dem Kriege haben ſie einen bedeutenden Umfang in allen 
Sweigen des Wirtſchaftslebens, namentlich innerhalb der Induſtrie 
erlangt. Bereits 1905 zählte das Reichsamt des Innern in einer 
Enquete 385, wobei aber noch viele Kartellorganiſationen nicht mit 
erfaßt ſinoͤ. Heute wird ihre Sahl auf 1500 geſchätzt; allein dem 
Reichsverband der Deutſchen Induſtrie ſind 400 angeſchloſſen. 

Ihre große Mannigfaltigkeit tritt ſchon in der Verſchiedenartig⸗ 
keit der Namensführung hervor. Neben einfachen Bezeid)- 
nungen wie Verein, Vereinigung und Verband ſtehen Namen wie 
Konvention, Kartell, Syndikat, Truſt. Unter Konvention pflegt 
man eine nur loſere Form verſtehen. Kartell bezeichnet in 
der Regel eine feſtere Form, zum Teil auch eine Derein- 
barung von Verband zu Verband, wird aber ſchließlich auch als 
allgemeiner Ausdruck für alle Formen gebraucht (in dieſem Sinne 
als Überſchrift über dieſen Abſchnitt gewählt). Syndikat iſt eine 
ganz feſt geſchloſſene Form. Beim Truſt, der vor allem in Ame⸗ 
rika üblichen Art des Suſammenſchluſſes, begeben ſich die ange- 
ſchloſſenen Firmen ihrer vollſtändigen Selbſtändigkeit, um in eine 
alle umfaſſende einheitliche Geſellſchaft (Firma) aufzugehen. 

Nach ihrer Form wird man die Kartelle in der Haupt⸗ 
ſache in drei Gruppen einteilen können: 

1. Auf unterſter Stufe ſtehen die loſen Beſprechungen, die 
zu gewiſſen Abmachungen führen, deren Einhaltung vielfach nur 
mündlich zugeſagt wird. | 

2. Feſtere Form gewinnen ſchriftliche Dereinbarungen 
auf Grund einer Verbandsſatzung, z. B. unter Sugrundelegung der 
Satzung eines eingetragenen Vereins mit Feſtſetzung von Straf: 
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maßnahmen bei Derfehlungen, Hinterlegung von Wechſeln zur 
Sicherheit uſw. a 

3. Noch feſter wird dieſe durch Bildung eines Syndikats, 
das zwar den einzelnen Verband smitgliedern noch Selbſtändigkeit 


läßt, aber beſtimmte Funktionen, 3. B. den Einkauf oder Verkauf, 


vollſtändig von ihnen übernimmt oder wenigſtens durch eine Ab⸗ 
rechnungsſtelle regelt oder kontrolliert. Hier erſcheint meiſt als recht⸗ 
liche Form die Geſellſchaft, beſonders die Aktiengeſellſchaft und die 
G. m. b. H. (unter Umſtänden aber auch der eingetragene Derein). 

Nach ihrem Sweck können die Kartelle verfolgen: 

1. die Regelung der Kaufs- und Derkaufsbedingungen (Kon: 
ditionskartelle), 

2. die Regelung der Preiſe (Preiskartelle), 

3. die Regelung der Produktion (Produktionskartelle). 


Alle dieſe Einteilungen haben allerdings nur bedingten Wert, da 
ſie in der Wirklichkeit vielfach durcheinander laufen oder mitein⸗ 
ander verbunden find. So finden wir häufig Preis- und Konditions⸗ 
kartelle oder Produktions- und Preiskartelle und ebenſo die ver⸗ 
ſchiedenſten Übergänge von einer wirtſchaftlichen oder rechtlichen 
Form in die andere. Überhaupt iſt gerade bei den Kartellen eine 
viel häufigere und ſchnellere Anpaſſung der Form an das jeweilig 
wechſelnde wirtſchaftliche Leben notwendig als bei den allgemeinen 
wirtſchaftlichen Vereinen. In dieſer Beziehung find die Kartell⸗ 
verwaltungen gerade auch in der Nachkriegszeit fortgeſetzt an neue 
Aufgaben geſtellt worden und werden auch für die kommende Seit 
Probleme von ungeheurer wirtſchaftlicher Tragweite zu erfüllen 
haben. Namhafte Kartellpolitiker haben ſich ſchon vor Jahren 
dahin ausgeſprochen, daß die Kartelle ſich gegenüber den neuauf⸗ 
getauchten Wirtſchaftsnotwendigkeiten ganz anders als bisher ein⸗ 
ſtellen müſſen, und daß ſie eine Neuorientierung auf Grundlage 
einer Rationierung der Erzeugung und deren Verbilligung durch 
Kusſchaltung und Vereinfachung aller Swiſchenmitglieder innerhalb 
des Herſtellungsganges ſowie des Abſatzweges ins Auge zu faſſen 
haben 1. 

Die neuzeitliche cl hat die Kartelle in ihrer Weiter⸗ 
entwicklung vor allem nach zwei Richtungen gedrängt, nach einer 
OH SEEN und nad) einer vertikalen Gliederung. 


1 80 Tſchiersky in ſeiner Schrift zur Reform der Induſtriekartelle, 
Berlin 1921. 
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Die horizontale Gliederung geht dahin, große Konzerne von 
gleichartigen Unternehmungen zu bilden, um damit die geſamte 
Produktion auf einer beſtimmten Stufe zu beherrſchen; als Beiſpiele 
können dienen das Kohlenſyndikat, das Sementſyndikat, das Kali- 
ſyndikat. 


Die vertikale Gliederung iſt darauf bedacht, die geſamte Er⸗ 
zeugung vom Kohſtoff bis zur Fertigware in einer hand zufammen- 
zufaſſen, alſo beiſpielsweiſe in der Eiſeninduſtrie die Produktion 
von Kohle, Roheijen, Halbzeug und Eiſenfertigwaren (Maſchinen, 
Kleineiſenwaren) oder in der Textilinduſtrie Se, Weberei, 
Konfektion, Groß- und Kleinhandel. 


Bei der horizontalen Gliederung iſt die möglichſte Kusſchaltung 
des Wettbewerbs der Antrieb zur Konzentration, während bei der 
vertikalen mehr das Streben nach Ausſchaltung des Swiſchen— 
gewinns und Erſparnis von Unkoſten die Triebfeder iſt. Beide Be- 
wegungen haben in der Neuzeit die Bildung großer Konzerne her— 
vorgerufen, die das frühere Bild des Kartellweſens ziemlich ver— 
ändert haben. 


Die monopoliſtiſche Beherrſchung des Marktes, die von den Kar: 
tellen zu erreichen geſucht wird, hat fortgeſetzt zur Anrufung der 
Geſetzgebung durch Außenstehende oder Abnehmer geführt, wobei 
namentlich gegen Auswüchſe der Kartellentwicklung (swang zum 
Beitritt zum Kartell oder Verweigerung der Aufnahme in das 
Kartell, ungerechtfertigte Preistreiberei, Materialſperre uſw.) 
Klage geführt worden iſt. Vorſchläge zur Regelung des jetzigen 
Sujtandes ſind infolgedeſſen ſchon von den verſchiedenſten Seiten 
gemacht worden, auch von Kartellvertretern ſelbſt, die zum Bei: 
ſpiel die Errichtung eines Kartellregiſters, in dem alle Kartelle 
eingetragen werden müſſen, befürwortet haben. Um den Klagen 
zu begegnen, hat auch der Reichsverband der deutſchen Induſtrie 
ſchon ſeit einigen Jahren eine ſogenannte Kartellſtelle eingerichtet, 
die verſucht, Streitigkeiten zwiſchen Lieferanten- und Abnehmer⸗ 
verbänden der Induſtrie zu ſchlichten und durch Vereinbarung mit 
dem Großhandel auch Einigungen zwiſchen Induſtrie- und Handels- 
kreiſen herbeizuführen. Durch Derorönung vom 2. November 1925 
it ſchließlich ein Kartellgericht eingeſetzt, das bei Mißbrauch wirt— 
ſchaftlicher Machtſtellung in Tätigkeit tritt. Wie die Einwirkung 
dieſes Gerichts auf die ganze Entwicklung der Kartelle ſein wird, 
läßt ſich noch nicht überſehen. 
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b) Arbeitnehmerverbände. 


Die Arbeitnehmerverbände gliedern ſich in Arbeiter- und Ans 
geſtelltenverbände, wozu als dritte Gruppe neuerdings noch die 
Beamtenverbände gerechnet werden können. 

Die Entwicklung dieſer drei Gruppen war in früherer Seit recht 
verſchiedenartig. Erſt in der jüngſten Seit hat ſie ſich mehr und mehr 
gegenſeitig angeglichen, worüber in der im vierten Unterabſchnitt 
näher dargelegten Suſammenſchlußbewegung — 7 berichtet 
wird. 

1. Arbeiterverbände. 


Wie die ganze Arbeiterfrage in Deutſchland bis in die Mitte 
des vergangenen Jahrhunderts zurückreicht, jo gehen auch 
die Suſammenſchlußbeſtrebungen der Arbeiter zu be⸗ 
ſonderen Vertretungen ihrer wirtſchaftlichen Intereſſen bis auf 
dieſe Zeit zurück. Allerdings war anfänglich die Neigung zur Bil⸗ 
dung wirtſchaftlicher Verbände unter den Arbeitern nur gering. 
Auch die Verſuche einzelner führender Perſönlichkeiten, die deutſchen 
Arbeiter nach dem Dorbilde Englands gewerkſchaftlich zu organi⸗ 
ſieren, fanden zunächſt nur wenig Anklang. Zum Teil lag dies 
daran, daß die Arbeiterbewegung in Deutſchland von vornherein 
ſtark politiſch gerichtet war, und daher die wirtſchaftlichen Siele 
gegenüber den politiſchen zurücktraten, zum Teil auch daran, daß 
die Geſetzgebung eine größere Entfaltung der Organiſationsbeſtre⸗ 
bungen unmöglich machte; das bis zum Jahr 1890 beſtehende Sozia⸗ 
liſtengeſetz beſchränkte die Koalitionsmöglichkeiten, und die in 
manchen deutſchen Gebieten noch über einen längeren Seitraum 
hinaus vorhandenen Dereinsgejege ließen eine größere Derbands- 
tätigkeit nicht aufkommen. Erſt ſeit dem letzten Jahrzehnt 
des 19. Jahrhunderts gewinnt daher die Verband sbildung 
unter den Arbeitern eine größere Bedeutung. Anfang der 90 er 


Jahre beträgt die Sahl der wirtſchaftlich organiſierten Arbeiter etwa 


30-40 000, Ende der 90 er Jahre hat ſie ſchon annähernd 1 Mil⸗ 
lion erreicht, und 1913 iſt fie auf 3726 158 geſtiegen. 

Einen gewaltigen Aufſchwung nimmt die Derbandsbildung nach 
dem Kriege; der Einfluß der Revolution und der ganzen wirt⸗ 
ſchaftlichen Derhältniffe mit ihren großen Arbeitskämpfen geben 
dazu den Anſtoß. Hat 1918 die Sahl der organiſierten Arbeiter noch 
3895 364 betragen, jo ſteigt fie 1919 auf 9072 841, um in den fol⸗ 
genden Jahren ſich ungefähr auf dieſem Stande zu halten. 1922 
ſteht ſie auf 9679 466. Sweifellos iſt damit der übergroße Teil der 
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deutſchen Arbeiterſchaft organiſiert; namentlich darf man für die 
Induſtrie annehmen, daß hier die Sahl der nichtorganiſierten Ar: 
beiter nur noch verſchwindend gering iſt.! Bezeichnend iſt für die 
neuere Entwicklung, daß auch die Arbeiterinnen ſtark an der 
Bewegung teilnehmen. Während fie vor dem Kriege nur etwa ein 
Swölftel der geſamten organiſierten Arbeiterſchaft ausmachen, iſt 
ihr Anteil nach dem Kriege auf mehr als ein Fünftel geſtiegen. 

Die gegenwärtige Organiſation der deutſchen Arbeiter: 
ſchaft beruht in der Hauptjahe auf gewerkſchaftlichem Auf- 
bau, d. h. auf dem Zuſammenſchluß von Arbeitern desſelben Ge— 
werbezweiges zu einem die wirtſchaftlichen Belange vertretenden 
Verbande. Ein ſolcher Verband, meiſt Gewerkſchaft oder Gewerk⸗ 
verein genannt, beſteht in der Regel aus einem ſich über das ganze 
Reichsgebiet erſtreckenden Sentralverbande, der als Unterverbände 
Ortsgruppen oder Bezirksgruppen (auch Ortsvereine, Bezirks— 
vereine und jo ähnlich genannt) beſitzt. In der Hand der Orts- 
gruppen, die von einem hauptamtlich tätigen und beſoldeten Ge— 
werkſchaftsſekretär geleitet werden, liegt meiſt die Hauptarbeit, 
wenigſtens ſoweit eine unmittelbare praktiſche Arbeit (3. B. Der: 
handlungen mit den Arbeitgeberverbänden, Tarifabſchlüſſe, Streik- 
organiſationen) in Frage kommt. Der Sentralverband ſorgt für 
ein? Suſammenarbeit der einzelnen Ortsgruppen, gibt allgemeine 
Richtlinien in allen wichtigen Fragen und gewährt auch gegebenen: 
falls geldliche Unterſtützungen. Durch Suſammenſchluß von gleich— 
geſinnten Gewerkſchaften verſchiedener Gewerbezweige entſtehen 
dann die großen Spitzenorganifationen der Arbeiter, deren es in 
Deutſchland mehrere gibt. 

Neben der Steigerung der Arbeiterzahl tritt in den letzten Jahr⸗ 
zehnten gerade die Suſammenſchlußbewegung zu ſolchen 
Spitzenorganiſationen bei den Gewernkſchaften ſtark in den 
Vordergrund. War es vor dem Kriege vor allem die induſtrielle 
Entwicklung mit ihrem Streben nach Suſammenfaſſung und Der- 
einheitlichung der Produktion, die auch auf die Arbeiter rückwirkte, 
jo führte nach dem Kriege die politiſche und wirtſchaftliche Um⸗ 
wälzung mit all ihren neuen Geſetzen und Gedanken (Betriebsräte 
geſetz, Arbeitsgemeinſchaften, Tarifverträge, Sozialiſierungspläne 
uſw.) die Organiſationen immer enger zuſammen. 


1 Eine genauere Berechnung des Sahlenverhältniſſes der organiſierten 
Arbeiter zu den Nichtorganiſierten läßt ſich bei dem Mangel einer 
Berufsſtatiſtik nach dem Kriege nicht vornehmen. 
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Kingeſichts dieſer ſtarken Zuſammenſchlußbeſtrebungen iſt es auf⸗ 
fallend, daß es den Arbeitern nicht gelungen iſt, eine ein⸗ 
heitliche, alle Gewerkſchaften umfaſſende Spitzen⸗ 
organiſation zu bilden, ja auch nur die ſämtlichen Arbeiter 
eines einzelnen Gewerbezweigs zu ein und derſelben Gewerkſchaft— 


zuſammenzufaſſen. Es beſtehen auch heute noch eine große Sahl von 


Spitzenverbänden nebeneinander, ebenſo wie in faſt jedem Gewerbe⸗ 
zweige mehrere Gewerkſchaften nebeneinanderlaufen. An einem Ort 
finden wir häufig für denſelben Gewerbezweig zwei, drei und mehr 
Ortsgruppen, von denen jede einer beſonderen Gewerkſchaft zu⸗ 
gehört, die ſich darum auch recht häufig gegenſeitig lebhaft be⸗ 
fehden. Der Grund hierfür liegt darin, daß bei den Arbeiterorgani⸗ 
ſationen — im Gegenſatz zu den Arbeitgeberorganiſationen — nicht 
ausſchließlich wirtſchaftliche Heſichtspunkte für den Zuſammenſchluß 
maßgebend ſind, ſondern meiſt politiſche Strömungen oder Welt⸗ 
anſchauungen ſtark mitwirken, zum Teil ſogar den Ausjchlag geben. 

Das Dorhandenjein von vielen nebeneinanderſtehenden Gruppen 
erſchwert die Überſicht über die Gliederung der deutſchen Arbeiter⸗ 
organiſationen, namentlich da auch im Laufe der Seit ein häufiger 
Wechſel in der Gruppenbildung eingetreten iſt, und zudem die ſich 
vielfach ähnelnde Namensführung der verſchiedenen Gewerkſchaften 
und Spitzenverbände leicht zu Verwechſlungen Anlaß gibt. 

Um nach dem heutigen Stande ein einigermaßen überſicht⸗ 
liches Bild über dieſe verſchiedenen Organiſationen geben zu können, 
muß man ſie in eine Reihe von Gruppen zuſammenfaſſen, deren 
Einteilung und Umfang aus der nachfolgenden Zuſammen⸗ 
ſtellung hervorgeht: 


Mitgliederzahl 
8 1922 
1. freie Gewerkſchaften 7817152 
2. chriſtliche Gewerkſchaften 1031006 
5. Hirſch⸗Dunkerſche Gewerkſchaften 230612 
4. ſyndikaliſtiſche und kommuniſtiſche Verbände 246892 
5. wirtſchaftsfriedliche Derbände 221553 
6. Ronfeſſionelle Derbände 4040 
7. ſelbſtändige Verbände 91851 


zuſammmen: 9679466 


Unter den ſieben Gruppen haben die drei erſtgenannten bei 
weitem die größte Bedeutung, und zwar nicht nur durch ihre über⸗ 
wiegende Mitgliederzahl, ſondern auch durch ihre ſtraffe innere 
Organiſation und ihr zielbewußtes Arbeiten. Immerhin treten auch 
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die übrigen Gruppen hier und da in einzelnen Gewerbezweigen 
oder Gegenden hervor. 

Entwicklung, Aufbau und Tätigkeit der einzelnen Gruppen er- 
geben ſich aus der nachfolgenden Einzeldarſtellung. 


la DIVE freien Gewerkſchaften. 


Die nach Sahl und Tätigkeit mächtigſte Gruppe in der deutſchen 
Arbeiterbewegung, die freien Gewerkſchaften, ſteht politiſch 
in engem Suſammenhang mit der Sozialdemokratie. Ihre Ent⸗ 
wicklung iſt daher zum großen Teil mit dieſer gleichgelaufen. Zu 
weſentlicher Bedeutung und praktiſcher Tätigkeit ſind ſie ſeit dem 
Jahre 1890 gelangt, nachdem das Zozialiſtengeſetz, das ihnen in- 
folge ihrer Parteiſtellungnahme eine größere Betätigung nicht ge— 
ſtattet hatte, gefallen war. 

Von dieſer Seit ab hat ſich ihr Umfang gewaltig geſtei⸗ 

gert, wie aus nachfolgender Suſammenſtellung erſichtlich iſt: 


; Sentral⸗ Sweig⸗ Mitglieder⸗ darunter 

im Jahre Verbände vereine zahl weibliche 
1892 56 237094 4355 
1902 ‚60 733206 28218 
1907 63 10897 1873146 136929 
1913 49 12296 2525042 228265 
1918 49 10365 2866012 675846 
1919 49 23862 7337417 1612636 
1920 50 27271 8125682 1697937 
1922 49 7908533 


Beſonders ſcharf tritt die Steigerung der Mitglieder in der Nach— 
kriegszeit hervor, hier natürlich im Suſammenhang mit der ganzen 
ſtaatlichen und wirtſchaftlichen Umwälzung. Bemerkenswert ijt da— 
bei auch die Zunahme der weiblichen Mitglieder. Auch die Zweig— 
vereine, alſo die örtlichen und bezirklichen Unterverbände, haben 
ſich ſehr vermehrt, ein Seichen, daß die Organiſation auf immer 
weitere Teile Deutſchlands ausgedehnt worden iſt. Demgegenüber 
bleiben die Sentralverbände, d. h. die Suſammenfaſſung der fachlich 
gleichartigen Sweigvereine, ziemlich gleich in der Sahl, was ſich 
ohne weiteres daraus erklärt, daß die Organiſation von vornherein 


auf eine ziemlich ſyſtematiſch georoͤnete Facheinteilung eingeſtellt 


war. Wenn hier und da neue Fachgruppen im Laufe der Seit hinzu 
5* 
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gekommen jind, jo haben ſich auf der anderen Seite auch manche zu⸗ 
ſammengeſchloſſen, z. B. die Seeleute, Hafenarbeiter, Handels-, 
Transport- und Derkehrsarbeiter, welche früher drei geſonderte 
Sentralverbände bildeten, ſpäter jedoch in den Zentralverband der 
Transportarbeiter vereinigt wurden. Unter den 49 Verbänden 
ragen durch beſondere Bedeutung hervor der Deutſche Metall: 
arbeiterverband (mit 1624554 Mitgliedern), der Verband der 
Fabrikarbeiter (733583), der Deutſche Textilarbeiterverband 
(727 446), der Deutſche Derkehrsverband (566 274), der Deutſche 
Baugewerksbund (543578), der Deutſche Landarbeiterverband 
(499 107), der Deutſche Eiſenbahnerverband (444 764), der Deutſche 
Holzarbeiterverband (434843), der Verband der Bergarbeiter 
(395 856), der Verband der Gemeinde- und Staatsarbeiter 
(279 120), der Deutſche Bekleidungsarbeiterverband (157856), der 


Deutſche Tabakarbeiterverband (117956), der Zentralverband der 


Schuhmacher (115445), der Sentralverband der Maſchiniſten und 
Heizer (111499), der Zentralverband der Zimmerer 995 910) und 
der Verband der Buchbinder (98 8100). g 
Als Spitzenvertretung der freien ge de rc Zen⸗ 
tralverbände iſt im Jahre 1890 die „Generalkommiſſion“ 
gebildet worden, die aber im Jahre 1919 durch den „Allgemei- 
nen Deutſchen Gewerkſchaftsbund“ (A. D. G. B.), eine 
ſtraffere Organiſation, erſetzt worden iſt. Als 5 weck dieſer Spitzen⸗ 
vertretung gilt das ſtändige Suſammenwirken der gewerkſchaftlichen 
Sentralverbände zur Vertretung der gemeinſamen Intereſſen der 
gewerkſchaftlich organiſierten Arbeiter und Arbeiterinnen Deutſch⸗ 
lands. Dieſer Sweck ſoll erreicht werden durch Förderung der ge⸗ 
werkſchaftlichen Agitation, Aufnahme allgemeiner gewerkſchaft⸗ 
licher Statiſtiken, Sammlung und Derwertung ſozialpolitiſchen 
Materials, Herausgabe von Publikations- und Agitationsſchriften, 
Unterhaltung von Beratungs- und Dertretungsitellen in Rechtsſtreitig⸗ 
keiten, Durchführung der Wahlen für die ſozialpolitiſchen Arbeiter⸗ 
vertretungen, Abgrenzung der Ugitations- und Organiſationsgebiete 
der Gewerkſchaften, Entſcheidung über Grenzſtreitigkeiten, gegen⸗ 
ſeitige Unterſtützung der Gewerkſchaften bei der Durchfüh⸗ 
rung außerordentlicher Kämpfe und Pflege internationaler 
Beziehungen. Oberſtes Organ des A. D. G. B. iſt der Ge⸗ 
werkſchaftskongreß, der jedes dritte Jahr vom Bundes⸗ 
vorſtand einzuberufen iſt und zu dem jede Gewerkſchaft mindeſtens 
einen Vertreter zu entſenden hat; dabei entfällt auf je 10000 Der: 
bandsmitglieder ein Vertreter. Der Gewerkſchaftskongreß wählt zur 
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Leitung des A. D. G. B. einen aus 15 Mitgliedern beſtehenden Dor- 
ſtand. Neben dieſem ſteht ein Bundesausſchuß, der ſich aus je einem 
Vertreter der angeſchloſſenen Gewerkſchaften zuſammenſetzt und die 
Tätigkeit des Bundesvorſtandes zu überwachen hat. Sur örtlichen 
Vertretung des A. D. G. B. beſtehen in den einzelnen Städten und 
Gemeinden Ortsausſchüſſe, die von den Vertretern der an dem 
betreffenden Ort befindlichen Gewerkſchaften gebildet werden und 
die gemeinſamen Intereſſen der daſelbſt anſäſſigen Mitglieder zu 
vertreten haben. 


2. Die chriſtlich- nationalen Gewerkſchaften. 


Die „chriſtlich- nationalen“, auch nur kurz die „chriſt⸗ 
lichen“ Gewerkſchaften, die, wie der Name beſagt, auf dem 
Boden chriſtlicher Weltanſchauung ſtehen, ähneln in ihrem 
Aufbau den freien Gewerkſchaften. Allerdings unterſcheiden fie ſich 
in der Bildung der zentralen Berufsgruppen von dieſen inſofern, 
als ſie nur halb ſo viele Organiſationen aufweiſen, was darin liegt, 
daß ſie von vornherein nicht jo ſcharf gegliedert ſind. Der Su: 
ſammenſchluß der chriſtlichen Gewerkſchaften zu einer Spitzenver— 
tretung iſt im Jahre 1899 durch den in Mainz gegründeten 
„Sentralausſchuß“ erfolgt, der im Jahre 1901 in den 
„Geſamtverbandſchriſtlicher Gewerkſchaften Deutſch⸗ 
lands“ geändert worden iſt. 

Auch dieſer Verband hat eine ſtarke Entwicklung namentlich 
in der Nachkriegszeit aufzuweiſen. Es ſtellen ſich bei ihm 


; Sentral⸗ Orts⸗ Mitglieder⸗ darunter 

im Jahre verbände gruppen zahl | weibliche 
1902 | 977 79238 4077 
1907 22 3240 284 694 24122 
1913 25 4915 341735 27623 
1918 28 4950 538559 72409 
1919 | 26 9918 1000770 160024 
1920 | 25 10996 1105894 214550 
%% 10 1031006 


Die Zunahme der weiblichen Mitglieder tritt auch hier neuerlich 
ſcharf hervor. Im übrigen iſt bei den Sahlen der Nachhriegszeit 
noch zu berückſichtigen, daß im Jahre 1920 der bis dahin geſondert 
gehende „Verband der hatholiſchen Arbeitervereine, Sitz Berlin“, 
ſich mit etwa 80 000 Mitgliedern angeſchloſſen hat. 
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Oberſtes Organ des Geſamtverbandes iſt der Kon- 
greß, der aus Dertretern der angeſchloſſenen Gewerkſchaften — 
auf je 4000 Mitglieder 1 Vertreter — gebildet wird. Die Leitung 
des Geſamtverbandes liegt in der hand eines Kusſchuſſes, der 
aus den erſten Dorfigenden aller angeſchloſſenen Gewerkſchaften, 
aus weiteren Vertretern großer Gewerkſchaften, den leitenden An- 
geſtellten der Hauptgeſchäftsſtelle und aus beſonders bewährten Ge⸗ 
werkſchaftsmitgliedern, die vom Kongreß gewählt werden, be⸗ 
ſteht. Dieſer Ausſchuß hat einen Vorſtand zu beſtellen, der die 
laufenden Geſchäfte zu erledigen und den Geſamtverband in der 
Öffentlichkeit au vertreten hat. | 


> Die hirſch⸗Dunkerſchen Gewerkſchaften. 


Die ſchon in den ſechziger Jahren von Dr. Max Hirſch geſchaffe⸗ 
nen und zum Teil nach ihm benannten Gewerkſchaften, welche eine 
liberale Richtung verfolgen, ſind ſeit dem Jahre 1869 zu dem 
„Verbande Deutſcher Gewerkvereine“ zuſammengefaßt. 
Ihre Entwicklung ergibt ſich aus folgender Zuſammenſtellung: 


im Jahre verbände Ortsvereine e weibliche 
| | 

1869 30000 
1890 62643 
1900 990661 
1907 24 1999 108889 
1913 23 2153 318508 5937 
19018 1d 1720 214360 11684 
19109 109 1228 308365 18086 
1920 18 1869 192401 22365 
19222 ͤ 2 230612 


Im ganzen iſt alſo die Mitgliederzahl nicht ſo fortgeſchritten wie 
die der freien und der chriſtlichen Gewerkſchaften. Auch die Anteil⸗ 
nahme der Frauen iſt an dieſem Verbande nicht ſo groß wie bei 
den beiden anderen Verbänden, was hauptſächlich darin ſeinen 
Grund hat, daß ſeine Mitglieder in erſter Linie aus der Metall 
induſtrie ſtammen. 

An der Spitze des Verbandes, der mit ſeinen Unterver⸗ 
bänden und Ortsvereinen einen ähnlichen Aufbau wie die freien 
und die chriſtlichen Gewerkſchaften aufweiſt, ſteht ein Verbands: 
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vorſitzender, der die Vertretung nach außen und innen hat. 
u ſeiner Unterſtützung iſt ein geſchäfts führender Husſchuß 
gebildet. Dazu kommt weiter ein Zentralrat, der aus Der- 
tretern der einzelnen Gewerkvereine zuſammengeſetzt iſt und bei 
grundſätzlich wichtigen Entſcheidungen in Tätigkeit tritt. Oberſtes 
Organ iſt der Verbandstag, der alle drei Jahre einberufen wird. 


4. Die ſyndikaliſtiſchen und komm uniſtiſchen 
Verbände. 


Dieſe Verbände ſtehen in ſcharfem Gegenſatz zu den drei vorge- 
nannten Gruppen, die ſie auch bei faſt allen Maßnahmen zu be— 
kämpfen ſuchen. 

Die Snnöikaliften ſtreben in kommuniſtiſch anarchiſtiſchem 
Sinne eine wirtſchaftliche Organiſation aller Produzenten als 
Grundlage für die von ihnen geplante zukünftige Geſellſchaftsord— 
nung an. Aus dieſem Grunde ſuchen fie freie Vereinigungen aller 
Berufe zu bilden. Zur Erreichung ihrer Ziele ſtehen ſie auf dem 
Boden der unmittelbaren Aktion, die in ſozialen Generalſtreiks 
ihren höchſten Ausdruck findet; daneben empfehlen ſie auch paſſive 

Reſiſtenz und Sabotage. Die in Deutſchland beſtehenden ſyndikali— 
ſtiiſchen Vereinigungen haben fi im Jahre 1919 zu der „Freien 
Arbeiter-Union Deutſchlands“ zuſammengeſchloſſen, die 
62231 Mitglieder umfaßt. 

Die kommuniſtiſchen Verbände haben ſich von den freien 
Gewerkſchaften abgezweigt. Ihr Programm beſteht in Sturz des 
Kapitalismus. Daher empfehlen ſie auch rückhaltloſen Klaſſenkampf 
und Beſeitigung der privatkapitaliſtiſchen Wirtſchaft. Indeſſen wol- 
len ſie ſich während der Seit des Kampfes um die Erreichung des 
Endzieles an allen geſetzlichen Körperſchaften und an Cohnverhand⸗ 
lungen (auch am Abſchluß von Tarifverträgen) beteiligen. Dieſe 
Verbände haben ſich im Jahre 1921 zu der „Union der hand⸗ 
und Kopfarbeiter Deutſchlands“ (Räteorganiſation) zu- 
ſammengetan, die 162000 Mitglieder umfaßt. Damit iſt auch der 
Unſchluß an die kommuniſtiſche Partei Deutſchlands und mit dieſer 
wiederum an die Rote Gewerkſchaftsinternationale in Moskau ge- 
geben. 


5. Die wirtſchaftsfrieoͤlichen Arbeiter— 2 
vereinigungen 

Die wirtſchaftsfriedlichen Arbeiterverbände, auch 

die „gelben“ genannt, ſtehen auf dem Standpunkt, daß die gleich— 
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laufenden nationalen und wirtſchaftlichen Intereſſen der Arbeit⸗ 
nehmer und Arbeitgeber ſchwerwiegender ſind als deren Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten über die Verteilung des Arbeitsertrages; ſie ſtre⸗ 
ben daher ein möglichſt frieoͤliches Zuſammenarbeiten aller Er⸗ 
werbsſtände an und ſuchen den Klaſſenkampf zu vermeiden. Dieſe 
Verbände haben ſich in ihrer Mehrzahl ſchon vor dem Kriege in den 
„Nationalverband Deutſcher Berufsverbände“ zu⸗ 
ſammengeſchloſſen. Es gehören dazu 22 Verbände mit 221553 Mit⸗ 
gliedern, von denen der Reichslandarbeiterbund mit 7 Unterverbän⸗ 
den und 112116 Mitgliedern und der Deutſche Arbeiterbund mit 
8 Unterverbänden und 79481 Mitgliedern die 1 

bilden. Ä 


6. Die konfeſſionellen Verbände. 


Dieſe zählen nur etwa 40000 Mitglieder, nachdem der Verband 
der katholiſchen Urbeitervereine, Sitz Berlin, aus dieſer Gruppe 
ausgeſchieden und den chriſtlichen Gewerkſchaften beigetreten iſt. 


7. Die ſelbſtändigen Verbände. 


Außerhalb aller zentralen Organiſationen ſteht noch eine klei⸗ 
nere Sahl von Verbänden, die wohl noch eine größere Bedeutung 
für Angeſtellte und Beamte, dagegen nicht für Arbeiter haben; 
von Arbeitern gehörten zu ihnen im Jahre 1922 nur 91851 Mit⸗ 
glieder. 


Die Tätigkeit der Arbeiterorganijationen iſt beſonders wäh: 
rend des Krieges und noch mehr nach dem Kriege in die 
Erſcheinung getreten. Im Kriege führte die Notwendigkeit der mög⸗ 
lichſten Steigerung der Produktion und der ſachgemäßen Verteilung 
der Arbeitskräfte dazu, daß man auch ſie mehr und mehr heran⸗ 
zog. Nach dem Kriege ergab ſich aus der ganzen Umwälzung von 
vornherein für ſie eine ſtärkere Stellung, die auch in den Verein⸗ 
barungen mit den Arbeitgebern über Anerkennung der Gewerk⸗ 
ſchaften und Bildung der Arbeitsgemeinſchaften auf Grund des 
Programms vom 15. November 1918 ihren Ausdruck gefunden hat. 
In der folgenden Seit haben ſie namentlich bei den ſtändigen Lohn: 
tarifverhandlungen, die in der Inflationszeit notwendig waren, 
ſtark mitgewirkt. Es gilt dies vor allem für die freien, die chriſt⸗ 
lichen und die Hirſch⸗Dunkerſchen Gewerkſchaften. 

Indeſſen Dt dieſe drei großen Organiſationen gr ao 
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früher eine einflußreiche Stellung innerhalb der deutſchen Arbeiter: 
ſchaft wie überhaupt im ganzen deutſchen Wirtſchaftsleben einge- 
nommen. Bei den großen Arbeitskämpfen der letzten Jahrzehnte ſind 
ſie faſt immer mehr oder weniger ausſchlaggebend in die Erſcheinung 
getreten; vielfach haben ſie auch finanziell durch Bewilligung von 
Unterſtützungsgeldern an ſtreikende Mitglieder eingegriffen. Über- 
haupt waren ihre geldlichen Leiſtungen oft recht beträchtlich; ihren 
Mitgliedern haben ſie außer in Streikfällen Unterſtützungen ge- 
währt bei Krankheit und bei Arbeitslofigkeit. 
CEinen Einblick in ihre Unterſtützungstätigkeit gibt nachfolgende 
Überſicht der en der drei großen Verbände in den Jahren 
1913 und 1920: 


freie Gewerk⸗ chriſtliche Ge- Hirſch⸗Dunkerſche 
ſchaften werkſchaften Gewerkſchaften 


1913 | 1920 | 1913 |. 1920 1913 1920 


Prozente der Geſamtausgaben 


Derwaltungskojten 18,1 336 40,4 55,2: 14,5 24,7 
Unterſtützungen 2 38,8 21,56 68,6 | 398 
darunter | 
bei Streiks 2154 | 18,9 16,2 108 | 175 18,7 
bei Arbeitslojigkeit| 15,4 | 9,8 4,7 371 | 12,5 96 
bei Krankheit 20,5 | 7,4 | 16,8 | 6,4 35,8 |: 12,0 


Die Nachkriegszeit zeigt hier noch eine Steigerung der Verwal⸗ 
tungskoſten, was hauptſächlich mit der Geldentwertung zuſammen⸗ 
hängt, und eine wahrſcheinlich in den folgenden Jahren noch ſtärker 
hervortretende Abnahme der Unterſtützungen bei Arbeitsloſigkeit; 
dies dürfte ſeinen Grund darin haben, daß in den letzten Jahren 
die Arbeitsloſenunterſtützungen durch die Gemeinden geleiſtet ſind. 


2. Angeſtellten verbände. 

Die Angeſtellten laſſen ſich nach ihrer beruflichen Tätigkeit 
in drei Gruppen einteilen: Handlungsgehilfen, Techniker und Bu- 
reaubeamte. Für alle drei Gruppen haben ſich im Laufe der letzten 
Jahrzehnte eine Reihe von Verbänden gebildet, die ſich die Der- 
tretung ihrer wirtſchaftlichen Belange zur Aufgabe machen. Suerſt 
hat die Zuſammenſchlußbewegung unter den Handlungsgehilfen be: 
gonnen, und zwar ſchon um die Mitte des vorigen Jahrhunderts. 
Bei den Technikern hat ſie drei, bei den Bureaubeamten vier 
Jahrzehnte ſpäter eingeſetzt. | 
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Von Anfang an waren allerdings die Derbandsbildungen, ins⸗ 
beſondere bei den Handlungsgehilfen, nicht Vertretungen lediglich 
der Angeſtellten, ſondern ſie faßten auch, und zwar zum Teil in 
erheblicher Sahl, ſelbſtändige Kaufleute mit ein; noch in den Jahren 
vor dem Kriege waren bei den großen Handlungsgehilfenverbänden 
ein Drittel bis ein Viertel der Mitglieder in ſelbſtändiger Stellung. 
Huch die Derbandstätigkeit war zunächſt nicht auf eine umfaſſende 
Vertretung aller wirtſchaftlichen Belange der Mitglieder gerichtet, 
vielmehr verfolgte ſie beſondere Siele, unter denen vor allem der 
Stellennachweis und die Unterſtützung in Krankheits- und Sterbe⸗ 
fällen und bei Notlagen in erſter Linie ſtanden. Erſt ſeit Beginn des 
20. Jahrhunderts vollzog ſich die Umwandlung zu allgemeinen 
Intereſſenvertretungen, und damit entſtanden auch gleichzeitig 
eine engere Fühlungnahme und ein Suſammenſchluß der beſtehen⸗ 
den Verbände. Den Anſtoß gab zunächſt das Streben der Ange⸗ 
ſtellten nach Penſionsberechtigung. 1901 traten die maßgebendͤſten 
Verbände zu einem „Hauptausſchuß für die ſtaatliche Penſionsver⸗ 
ſicherung der Privatangeſtellten“ zuſammen. Dieſer Arbeitsgemein⸗ 
ſchaft, die ſich nach Erreichung ihres Zieles wieder auflöſte, folgten 
in den nächſten Jahren eine Reihe von anderen ähnlichen Zu⸗ 
ſammenſchlüſſen zur Bearbeitung wirtſchaftlicher und ſozialer Fra⸗ 
gen, ſo 1905 die Bildung eines „Sozialausſchuſſes“ unter den Tech⸗ 
niker⸗ und Werkmeiſterverbänden, 1910 eines gleichen Ausſchuſſes 
unter den Bureauangeſtelltenverbänden und 1912 einer ſozialen Ar⸗ 
beitsgemeinſchaft unter den Handlungsgehilfenverbänden. 

Eine viel entſchiedenere Richtung nahm dieſe Entwicklung in der 
Nachkriegszeit an. | 

Vor dem Kriege hatte ſich die Angeftelltenbewegung immer. noch 
ziemlich ferngehalten von gewerkſchaftlichen Beſtrebungen. Hatte ſich 
auch damals ſchon bei manchen Gruppen eine gewiſſe Neigung hier⸗ 
für geltend gemacht, fo ſtanden dieſen doch noch große andere Teile 
entgegen, welche mehr die Sujammenarbeit mit den Unternehmern 
betonten und ſich nicht in den großen Kampf der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer hineinziehen laſſen wollten. Nach dem Kriege änderte 
ſich dies unter dem Einfluß der ganzen politiſchen Umwälzung 
vollſtändig. Es ſetzte die Bildung von großen gewerkſchaftlich orga⸗ 
niſierten Gruppen ein, die ſich im weſentlichen der Gruppenbildung 
der Arbeiter anſchloſſen. Die Bewegung hatte auch zur Folge, daß 
die ſelbſtändigen Kaufleute faſt ganz aus den Ungeſtelltenverbänden 
ausſchieden, und daß damit die Verbände nunmehr tatſächlich auch 
reine Intereſſen vertretungen der Angeſtellten wurden. 
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Gleichzeitig mit dieſer Entwicklung nahm auch die Sahl der orga⸗ 
niſierten Angeſtellten erheblich zu, wenn auch nicht in gleich raſchem 
Maße, wie dies bei den Arbeitern der Fall war. Angeſtellte waren 
organiſiert 1913 941343, 1919 1436 780, 1920 1691088. 

Nachfolgende Sahlen und Einzeldarſtellungen vermögen die neu- 
zeitliche Entwicklung noch näher zu erläutern. 

Was zunächſt die Zuſammenſetzung der Derbände nach 
der maßgebenden beruflichen Tätigkeit ihrer Mitglieder betrifft, 
ſo ſtellt ſich dieſe vor und nach dem Kriege folgendermaßen: 


1913 1919 
mit: | davon mit- davon 
glieder | Angeftellte | glieder | Angeftellte 
über⸗ über- | weib- | über- | über- weib⸗ 

| haupt | haupt liche | haupt haupt liche 


| ! 
bände (Handlungs⸗ 5 | | 
gehilfenv.) ..... 643963 562716 66778 |1078069 10522130325 456 
Technikerverbände . a 24 | 257461| 248036 1866 


Verbände d. Bureau⸗ 99 

beamten 28782 28767 424 14663 14663 3479 
Verbände landwirt⸗ 
ſchaftlicher Beamten 23748 20645 6| 19845 19414 450 

Verſchied. Verbände. 95834 80981] 5886 | 66242) 66242 10775 

941343 830441 73118 1436780 1400568 342026 


Kaufmänniſche Der: 


Bemerkenswert ijt bei dieſer Entwicklung (außer dem ſchon er- 
wähnten Rückgang der Mitglieder, die nicht Angeſtellte, alſo ſelb— 
ſtändig, ſind) auch die ſtarke Zunahme der weiblichen Mitglieder. 

Unter den Verbänden der einzelnen Gruppen ragen durch Mit⸗ 
gliederzahl und Bedeutung beſonders hervor: 


von den kaufmänniſchen verbänden 


der Zentralverband der kngeſtellten, Berlin (1919 mit 366051 Mit⸗ 
gliedern), der Deutſchnationale Handlungsgehilfenverband, Hamburg 
(207 802), der Kaufmänniſche Verein von 1858, Hamburg (113 986), 
der Verband Deutſcher Handlungsgehilfen, Leipzig (111852), der 
Deutſche Bankverein e. D., Berlin (55 310) und der Verband kath. 
kaufm. Vereinigungen Deutſchlands e. D., Eſſen (36 000); 


von den Technikerverbänden 
der Deutſche Werkmeijter-Derband, Düſſeldorf (mit 120 010 Mit⸗ 
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gliedern) und der Bund der techniſchen Angeſtellten und Be⸗ 
amten, Berlin (99 500). 

Wichtiger als die Gliederung nach der beruflichen Seite iſt in⸗ 
folge der geſchilderten Entwicklung nach dem Kriege die Grup⸗ 
pierung nach den gewerkſchaftlichen Geſichtspunkten 
geworden. Nach dieſen ergeben ſich für die genannte Angeſtellten⸗ 
bewegung vor allem drei Hauptrichtungen: 


1. die freigewerkſchaftliche Gruppe, die mit den ſo⸗ 
zialdemokratiſchen freien Gewerkſchaften zuſammenarbeitet. Die 
dieſer Gruppe angeſchloſſenen Angeſtelltenorganiſationen haben den 
„Allgemeinen Freien Ungeſtellten⸗Bund“ (Afa-Bund) 
gebildet, dem 1922 15 Verbände mit 658 2341 Mitgliedern ange⸗ 
hörten. Don den großen Sentralverbänden zählen hierzu vor allem 
der Zentralverband der Angeſtellten (mit 310 419 Mitgliedern), der 
Deutſche Werkmeiſterverband (460 000) und der Bund der. Ted 
niſchen Angejtellten (86 500). Ahnlich wie bei dem mit dieſer Gruppe 
verbundenen H. D. G. B. iſt höchſte Inſtanz des Afa-Bundes der 
Kongreß, der alle drei Jahre zuſammentritt und über alle den 
Bund berührenden grundlegenden Fragen entſcheidet. Der Kongreß 
wählt zur ſtändigen Vertretung einen Dorſtand, deſſen Tätigkeit 
wiederum überwacht wird durch einen aus den Dertretern der an⸗ 
geſchloſſenen Verbände beſtehenden KRusſchuß. Örtlih iſt der Afa⸗ 
Bund in Ortshartelle gegliedert, die von den Ortsgruppen der zum 
Bunde gehörenden Gewerkſchaften gebildet werden. 


2. die mit den chriſtlichen Gewerkſchaften verbun⸗ 
dene Gruppe, die ſich zu dem „Geſamtverband Deutſcher 
Angeſtellten⸗Gewerkſchaften“ (Gedag) zuſammenge⸗ 
ſchloſſen hat und 10 Verbände mit 460 0861 Mitgliedern umfaßt. 
Die Hauptgruppen find hier der Deutſchnationale Handlungsgehilfen⸗ 
Verband (mit 285 879 Mitgliedern und der Verband der weiblichen 
Handels⸗ und Bureauangejtellten (102626). An der Spitze des Ge⸗ 
dag ſteht ein Vorſtand, in den jeder angeſchloſſene Verband bevoll⸗ 
mächtigte Vertreter entſendet. Die Leitung des Verbandes liegt 
in der Hand der Hauptgeſchäftsſtelle. 


3. die mit den hirſch⸗Dunkerſchen Gewerkſchaften zu⸗ 
ſammenhängende freiheitlich nationale Gruppe, die 
den „Gewerkſchaftsbund der Angeſtellten“ bildet, und 
zwar iſt dieſe Bildung erfolgt durch Vereinigung des verbandes 


Ohne Kusſchaltung der vorhandenen Doppelanſchlüſſe ſ. u. Anm. S. 80. 
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Deutſcher Handlungsgehilfen Leipzig, des Kaufmänniſchen Vereins 
von 1858 Hamburg, des Deutſchen Angeſtelltenbundes Magdeburg 
und des Dereins der Deutſchen Kaufleute Berlin, wozu noch ſpäter 
kleinere Verbände beigetreten ſind. Die Mitgliederzahl dieſer 
Gruppe betrug 1922 300357. Der Gewerkſchaftsbund der An- 
geſtellten bildet eine einheitliche Gewerkſchaft (alſo ohne Unter⸗ 
verbände), hat aber Ortsgruppen, und zwar in allen Orten, in 
denen ſich mindeſtens 10 Mitglieder befinden. Dabei können auch 
innerhalb der Ortsgruppen Fachgruppen gebildet werden, die ſich 
weiter zu Gaufachgruppen und RKeichsfachgruppen zuſammen⸗ 
ſchließen können. Oberſtes Organ iſt der Bundestag, der alle zwei 
Jahre zuſammentritt und aus ordentlichen Mitgliedern beſteht. Der 
Bundestag wählt einen Kufſichtsrat, der die geſamte Betätigung des 
Bundes zu überwachen hat und einen mit der n und 
Geſchäftsführung betrauten Dorjtand. 

Nebendieſen drei Gruppenſtehen eine Reihe von ſelb⸗ 
ſtändigen Derbänden, die nach Umfang und Bedeutung recht 
verſchieden find. Es fallen darunter die Vereinigung der leitenden 
Kngeſtellten in handel und Induſtrie, (Vela) ferner die Verbände des 
Bankgewerbes, Derjicherungsgewerbes, der Bergbau-Angeltellten, 
Drogiſten uſw., alſo meiſt Verbände ſolcher Angeſtellten, die ſich 
durch höhere Vorbildung und Tätigkeit auszeichnen. Auch zur wirt⸗ 
\haftsfrieölihen Gruppe gehört eine Anzahl von Angeſtellten 
(1922 55000), ebenſo wie ſich ein allerdings nur kleiner Teil von 
Angeſtellten (11000) auch der kommuniſtiſch⸗ſyndikaliſtiſchen Gruppe 
angeſchloſſen hat. 


3. Beamtenverbände. 


Huch die Beamten haben ſich neuerdings zu großen Orga— 
niſationen zuſammengeſchloſſen, die ſich in erſter Linie die Der- 
tretung der wirtſchaftlichen Belange ihres Berufsſtandes zum 
Ziele geſetzt haben. Neben den zu dieſem Zwecke geſchaffenen neuen 
Verbänden haben die aus früherer Seit beſtehenden Vereinigungen, 

die ſich meiſt nur auf hebung des Standesbewußtſeins oder auf gegen- 
ſeitige Unterſtützung oder auf fachliche Aufgaben eingeſtellt hatten, 
neuerdings mehr und mehr den Charakter voller wirtſchaftlicher 
Intereſſenvertretungen angenommen. Den Anſtoß zu dieſer Be⸗ 
wegung gaben die ſtaatliche Umwälzung, durch die gerade auch die 
Beamtenſchaft ſich gefährdet ſah, und die in Seiten der Inflation 
zeitweiſe ſtark hervortretende Notlage der Feſtbeſoldeten. Dazu 
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kam, daß auch die Geſetzgebung der Revolutionszeit den Beamten 
gegen früher eine weitgehendere Dereinigungsmöglichkeit geſtattete. 
Das Beſtreben, die verſchiedenen Beamtenverbände zu einer macht⸗ 
vollen Organiſation zuſammenzuſchließen, führte bereits Ende 1918 
zu dem Deutſchen Beamtenbund, dem 52 Fachverbände 
mit 919062 Mitgliedern (darunter 42 000 Frauen) beitraten. Zu 
ſeinen Gründern gehörten die Reichsgewerkſchaft Deutſcher Eiſen⸗ 
bahnbeamten und -Anwärter (mit etwa 200 000 Mitgliedern), die 
Reichsgewerkſchaft der Poſt-⸗ und Telegraphenbeamten (250 000) 
und der Keichsverband der Polizeibeamten Deutſchlands (111187) 
ſowie der Reichsverband höherer Beamten (75000). Bezweckt iſt 
damit die Förderung der rechtlichen, wirtſchaftlichen und beruflichen 
Angelegenheiten der deutſchen öffentlichen Beamten auf gewerk⸗ 
ſchaftliche Grundlage. Oberſtes Organ des Bundes iſt der alljährlich 
ſtattfindende Beamtentag, der ſich aus dem Geſamtvorſtand und den 
Vertretern der angeſchloſſenen Derbände zuſammenſetzt; ſeine Lei⸗ 
tung erfolgt durch einen vom Beamtentag gewählten geſchäftsführen⸗ 
den Vorſtand. Don dieſem Bunde haben ſich allerdings ſpäter wie⸗ 
der einige Gruppen lösgelöſt, ſo mehrere ſozialdemokratiſch gerichtete 
Verbände (darunter die große Keichsgewerkſchaft der deutſchen 
Eiſenbahnbeamten und Anwärter), welche ſich den freien Gewerk- 
ſchaften angeſchloſſen und einen Sonderverband unter dem Namen 
Allgemeiner Deutſcher Beamtenbund gegründet haben, ferner der 
Bund höherer Beamten, der 1920 austrat, weil ſich ſehr bald In⸗ 
tereſſengegenſätze zwiſchen höheren, mittleren und unteren Beamten 
herausſtellten, und die höheren Beamten ſich auch mit dem ſcharf 
agitatoriſchen Vorgehen, das der Beamtenbund infolge des Über- 
gewichts der unteren Beamten anſchlug, nicht einverſtanden er⸗ 
klären wollten. | 
Die Beamtenbewegung wurde im Laufe der letzten Jahre nament⸗ 
lich auf Drängen der unteren Beamten hin mehr und mehr in die ge⸗ 
werkſchaftliche Bahn hineingelenkt. Es erfolgte infolgedeſſen auch 
ein mehr oder weniger enger Anſchluß von größeren Teilen der 
Beamtenſchaft an die drei führenden Urbeitergewerkſchaften, alſo 
an die freigewerkſchaftliche, chriſtliche und Hirſch-Dunkerſche Gruppe. 
Su der freigewerkſchaftlichen Gruppe iſt der oben er⸗ 
wähnte (1922 vom Deutſchen Beamtenbund abgelöſte) „Allge⸗ 
meine deutſche Beamtenbund“ getreten. Dieſer zählt 20 
Verbände mit 354 274 Mitgliedern, darunter namentlich den Bund 
Deutſcher Eiſenbahnbeamten mit 200000 Mitgliedern. Den chriſt⸗ 
lichen Gewerkſchaften find 21 Verbände mit 399478 Mit⸗ 


— 
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gliedern beigetreten, die ſich als „Heſamtverband Deutſcher 
Beamtengewerkſchaften“ bezeichnen. Der größte Unter⸗ 
verband iſt die Gewerkſchaft deutſcher Eiſenbahner und Staats- 
bedienſteter mit 250000 Mitgliedern. Bei den hirſch-Dunker⸗ 
ſchen Gewerkſchaften haben ſich 147000 Beamte angeſchloſſen, 
von denen 65000 den ſogenannten „King deutſcher Beamten- 
verbände“ (Berlin) bilden, und 82000 dem „Allgemeinen 
Eiſenbahn verband“ angehören. Die verbleibenden Beamten— 
verbände, namentlich der „Deutſche Beamtenbund“ mit 
826 587 Mitgliedern und der „Reichsbunddeutſcher höherer 
Beamten“ mit 100 700 mitgliedern ſtehen als ſelbſtändige 
Vereine noch außerhalb der gewerkſchaftlichen Organiſation. 


4. Zuſammenſchluß der Geſamtorganiſationen der 
Arbeiter-, Angeſtellten⸗ und Beamtenverbände. 


wie in den vorhergehenden Abſchnitten ſchon ausgeführt, Hal die 


Nachkriegszeit nicht nur bei den Arbeiter-, ſondern auch bei den An- 


geſtellten und Beamtenverbänden eine grundlegende Umge⸗ 
ſtaltung nach der gewerkſchaftlichen Richtung hin ge⸗ 
bracht. Dies hat dazu geführt, daß die erwähnten drei großen 


Gruppen zuſammenfaſſende Spitzenorganiſationen geſchaffen haben, 


die ſowohl Arbeiter wie Angeitellte und Beamte umfaſſen. 

Bei den freigewerkſchaftlichen Verbänden iſt dies ge— 
ſchehen durch Schaffung eines Organiſations vertrages, der 
1921 zwiſchen dem Allgemeinen Deutſchen Gewerkſchaftsbunde und 
dem Allgemeinen freien Angeitelltenbund und 1923 zwiſchen dieſen 
beiden und dem neu hinzutretenden Allgemeinen deutſchen Be— 
amtenbunde abgeſchloſſen worden iſt. Durch den Organiſations— 
vertrag verpflichten ſich die drei Bünde als ſelbſtändige Spitzen 


-  verbände in gewernſchaftlichen, ſozialen und wirtſchaftspolitiſchen 


Angelegenheiten, welche die Intereſſen der Arbeiter, Angeſtellten 
und Beamten gemeinſam betreffen, zuſammenwirken. Dieſes Su⸗ 
ſammenwirken ſoll vor allem dadurch geſchehen, daß eine gegen: 
ſeitige Entſendung von Vertretern zu den Sitzungen der verbunde— 
nen Organiſationen ſtattfindet. Das hat ſowohl bei den Derhand- 
lungen der Sentralorganiſation wie der Bezirks- und Ortsverbände 
zu geſchehen. Die durch die Organiſationsverträge zuſammenge— 
ſchloſſenen drei freigewerkſchaftlichen Arbeitnehmergruppen weiſen 
insgeſamt 8814656 Mitglieder auf. 5 

Die zweitgrößte gemeinſchaftliche Spitzenorganiſation der Urbeit— 
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nehmer bildet der „Deutſche Geberkſchafts hunde Berlin, der 
den Geſamtverband der chriſtlichen Gewerkſchaften Deutſchlands, 

den Geſamtverband Deutſcher Angeſtellten-Gewerkſchaften und den 
Geſamtverband Deutſcher Beamten- und Staatsangeſtellten⸗Ge⸗ 
werkſchaften umfaßt und 18810601 Mitglieder zählt. Das oberſte 
Organ des Deutſchen Gewerkſchaftsbundes iſt der Ausſchuß, der aus 
Vertretern der drei Verbände nach Maßgabe der Mitgliederzahl 
gebildet wird, wobei aber kein Geſamtverband mehr als die Hälfte 
der mitglieder des Ausſchuſſes ſtellen darf. In den einzelnen Orten 
und Bezirken ſind Orts- und Landesagusſchüſſe gebildet. 

‚Die drittgrößte gemeinſchaftliche Spitzenorganiſation iſt der „Ge⸗ 
werkſchaftsring deutſcher Arbeiter-, Ungeſtellten⸗ 
und Beamten verbände“, zu welchem der Verband der deut⸗ 
ſchen Gewerkvereine (Hirſch-Dunker), der Gewerkſchaftsbund der 
Angeſtellten, der Ring deutſcher Beamtenverbände und der All⸗ 
gemeine Eiſenbahnerverband zuſammengeſchloſſen ſind. Er umfaßt 
677969 Mitglieder. Oberſtes Organ iſt der Kongreß des Gewerk⸗ 
ſchaftsringes; daneben ſteht ein Ausſchuß und ein Vorſtand, dem die 
Leitung obliegt. Huch bei dem Ring findet ein enges Zuſammen⸗ 
arbeiten der verſchiedenen Verbände e aller zentralen und 
örtlichen Organiſationen ſtatt. 

Schließlich kann als vierte Gruppe 1000 der „Nationalver⸗ 
band deutſcher Berufsverbände“ angeführt werden, der die 
wirtſchaftsfrieoͤlichen Organiſationen umfaßt. Die mitgliederzahl 
beträgt 283198, wovon auf die Beamtengruppe allerdings nur 
5919 kommen. 

Was die ſonſtigen unter den Übſchnitt „Arbeiterverbände“ ange⸗ 
führten gewerkſchaftlichen Richtungen betrifft, jo beſtehen die 
kommuniſtiſche und ſyndikaliſtiſche Gruppe (mit 246 892 
Mitgliedern) lediglich aus Arbeitern und die konfeſſionelle 
Gruppe (zuſammen 51400 Mitglieder) nur aus Arbeitern und An⸗ 
geſtellten. Die noch übrigbleibenden ſelbſtändigen Der- 
bände, die nicht in einer Spitzenorganiſation zuſammengefaßt ſind, 
zählen insgeſamt 1353 546 Mitglieder. 

Für die Geſamtgliederung der organiſierten deutſchen Ar⸗ 
beitnehmerſchaft ergibt ſich alſo folgendes Bild: 


I Bei dieſen Sahlen, die, wie auch die früheren, auf die Berechnungen 
des Reichsarbeitsminiſteriums (Reichsarbeitsblatt) zurückgehen, ſind 
Doppelzählungen, die bei den Aufzählungen der Sonderverbände vor⸗ 
kommen, ausgeſchaltet. Infolgedeſſen weichen dieſe Sahlen zum Teil 
von den früheren Angaben etwas ab. 
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| Arbeiter ‚Angeftellte Beamte | zujammen 


Freigewerkſchaftliche Organi⸗ | | 
NCC 7817152 643230 354274 8814656 
Deutſcher Gewerkſchaftsbund 6 | 
e 1031006 459576 390478 1881060 


hr. 
Gew erkſch aftsring deutſcher Ar⸗ 
beiter⸗, Angeſtellten- und Be⸗ 


amtenverbände (H.⸗D.) 230612 300357 5919 | 677969 
Wirtſchaftsfriedliche Gruppe 221553 55726 — 283 198 

Rommuniſtiſche und ſyndikali⸗ SE 
Kude-Drunpe nn c 246892 — — — 246892 
Konfeſſionelle Gruppe 40400 11000 51400 
Selbſtändige Verbände.. 91851 | 221199 1040496 1353546 
9679 466 1691088 | 1933167 13308721 


III. Fuſammenſchluß verſchiedenartiger Intereſſenvertretungen. 


Schon bei der Betrachtung der einzelnen Arten wirtſchaftlicher 
Intereſſenvertretungen konnte überall darauf hingewieſen werden, 
daß ſich in der neueren Seit immer mehr ein Zug zur Annäherung 
und Suſammenfaſſung gleichartiger Organiſationen zeigt, der meiſt in 
der Schaffung einer einheitlichen Spitzenvertretung feinen Ausdruck 
gefunden hat. Dieſer Zug ſetzt ſich, wie ebenfalls ſchon hier und da 
angedeutet iſt, weiter fort in dem Streben, eine Suſammen⸗ 
arbeit auch von verſchiedenartigen Gruppen herbeizu⸗ 
führen. 

Den Anſtoß zu ſolcher Zuſammenarbeit pflegen gemeinſchaft⸗ 
liche Urbeitsgebiete zu geben; dabei mag es ſich ebenſo oft 
um gleichlaufende wie um entgegengeſetzte Intereſſen der verſchiede⸗ 
nen Gruppen handeln, die bei ſolchen Gelegenheiten in Berührung 
kommen. In dem einen Falle kann durch ein Suſammengehen eine 
größere Stoßkraft erzielt werden, in dem anderen laſſen ſich Inter- 
eſſengegenſätze ausgleichen, was allerdings unter Umſtänden eine 
nicht immer erwünſchte Abſchwächung der Stellungnahme der ein⸗ 
zelnen Gruppen zur Folge haben kann. 

Es ergibt ſich aus der Natur der Sache, daß eine ſolche Suſammen⸗ 
arbeit verſchiedener Gruppen niemals jo eng ſein kann, wie die der 
gleichartigen Intereſſenvertretungen. Das wirkt auch auf die Art 
der gemeinſchaftlichen Arbeit ein, die nur ſelten zu einer einheit⸗ 
lichen Spitzenvertretung ausgeſtaltet werden kann, ſich vielmehr meiſt 
in dem Rahmen einer Arbeitsgemeinſchaft, eines Sweckverbandes 
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oder dergleichen hält. In dieſer loſen Form aber haben die Su⸗ 
ſammenſchlüſſe neuerdings manche wirkſame Leiſtungen und Erfolge 
für das ganze Wirtſchaftsleben zu erzielen gehabt. 

Ein Suſammenarbeiten verſchiedener Intereſſengruppen kann ſo⸗ 
wohl dadurch eintreten, daß die vorhandenen Spitzen vertre— 
tungen ein Übereinkommen treffen, wie dadurch, daß deren Un⸗ 
terteile in beſtimmten Bezirken oder Bezirksgruppen zu einem 
Zuſammenſchluß kommen. Die Entwicklung der letzten Seit iſt beide . 
Wege gegangen. 

Von Suſammenſchlußbewegungen, die nach diefen Richtungen grö⸗ 
ßere Bedeutung gewonnen haben, ſeien im einzelnen die folgenden 
erwähnt: | 


1. Gffentlich⸗rechtliche Körperfchaften und freie Verbände. 


Die vorläufig vorwiegend für das Unternehmertum beſtehen⸗ 
den öffentlich-rechtlichen Körperſchaften und die wirtſchaftlichen 
Unternehmerverbände ſtoßen in vielen Arbeiten aufeinander. Sie 
haben zum Teil diejelben Gebiete vom ſelben Geſichtspunkte aus 
zu vertreten, was ebenſo häufig bei großen wirtſchaftlichen Fra⸗ 
gen — man denke nur an ſolche der Soll-, Steuer- oder Sozial⸗ 
politik — wie bei der Kleinarbeit zutage tritt. Die beiden Gruppen 
ſind daher ſchon von ſelbſt in vielen Fällen darauf angewieſen, 
gegenſeitig in Fühlung zu treten, um nicht durch eine getrennte 
Bearbeitung auseinandergehende Beſchlüſſe zu faſſen oder unnötige 
Doppelarbeit zu leiſten. Es iſt naturgemäß, daß ſich von jeher 
ein enges Suſammenarbeiten zwiſchen Induſtrie⸗ und 
handels kammern und induftriellen und handels⸗ 
wirtſchaftlichen Unternehmerverbänden, zwiſchen 
Handwerkskammern und Innungen, zwiſchen Landwirt⸗ 
ſchafts kammern und landwirtſchaftlichen Vereinen 
und Genoſſenſchaften vollzogen hat. Meiſt geſchieht dies da⸗ 
durch, daß die Kammern ſtändige Ausſchüſſe aus Vertretern der 
Verbände gebildet haben, die von Seit zu Zeit zu Beratungen zu⸗ 
ſammentreten. Für die Kammern hat das gleichzeitig den Vorteil, 
daß auf dieſe Weiſe auch eine viel engere Fühlungnahme mit den 
einzelnen Wirtſchaftsgruppen ihres Bezirks herbeigeführt wird, wo⸗ 
durch ihre ganze Tätigkeit gefördert zu werden pflegt. 

Namentlich die Induſtrie- und Handelskammern können in den 
letzten Jahren recht günſtig über die Wirkung dieſer Jae 
arbeit berichten. 
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Huch bei den in Frage kommenden Spitzenverbänden ſucht 
man möglichſt Fühlung zu halten. Dieſe pflegen von Seit zu Seit 
Vereinbarungen über Behandlung gemeinſamer Arbeitsgebiete zu 
treffen. Es kommt dabei nicht nur auf die Urt der Beratung und 
Beſchlußfaſſung an, ſondern, was oft noch wichtiger iſt, auch auf 
die Sammlung des Materials, bei der die einzelnen Stellen meiſt 
recht vorteilhaft hand in Hand arbeiten können. 

Beſonders zu erwähnen iſt ein ſolches Zuſammengehen bei den 
beiden größten Spitzenverbänden des deutſchen Unternehmertums, 
dem „Deutſchen Induſtrie- und Handelstag“ und dem 
„Reichsverband der deutſchen Induſtrie“. Meiſt iſt es 
dieſen beiden Vertretungen auch gelungen, eine gegenſeitige Der- 
ſtändigung herbeizuführen und damit eine im Intereſſe des ganzen 
Wirtſchaftslebens unheilvolle Serſplitterung zu vermeiden. 

Für größere Bezirke und beſondere Swecke iſt auch der Verſuch 
gemacht worden, Suſammenſchlüſſe auf noch verbreiterter Grund— 
lage zu ſchaffen, und zwar dadurch, daß die Induſtrie- und Han- 
delskammern, Handwerkskammern und Landwirtihaftskammern 
zuſammen mit den wirtſchaftlichen Unternehmerverbänden zu einer 
Organiſation vereinigt werden. Ein ſolcher Huſammenſchluß beſteht 
3. B. in dem Wirtſchaftsausſchuß für die beſetzten Gebiete, deſſen 
Führung die Induſtrie- und Handelskammer Köln hat. 


2 Wirtihaftliche Derbände und Arbeitgeberverbände. 


Nachdem von jeher zwiſchen den Verbänden, die allgemeinwirt- 
ſchaftliche Fragen behandeln, und ſolchen, die leoͤiglich Arbeitgeber— 
fragen bearbeiten, ein gewiſſer Zuſammenhang beſtanden hat, iſt 
zwiſchen beiden im Jahre 1920 eine engere Gemeinſchaft aus— 
gebaut worden durch Schaffung eines gemeinſchaftlichen Spitzen— 
verbandes, des „Fentralausſchuſſes der Unternehmer⸗ 
verbände“. Ihm gehören 14 Spitzenverbände an, nämlich der 
Reichsausſchuß der Deutſchen Land wirtſchaft, der Reichsverband 
der Deutſchen land- und forſtwirtſchaftlichen Arbeitgebervereini- 
gungen, der Reichsverband der Deutſchen Induſtrie, die Vereinigung 
der Deutſchen Arbeitgeberverbände, der Reichsverband des Deut- 
ſchen Handwerks, der Hanjabund für Gewerbe, Handel und In— 
duſtrie, der Zentralverband des Deutſchen Großhandels, die Der- 
einigung der Arbeitgeberverbände des Großhandels, der Sen— 
tralverband des Deutſchen Einzelhandels, der Zentralverband des 
Deutſchen Bank- und Bankiergewerbes, der Reichsverband der Bank- 
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leitungen, der Reichsverband der Privatverſicherung, der Arbeit⸗ 
geberverband Deutſcher Derjicherungsunternehmungen und der 
Reichsverband des Deutſchen Derkehrsgewerbes. Federführend im 
Sentralausſchuß iſt die Vereinigung der Deutſchen Arbeitgeberver- 
bände. 


— 3. Wirtſchaftliche Derbände und Kartelle. 


Die enge Verbindung zwiſchen wirtſchaftlichen Verbänden und 
Kartellen, die namentlich durch den Reichsverband der Deutſchen 
Induſtrie gegeben iſt, iſt in dem Abſchnitt über Kartelle behandelt 
worden. 


4. Arbeitgeber⸗ und Arbeitnehmerverbände. 


Ein Sujammenarbeiten zwiſchen Arbeitgeber- und Arbeitnehmer⸗ 
verbänden hat ſich ſchon während der Kriegsarbeit angebahnt, in 
der die Regierung ſehr häufig auf die beiderſeitigen Organiſationen 
zurückgegriffen und ſie zu gemeinſchaftlichen Sitzungen zuſammen⸗ 
gebracht hat. Auf Grund des bekannten Abkommens vom 15. No⸗ 
vember 1918 iſt ſod ann eine Vereinbarung getroffen, die am 4. De⸗ 
zember 1918 als „Arbeitsgemeinſchaft (ſpäter Zentral⸗ 
arbeitsgemeinſchaft) der induſtriellen und gewerb- 
lichen Arbeitgeber und Arbeitnehmer“ ins Leben gerufen 
worden iſt. Sie erſtreckt ſich auf Induſtrie und handwerk. Später 
hat ſie auch Nachahmung in anderen Wirtſchaftszweigen, ſo im 


Derkehrsgewerbe, in der Landwirtſchaft und in großen Teilen des 


Handels gefunden. Die jo geſchaffenen Urbeitsgemeinſchaften, die 
nach den grundlegenden Beſtimmungen bei ihrer Gründung „zur 
gemeinſchaftlichen Regelung der die einzelnen Wirtſchaftszweige be⸗ 
rührenden wirtſchaftlichen und ſozialen Fragen“ dienen ſollen, ſind 
zunächſt gedacht geweſen als Stellen, die eine möglichſt reibungsloſe 
Umgeſtaltung der Kriegswirtſchaft zur Friedenswirtſchaft herbei⸗ 
führen ſollten. In der Folgezeit ſind ſie dann hauptſächlich auf dem 
Gebiet der Lohn- und Arbeitszeitregelung im Wege des Tarif- und 
Schlichtungsweſens tätig geweſen. Auch hat ihnen die Geſetzgebung 
eine Reihe von Befugniſſen übertragen; ſo ſind ſie u. a. beteiligt 
an der Wahl zu dem vorläufigen Keichswirtſchaftsrat, dem Keichs⸗ 
kohlenrat, dem Reichskalirat, dem Eiſenwirtſchaftsbund, den Außen⸗ 
handelsſtellen, den Derkehrsbeiräten und ähnlichen ſtaatlichen oder 
halbſtaatlichen Einrichtungen. In ihrer Organiſation ſind ſie ſo 
gebildet, daß an ihrer Spitze ein Sentralausſchuß mit einem Sen⸗ 
tralvorſtand ſteht, dem eine Reihe Unterausſchüſſe zugeordnet ſind. 
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Sur Bewältigung ihrer Aufgaben haben ſich die Sentralarbeits— 
gemeinſchaften einen fachlich und bezirklich gegliederten Unterbau 
geſchaffen; ſie ſind zunächſt in fachlich abgegrenzte Reichsarbeits- 
gemeinſchaften eingeteilt, die wieder fachlich oder bezirklich abge- 
grenzte Untergruppen haben. Die Sentralarbeitsgemeinſchaft der 
induſtriellen und gewerblichen Arbeitgeber und Arbeitnehmer zählt 
14 ſolcher Keichsarbeitsgemeinſchaften, 3. B. die Reichsarbeits— 
gemeinſchaft für den Bergbau, die Reichsarbeitsgemeinſchaft für die 
deutſche Eiſen⸗ und Metallinduſtrie, die RKeichsarbeitsgemeinſchaft 
für die Tertilinduftrie. 

Die Beurteilung der Tätigkeit der Reichsarbeitsgemeinſchaften 
it ſehr verſchieden. Sie haben ſchon von vornherein nicht allgemein 
Sujtimmung gefunden, jo daß ſich ihnen ein Teil der Arbeitgeber: 
ſchaft und der Arbeitnehmerſchaft ferngehalten hat. Später iſt es 
auch zu manchen Auseinanderjegungen gekommen, die zum Aus— 
tritt von Teilen geführt haben. Wenn ſie auch zweifellos in der 
Seit der Arbeitskämpfe nach dem Kriege nach mancher Richtung 
ausgleichend gewirkt haben, ſo hat ſich doch auf der anderen Seite 
gerade in den letzten Jahren vielfach gezeigt, daß ſie nicht immer 
den notwendigen Einfluß beſeſſen haben, um Anordnungen, die 
ſie getroffen haben, auch durchzuſetzen. Aus dieſem Grunde werden 
ſie heute auch von manchen früheren Unhängern nicht neh jo 
günſtig wie einſt beurteilt. 


* 


5. Zuſammenfaſſung aller wirtſchaftlichen Intereſſenvertretungen. 


Den Verſuch einer Suſammenfaſſung aller wirtſchaftlichen Inter: 
eſſenvertretungen haben wir für das ganze Reich in dem vorläu— 
figen Reichswirtſchaftsrat, der durch Wahl von Mitgliedern 
aus den verſchiedenſten Spitzenverbänden und ſonſtigen Stellen zu: 
nächſt nur als Behelfsmittel gebildet iſt. Ob er demnächſt durch 
einen endgültigen auf Grund feſter Beſtimmung zu erſetzen iſt, wird 
in dem nächſten Abſchnitt behandelt. 

Auch örtlich finden wir mehrfach den Verſuch, eine gemeinſchaft⸗ 
liche Arbeit aller Intereſſenvertretungen herbeizuführen. In die 
Tat umgeſetzt iſt dieſer 1918 in hamburg, wo aus den vier 
Kammern, nämlich der Handels-, Gewerbe-, Detailliſten- und Derbraus 
cherkammer, und dem ſpäter hinzutretenden Arbeiterrat Groß-Ham⸗ 
burg ein „Wirtſchaftsrat“ gebildet worden iſt. Auch Mecklen⸗ 
burg-Shwerin und Bayern haben Anfige zur Bildung 
ſolcher „Candeswirtſchaftsräte“ gemacht. Zu erwähnen iſt weiter, daß 
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der ſchon früher genannte „Wirtſchaftsausſchuß der be- 
ſetzten Gebiete zu Cöln“ auch den beſtehenden Arbeiteraus⸗ 
ſchuß für dieſelben Gebiete des öfteren zur Arbeit herangezogen hat, 
um damit eine unter Umſtänden erwünſchte Geſamtvertretung aller. 
Wirtſchaftskreiſe zu erreichen. 


C. Rückblick und Ausblick. 

Entſpricht das vielgeſtaltige Bild der wirtſchaft⸗ 
lichen Intereſſen vertretungen mit ihrem ungleichmäßigen 
Aufbau, mit ihren verſchiedenen Arbeitsgebieten und Richtungen, 
mit ihren Suſammenſchlüſſen teils gleichartiger, teils verſchiedenarti⸗ 
ger Organiſationen dem heutigen Wirtſchaftsleben? Das 
iſt die Frage, die am Schluſſe der Darſtellung der einzelnen Formen 
und Bewegungen geſtellt werden muß, das iſt die Frage auch, die ſeit 
Jahren behandelt wird, und die bis in die neueſte hinein die 
Geſetzgebung lebhaft beſchäftigt. 

Bei ihrer Beurteilung darf der Gefihtspunkt nicht außer acht 
gelaſſen werden, daß die Wirtſchaft am allerwenigſten 
eine Schematiſierung verträgt. Sie iſt das beweglichſte 
Glied in unſerm ganzen Staatsweſen, ihre Bedürfnijje und Anſchau⸗ 
ungen wechſeln von Stunde zu Stunde. Dem müſſen ſich auch ihre 
Vertretungen anpaſſen. 

Die Entwicklung iſt nun zweifellos ſo gegangen, daß überall 
da, wo ſich ein größeres wirtſchaftliches Bedürfnis 
gezeigt hat, ſich auch immer eine zweckmäßige Form 
für eine zuſammenfaſſende Organiſation gefunden 
hat. Jedes Wirtſchaftsglied wird daher immer eine geeignete Stelle 
haben können, die ſich ſeiner wirtſchaftlichen Intereſſen annimmt, 
und wo eine ſolche noch fehlen ſollte, wird das bald hervortretende 
Streben gleichartiger Wirtſchaftskreiſe dafür ſorgen, daß eine ſolche 
Cücke ſchnell ausgefüllt wird. 

In dieſer Beziehung hat gerade die für die neuere Seit charakte⸗ 
riſtiſche Suſammenſchlußbewegung zu Spitzenorgani⸗ 
ſationen für das einzelne Wirtſchaftsglied große 
Bedeutung. Dieſe Organiſationen ſorgen für eine dauernde Füh⸗ 
lungnahme gleichgerichteter Kreiſe und ermöglichen gegenſeitige 
Unterſtützungen und machtvolle Kundgebungen. Durch die Suſam⸗ 
menarbeit verſchiedener Organiſationen, die auf dieſe Weiſe auch 
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herbeigeführt wird, kann in notwendigen Fällen auch ein Ausgleich) 
der Gegenſätze gebracht werden. 

Die ſcharfe Zuſammenfaſſung zu Sentralverbänden iſt aber auch 
noch in anderer Beziehung für die Entwicklung wichtig geworden. 
Sie ermöglicht vor allem eine vollkommene Überſichtlichkeit 
unſeres Wirtſchaftslebens und führt dazu, daß unſachgemäße 
Organiſationsbildungen verſchwinden. Gerade in den 
letzten Jahren hat ſich infolgedeſſen in mancher Wirtſchaftsgruppe 
ein viel ſyſtematiſcherer und wirtſchaftlicherer Ausbau der Inter— 
eſſenvertretungen vollzogen. Man iſt damit auch der Überorgani— 
ſation entgegengetreten und hat, wo in der Vertretung der einzelnen 
Wirtſchaftsgruppen ein ſchädliches Auseinandergehen oder unnötige 
Doppelarbeit vorhanden waren, die erforderliche Einheitlichkeit her— 
geſtellt. i 

Dieſe Überſichtlichkeit des ganzen Wirtſchaftslebens hat vor allem 
auch für den Staat eine ungeheure Bedeutung. Er hat in allen 
Fällen wirtſchaftliche Intereſſenvertretungen an der Hand, will er 
eine Frage der Wirtſchaft ſachkundiger Prüfung unterwerfen, mag 
es ſich dabei um allgemeinwirtſchaftliche, bezirkliche oder fachliche 
Intereſſen handeln, mag die Beurteilung vom Unternehmer- oder 
vom Arbeitnehmerſtandpunkt aus ergehen ſollen. 

Den Intereſſenten ſowohl wie dem Staate vermag alſo 
die gegenwärtige Organiſation des Wirtſchafts⸗ 
lebens zu genügen. 

Dieſen Geſichtspunkt wird man im Auge behalten müſſen, wenn 
man an die Frage der grundlegenden änderung herantritt, 
die von den geſetzgebenden Kreiſen in Deutſchland mit der In— 
kraftſetzung der neuen Reichsverfaſſung beabſichtigt 
worden iſt. 

Artikel 165 der Reichsverfaſſung beſagt folgendes: 

„Die Arbeiter und Ungeſtellten ſind dazu berufen, gleichberechtigt 
in Gemeinſchaft mit den Unternehmern an der Regelung der Lohn- 
und Arbeitsbedingungen ſowie an der geſamten wirtſchaftlichen Ent- 
wicklung der prooͤuktiven Kräfte mitzuwirken. Die beiderſeitigen 
Organiſationen und ihre Vereinbarungen werden anerkannt. 

„Die Arbeiter und Angejftellten erhalten zur Wahrnehmung ihrer 
ſozialen und wirtſchaftlichen Intereſſen geſetzliche Dertretungen in 
Betriebsarbeiterräten ſowie in nach Wirtſchaftsgebieten geglie— 
derten Bezirksarbeiterräten und in einem Keichsarbeiterrat. 
„die Bezirksarbeiterräte und der Reichsarbeiterrat treten zur Er— 
füllung der geſamten wirtſchaftlichen Aufgaben und zur Mitwir⸗ 
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kung bei der Ausführung der Sozialiſierungsgeſetze mit den Ver⸗ 
tretungen der Unternehmer und ſonſt beteiligten Dolkskreije zu 
Bezirkswirtſchaftsräten und zu einem Keichswirtſchaftsrat zuſam⸗ 
men. Die Bezirkswirtſchaftsräte und der Reichswirtſchaftsrat ſind 
ſo zu geſtalten, daß alle wichtigen Berufsgruppen entſprechend ihrer 
wirtſchaftlichen und ſozialen Bedeutung darin vertreten ſind. 

„Sozialpolitiſche und wirtſchaftspolitiſche Geſetzentwürfe von 
grundlegender Bedeutung ſollen von der Reichsregierung vor ihrer 
Einbringung dem Reichswirtſchaftsrat zur Begutachtung vorgelegt 
werden. Der Keichswirtſchaftsrat hat das Recht, ſelbſt ſolche Geſetz⸗ 
vorlagen zu beantragen. Stimmt ihnen die Reichsregierung nicht zu, 
jo hat fie trotzdem die Vorlage unter Darlegung ihres Standpunktes 
beim Keichstag einzubringen. Der Keichswirtſchaftsrat kann die 
Vorlage durch eines ſeiner Mitglieder vor dem Reichstag vertreten 
laſſen. 

„Den Urbeiter- und Wirtſchaftsräten können auf den ihnen über⸗ 
wieſenen Gebieten Kontroll- und Verwaltungsbefugniſſe übertragen 
werden. 

„Aufbau und Aufgabe der Arbeiter- und Wirtſchaftsräte ſowie 
ihr Verhältnis zu anderen ſozialen Selbſtverwaltungskörpern zu 
regeln, iſt ausſchließlich Sache des Reichs.“ 

So einfach und klar auf den erſten Blick die Beſtimmungen 
dieſes Artikels erſcheinen mögen, ſo ſchwierig hat ſich ihre 
Umſetzung in die Praxis erwieſen. Ein jahrelanges Beraten 
und Raten über die Möglichkeit der Durchführung des Artikels 
hat bereits ſtattgefunden, ohne daß man zu irgendeiner auch nur 
halbwegs befriedigenden Cöſung gekommen iſt. 

Der Artikel geht von Ungeſtellten und Arbeitern aus 
und ſichert ihnen Intereſſen vertretungen zu in Geſtalt von Be: 
triebsarbeiterräten, Bezirksarbeiterräten und einem Keichsarbeiter⸗ 
rat. Die Durchführung dieſes Gedankenganges iſt an und für ſich 
möglich, da wir die Betriebsarbeiterräte haben und von dieſen aus 
für beſtimmte Gebiete Bezirksarbeiterräte und für 55 ganze Reich 
den Reichsarbeiterrat aufbauen könnten. 

Nun ſollen aber (Abſatz 3) die Bezirksarbeiterräte iind der Reichs⸗ 
arbeiterrat mit den Vertretungen der Unternehmer und ſonſt be⸗ 
teiligter Dolkskreife zu Bezirkswirtſchaftsräten und dem Keichs⸗ 
wirtſchaftsrat zuſammentreten. 

Wie ſoll dieſe Bildung der Bezirkswirtſchaftsräte und 
des Reichswirtſchaftsrats vor ſich gehen? 

wer ſind zunächſt die hier genannten Vertretungen der 
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Unternehmer? Schon dieſe Frage hat eine Zeitlang zu heftigen 
Auseinanderjegungen geführt, da ſowohl die öffentlich-xechtlichen 
Rörperſchaften wie die freien wirtſchaftlichen Derbände wie auch 
die Arbeitgeberverbände den Anſpruch erhoben haben, als Der- 
tretungen der Unternehmer zu gelten. Man hat ſich ſchließlich aber 
ſeitens der Verbände dahin entſchieden, den Unſpruch fallen zu 
laſſen und den Induſtrie- und Handelskammern, Handwerkskam- 
mern und Landwirtſchaftskammern als den geſetzlichen Vertretungen 
der Unternehmer den Platz zu überlaſſen. 

Hat man damit eine einheitliche Anſicht über die unternehmer— 
ſeitige Bildung der Unterſtufe erzielt, jo iſt doch noch keine Klar- 
heit über die Beſetzung der Mittel⸗ und der Oberſtufe von 
ſeiten der Unternehmer gegeben. 

Man kann ſich die Suſammenſetzung auf zweierlei Arten denken: 

1. Den Bezirksarbeiterräten werden Bezirksunternehmerräte, 
dem Reichsarbeiterrat wird ein Reichsunternehmerrat gegenüber- 
geſtellt. Dann haben wir in allen drei Stufen ſowohl Arbeiter- wie 
Unternehmervertretungen, die dann zuſammen die Bezirkswirt⸗ 
ſchaftsräte und den Keichswirtſchaftsrat bilden können. 

2. Man ſieht von beſonderen Bezirksunternehmerräten und dem 
Reichsunternehmerrat ab und läßt eine unmittelbare Entſendung 
von Unternehmervertretern in die Wirtſchaftsräte aus den einzelnen 
Unternehmerkammern vornehmen. Auf dieſe Weiſe käme folgende 
Stufeneinteilung: Auf unterer Stufe die Induſtrie- und Han- 
delskammern, Handwerks- und Candwirtſchaftskammern als Unter- 
nehmervertreter, die Betriebsarbeiterräte als Arbeitnehmervertreter, 
auf mittlerer Stufe die Bezirkswirtſchaftsräte, die paritätiſch 
zuſammengeſetzt wären, und auf oberer Stufe, ebenfalls pari⸗ 
tätiſch, der Reichswirtſchaftsrat. 

Wie ſieht aber bei dieſem Aufbau die Unterſtufe der Ar- 
beitnehmer aus? 

Die Betriebsarbeiterräte, die nach Urtikel 165 auf dieſer Stufe 
ſtehen ſollten, ſind tatſächlich nur eine große Sahl von Wahlkör— 
pern und nicht geſchloſſene Intereſſenvertretungen, wie dies bei 
Induſtrie⸗ und Handelskammern, Hanoͤwerkskammern und Land: 
wirtſchafts kammern der Fall iſt. Es müſſen alſo, wenn man für 
Arbeiter und Angeſtellte ähnliche Einrichtungen auf der unteren 
Stufe ſchaffen will, auch Krbeitnehmerkammern gebildet 
werden. Der Artikel 165 gibt hierzu keine Handhabe, da er von 
ſolchen Dertretungen überhaupt nicht ſpricht, ſteht aber ander⸗ 

ſeits der Bildung ſolcher Kammern auch nicht im Wege. 
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Damit kommen wir zu der umſtrittenſten Frage des ganzen Pro⸗ 
blems. 

Zunächſt gehen ſchon die Anſichten darüber auseinander, ob man 
Angeſtellte und Arbeiter in Arbeitnehmerkammern zuſam⸗ 
menfaſſen oder ob man getrennte Arbeiterkammern und An- 
geſtellten kammern ſchaffen ſoll. Man wird verſtehen, daß die 
Angeſtellten ſich dagegen ſträuben, ſich ohne weiteres mit den Ar⸗ 
beitern zuſammenwerfen zu laſſen. 

Weiter können Arbeitnehmerkammern gedacht werden für alle 
Wirtſchaftszweige oder, wie bei der Unternehmerſchaft, ge- 
trennt nach Induſtrie und Handel, Handwerk und Land wirtſchaft. 
Sollen nun die Kammern ſich im Falle einer ſolchen beruflichen 
Trennung den einzelnen Bezirken der entſprechenden Unterneh⸗ 
merkammern anſchließen? Dieſe Einteilung gäbe eine große Fülle 
von Arbeitnehmerkammern, die dann wieder in ihren Bezirken ganz 
durcheinander liefen, jo daß 3. B. ein Arbeiter, der von Induſtrie 
zum Handwerk oder von der Land wirtſchaft zur Induſtrie überginge 
oder ſeinen Beſchäftigungsort wechſelte, bald dieſer, bald jener Der- 
tretung angehörte. Aber auch die Suſammenfaſſung zu einer einheit⸗ 
lichen Kammer der Induſtrie-, Handels-, Handwerks- und Land wirt⸗ 
ſchaftsarbeiter hat ihre Bedenken, weil dadurch der wirtſchaftliche 
Charakter nicht jo zum Ausdruck kommen kann wie bei der Tei- 
lung in die Hauptberufszweige. Die Gefahr der Ablenkung der Ar= 
beit auf die allgemeine Politik iſt hier zweifellos viel größer 
als bei beruflich getrennten Kammern. 

Die Cöſung dieſer Schwierigkeit wird noch dadurch erſchwert und 
auch für die Unternehmerkammern zu einer grundſätzlichen Frage, 
daß von manchen Seiten die Forderung geſtellt wird, man ſolle 
auch ſchon in der Unterſtufe paritätiſche Kammern ein⸗ 
richten. Dabei ſpielt auch der Gedanke eine gewiſſe Rolle, daß die Hr⸗ 
beiter auf dieſe Weiſe billiger zu einer amtlichen Vertretung gelangen, 
da ſie dann ſchon vorhandene Einrichtungen mit benutzen könnten. 

Man kommt alſo mit der ſchon früher erhobenen Forderung, daß 
nicht Arbeiterkammern, ſondern Arbeitskammern oder Wirtſchafts⸗ 
kammern mit paritätiſcher Zuſammenſetzung geſchaffen werden fol- 
len. Dieſe Forderung findet ſtarken Widerſpruch; beſonders das 
Unternehmertum von Handel und Induſtrie hat ſich von jeher mit 
aller Schärfe gegen dieſen Gedanken gewehrt. Es macht dagegen 
geltend, daß es wenigſtens eine Stelle haben muß, an der es ſeine 


Gutachten und Äußerungen klar und unvermiſcht abgeben kann. Für 


gemeinſchaftliche Gutachten wäre noch in den paritätiſch zuſammen⸗ 
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geſetzten Bezirkswirtſchaftsräten und dem Reichswirtſchaftsrat ge- 
nügend Platz; gerade dieſen gegenüber müßten die unteren Stufen 
die unmittelbare Äußerung der betreffenden Wirtſchaftskreiſe un- 
beeinflußt durch Kückſichten auf andre Kreiſe zum Ausdruck brin- 
gen. Man ſtützt dieſen ablehnenden Standpunkt noch durch Erfah— 
rungen, die bei ähnlichen Einrichtungen gemacht worden ſind, und 
ſpricht die Befürchtung aus, daß bei paritätiſcher Suſammenſetzung 
die Erörterungen zu leicht auf das politiſche Gebiet übergeſpielt 
werden, wodurch eine ſachliche und rein wirtſchaftliche Beurteilung 
f gefährdet wird. 

Es iſt nicht anzunehmen, daß die Geſetzgebung gegen dieſen Ein⸗ 
ſpruch des Unternehmertums zur Schaffung paritätiſcher Kammern 
auf der unterſten Stufe ſchreiten wird, ſo daß nur der andere Weg, 
deſſen Schwierigkeiten auch ſchon angedeutet ſind, bleibt. Dieſen 
Weg der Schaffung von Arbeiterkammern haben bereits einzelne 
Länder beſchritten oder zu beſchreiten verſucht, wie an anderer 
Stelle ſchon dargelegt worden iſt. 

Außer der Frage der Arbeiterkammern iſt auch die Frage der Er— 
richtung von noch anderen Kammern bei der Beratung des 
Artikels 165 aufgeworfen worden. Artikel 165 ſpricht (in Abſatz 3) 
davon, daß zu den Bezirkswirtſchaftsräten und dem RKeichswirtſchafts— 
rat außer den Vertretungen der Arbeitnehmer und der Unternehmer 
auch Vertretungen ſonſt beteiligter Dolkskreije zugezogen werden 

ſollen. Was das für Kreiſe ſind, wird nicht geſagt. Man hat aber dabei 
zweifellos gegenüber den durch Unternehmer und Arbeiter vertre— 
tenen Produzenten an die Konſumenten gedacht. Das hat nun 

zu der Forderung der allgemeinen Errichtung von Derbrau- 
cherkammern geführt. Aber gerade bei ſolchen Kammern beſteht 
keine Möglichkeit, eine Abgrenzung der Kreije zu finden, die zu 
ihnen gehören ſollen; denn die Verbraucher ſind keine einheitliche 
Berufsgruppe, ſondern ſetzen ſich aus allen Dolksſchichten zuſam— 
men. Der vorläufige Reichswirtſchaftsrat hat denn auch neuerdings 
mit Rückſicht auf dieſe Derhältniffe erklärt, daß zur Schaffung be- 
ſonderer Vertretungen der Verbraucher kein Anlaß vorliegt. Den 
Vorſchriften des Artikels 165 über die Vertretung anderer Dolks- 
kreiſe wird daher wahrſcheinlich auf anderem Wege entſprochen 
werden, z. B. dadurch, daß Städte uſw. Entſendungen vornehmen. 

Eine weitere praktiſche Schwierigkeit, die ſich aus der Durchfüh— 
rung des Artikels 165 ergibt, betrifft die Abgrenzung der Be⸗ 
zirke der Bezirkswirtſchaftsräte. hier zeigt ſich, daß bei 
den vielen Übergängen der verſchiedenen Wirtſchaftszweige von 
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einem Bezirk zum anderen ſich faſt nirgends eine klare Scheidung 
finden läßt. Beſonders ſchwierig iſt dies in hochentwickelten und 
wirtſchaftlich durcheinandergehenden Gebieten, wie dem rheiniſch⸗ 
weſtfäliſchen Induſtrierevier. hier hat man die verſchiedenſten Ein⸗ 
teilungen verſucht und iſt auch, da man nirgends paſſende Suſam⸗ 
menfaſſungen fand, auf den Gedanken gekommen, das ganze rhei- 
niſch⸗weſtfäliſche Induſtriegebiet zu einem Bezirkswirtſchaftsrat zu 
vereinigen. Das würde aber ein ſo rieſengroßes Gebilde geben, daß 
daneben alle anderen Bezirkswirtſchaftsräte ohne weiteres zur Be⸗ 
deutungsloſigkeit verurteilt ſein würden, ganz abgeſehen davon, daß 
auch hier die Abgrenzung ebenfalls noch zu vielen Härten führen 

würde. 5 

Bei der Bildung des Reichswirtſchaftsrats treten wie⸗ 
der andere Bedenken hervor. Will man den Spitzen vertretungen 
einen hervorragenden Anteil an der Beſetzung einräumen, wie dass 
bei dem vorläufigen Keichswirtſchaftsrat zunächſt geſchehen war, 
jo kommt man leicht zu dem praktiſchen Ergebnis, daß ganz große 
Bezirke dabei nicht berückſichtigt werden. War doch z. B. bei der 
erſten Bildung des vorläufigen ſogar das ganze rheiniſch-weſtfäliſche 
Kohlenrevier nur mit einem Vertreter beöͤacht. Räumt man ander⸗ 
ſeits den Unterſtellen das vorwiegende Wahlrecht ein, ſo führt 
dies leicht dazu, den Einfluß der großen Spitzenvertretungen zu be- 
ſchränken, was wiederum im Intereſſe der Zuſammenarbeit dieſer 
mit dem Reichswirtſchaftsrat nicht erwünſcht it. 

Eine Fülle von Schwierigkeiten zeigt ſich alſo, wenn man die Be⸗ 
ſtimmungen des Artikels 165 der Reichsverfaſſung durchführen will. 
Der ganze Artikel bietet geradezu ein Beiſpiel dafür, wie wenig ſich 
wirtſchaftliche Organiſationsgedanken auf dem Wege einer theore⸗ 
tiſch und ſchematiſch angeordneten geſetzlichen Regelung zur ara 
rung bringen lajjen. 

Die Organiſationsbewegung der wirtſchaftlichen Intereſſenver⸗ 
tretungen iſt bisher in Deutſchland, wie ſich zur Genüge aus der 
vorhergehenden Darſtellung ergibt, immer einen den tatſächlichen 
Bedürfniſſen entſprechenden Weg gegangen, und ſie hat auch dabei 
ſtets Formen gefunden, die eine Vertretung aller wichtigen Inter⸗ 
eſſen ermöglicht haben. Möge ſie nicht durch ungeſchickte Eingriffe 
von oben her in ihrer natürlichen Entwicklung gehemmt oder er⸗ 
droſſelt werden! | 


D. Schrifttum N 93 


D. Schrifttum. 

Berichte der Kartellſtelle des Reichsverbandes der Deutſchen Induſtrie. 

Brettner, Die Organiſation der induſtriellen Intereſſen in Deutſchland, 
Berlin 1024. 

Denkſchrift über das Kartellweſen Berlin, Reichsamt des Inneren 1906. 

Eckert, Die Stellung der Handelskammern im Aufbau der wirtjchaftlichen 
Intereſſen vertretungen, Bonn 1902. 

Erhebungen über die Wirkung des Handwerkergeſetzes 1905 — 1907. Kaiſerl. 
Statiſtiſches Amt für Arbeitsſtatiſtik 1908. 

Geſchäftsberichte der Vereinigung deutſcher Arbeitgeberverbände. 

Geſchäftliche Mitteilungen für die Mitglieder des Reichsverbandes der 
Deutſchen Induſtrie. 

Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaften (Jena, Guſtav Fiſcher). III. Auf⸗ 
lage, Artikel: Berufsvereine, Gewerbegeſetzgebung, Gewerkvereine, Han: 
dels kammern, Handwerk, Landwirtſchaftskammern, Landwirtſchaftliches 
Dereinsweien, Privatbeamte. 

heréus, Die deulſchen Handelskammern als Glied der Verwaltung, Mann: 
heim 1922. 

Jahrbuch der Berufsverbände im Deutſchen Reiche. Jährliche Sonderhefte 
zum Reichsarbeitsblatt (in früheren Jahren „Die Derbände der Arbeit- 
geber, Angeſtellten und Arbeiter“). 

Jahrbuch der Deutſchen Handelskammern, Leipzig 1905 - 1922. 

Ceibrock, Die volnkswirtſchaftliche Bedeutung der Arbeitgeberverbände, 
Berlin 1922 

Cuſensky, Geſetz über die Handelskammern, Berlin 1909. 

Schirmel heinrich, Die neuere Entwicklung der Organiſationen der Arbeit- 
nehmer im Deutſchen Reiche. Reichsarbeitsblatt 1924. 

Stegmann, Sur Wirtſchaftsverfaſſung des Deutſchen Reichs, Braun- 
ſchweig 1922 N 

Deröffentlichungen des Reichsverbandes der Deutſchen Induſtrie. 

Dr. Wende, der Aufbau der deutſchen Gewerkſchaften, Reichsarbeitsblatt 
1922. 

Wirminghaus, Berufsorganiſation, Wörterbuch der Staatswiſſenſchaften. 


94 | E. Anlagen 


E. Anlagen. 


1. Überficht über die deutſchen Induſtrie⸗ und Haudelskammern. 


(Jahrbuch der Deutſchen Handelskammern und ſonſtigen amtlichen Handels⸗ 
vertretungen, 8. Ausgabe 1922, Seite 462 ff.) 


Jahr d. Bezirk | Einwohner: 


5 a Firmen⸗ 
fde. Sitz Errich⸗ km zahl ahl 1921 
Ur. tung | km . 10. 1919 oder 1922 
Preußen 
Prov. Oſtpreußen 

1:2}. Allenkein n 1909 | 11525 518682 1618 

2.1 Braunsberg: 02: 1864 54 16123 193 

ufternburg 1855 7229 467237 2600 

4 Königsberg i. Pr. 1918 4260 441748 2780 

Kit 1920 — — 665 

G eibhngss 1921 4475 294307 1981 

Teel. 1919 2657 ca. 151800 1091 

Grenzmark Poſen⸗ 
Weſtpreußen N 
8 [Saneidem ik 1921 7853 348460 1077 
ans 1919 1914 356740 1329 
Provinz Brandenburg | | 

10 Deren. 2 ann 1901 | 14474 | 4791551 25991 
11 | Brandenburg (Havel) . . 1898 | 6232 407008 1748 
12: 1 Totibusı s, 1851 | 4494 339446 2275 
13.1, Stankpurt a 0 1863 | 11053 629896 2600 


14:21, Sog. 2 ieh a 1871 3651 263847 1324 


Provinz Pommern 5 
15 [Stettin (Kommerskollegium) | 1921 4798 519999 1044 


CV 1900 14027 653294 1868 
Ia, ee 1878 4013 225 148 956 
18 |Swinemünde......... 1863 6 18276 172 
Provinz Niederſchleſien 8865 
19 [Bresa rs 1849 8509 1206720 7047 
20 [Görz 26.1949,.135009 351524 1761 
21. irſchbe g 1849 | 1488 159174 — 
22 Landesgüun!k 1849 397 49826 263 
23, Liegni ß; en. 1850 3610 324207 1622 
2 Sagan 7 OT AA A 300000 1650 
23.1 S0welonig. cn ae | 1849 | 4469 640 142 2861 
Provinz Oberſchleſien 


cpp! os 1882 |. 9729 | 1303852 | 5700 


4. 3 


1. Überſicht uſw. 


| Jahr d. 
Efde. Sitz Errich⸗ 
Nr. tung 
Provinz Sachſen 
aut, 1844 
Holberſa ge 1872 
ae, EN. 1844 
30 Magdeburg 1898 
31 [mühlhauſen 1848 
Nordhaufen 1889 
Provinz aan. 
Holſtein f 
e a in 1898 
nr 1870 
e tHllel.y a1. RE 1870 
Dash Emmen uns 1866 
eeeſtemn de 1866 
eigen 1866 
r er 1866 
e, a 1866 
41 Küurg, ee 1866 
ee, 1866 
43 Lüneburg 41866 
44 Osnabrück 1868 
eden .| 1866 
Provinz Weſtfalen 
CCC 1874 
/ 1851 
ee, 2.038: 02 1848 
,, 00 re a 1856 
e ene 1863 
e A 1844 
, 2.2 1850 
deuſcheidddnddddd 1850 
„„ eva 1848 
eee, Ss anweene 1854 
DOES Stegen ee 1849 
Provinz Hejjen-Najjau 
ae! ee 870 
58 Dillen bug 41864 
59 Frankfurt a. M. Hanau . .| 1922 
iin. an 1864 
Wiesbaden 1864 
Rheinprovinz 
lachen 1804 
Pein; A 1891 


Bezirk 


qkm 


Einwohner⸗ 
zahl 
8. 10. 1919 


296979 
985970 
1268308 
314316 
200000 
168288 


759 988 
196790 
434630 
317147 
185032 
251569 
83912 
801 698 
295011 
221640 
238325 
485912 
264 362 


Firmen⸗ 
zahl 1921 
oder 1922 


2199 
3832 


5990 


104404 


350606 
435470 
846 400 
796504 
271287 
103195 
71492 
232000 
1065355 
126330 


706612 
132459 
892836 
242705 
374342 


325930 
4143573 


2650 
1000 
1056 


96 ENTE 
Jahr d. zg Einwohner- Firmen⸗ 
Efde. sitz Erich pink, zahl zahl 1921 
n tung | Akm 8 10. 1919 oder 1922 
64 Cobfen z: Sa, 1833 4555 628711 2400 
55 (Erzfeind 1804 | 1893 423771 3090 
BERKDUMELöOLEN en A 1831 424 533500 5983 
67-| Duisburg-Wejel ....... 1531 1205 6 7959 2680 
68 Elberfeſs d 1830 206 381348 5310 
een 1840 303 859175 5170 
J m Gladbac ß; 1837 725 349316 3404 
/ Re 1803 842 784186 5784 
T Meußar un re 1861 280 85750 642 
73. [Renſchee sd 1840 | 1102 290053 2762 
74 Saatbrüchen 1863 19213 717500 3250 
1 Sollnggenn 1840 294 205289 2342 
76. Stolberg . 1850 1201 308872 1259 
Gre 1855 5710 438622 1618 
18:1 Weplars gra 1900 531 69538 280 
Bayern ö 
ichen 1843 16715 | 1532065 10000 
„FFF er 1848 10745 724331 2193 
81 Ludwigshafen 1843 | 5488 871349 | 5000 
82 Regensburg 1843 | 9665 600284 2130 
8 Bare) ñ 1843 6199 661 862 5500 
81 Rurberg ag: 1843 7583 9 9624 7000 
BI. Würaburg g 1843 | 8402 710943 1100 
86 Aug 5 burg V 1843 9855 8360753 3353 
87 Coburg e 1896 518 72111 466 
Sachſen 
98 Khemnni z 00,2 1862 3721 — — 
89 Dresden 1862 | 7556 | 1490176 8 
/ are 1862 499 739353 = 
OE plagen 1862 2546 795 306 . 
9 ita 1852 2470 431512 1931 
rn Württemberg 5 
9 Skutt gert 1855 2421 766265 5515 
94. Heilbronn 1855 | 3077 33239889 —0 
21 KReuinge n 1855 | 2186 364776 DAR 
9 Umm nn 1855 2962 266 695 1276 
VVV 1866 1694 152834 597 
98 Heidenheim „ 252844 1341 
99 Ravensburg 1866 | 2826 228834 1440 
100 | Rottweif f, 18.6 | 1369 161527 950 
Baden 
101 Freiburg 1880 1615 225 149 1258 
102 heidelberg 1879 3127 
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. Jahr d. %% Einwohner- Firmen⸗ 
17 9 Sitz Errich⸗ a zahl. zahl 1921 
25 tung 8. 10. 1919 oder 1922 
Karts rufe 1879 | 2289 513865 28651 
SAL Konitanz, = tee, 1895 1866 | 161332 1270 
e TEA A a en 1879 1806 | 211145 897 
106,1: Mannheim: Sean re: 1879 465 295835 2412 
orzhei nm 1880 286 109667 1240 
1087 Schopfheim m 1889 | 2037 194283 758 
BUS FOTO 1896 | 1421 99073 647 
Heſſen 
110 Darmstadt „1862 1146 342058 2168 
111 Offenbach 1821 880 227125 1380 
rr 1872 1762 161628 1150 
iedbe rg uns 1898 1526 147605 974 
Ian ßnß 1798 3831 205558 1631 
Fr ⁊ðͤ 1842 558 132802 90⁴ 
r 1862 509 92000 1200 
Mecklenburg- Schwerin 
und Mecklenburg: 
Strelitz 
e a en 1903 16056 | 763724 5700 
Thüringen | 
118. 7 Weimar sr. 1901 | 3609 429831 2143 
119 | Hilöburghaufen ....... 1884 717 61495 679 
20 fteinngenn 1881 748 73822 1257 
121.7 alfels . 1872 597 67672 620 
122 [Sonneberg 1866 344 72815 1556 
e ee 1874 316 72769 — 
era ra 1900 827 52752 808 
Hienb ugs 1900 1323 | 217047 920 
„ // 2214194.0189115 961 
üdolſta dee 1901 941. 88368 — 
ee, ee en 1899 862 89917 603 
en Oldenburg 
129 Oldenburg — . 1900 5385 421 435 3900 
VVV 1913 502 56496 755 
IT Braunſchweig | 
131 Braunſchwe˙ig 1890 | 3672 | 480599 | 5933 
7 Anhalt | 
i a a 1889 | 2299 331128 1916 
32 f Cippe ; 
deine, len a 1904 1215 |. 154318 1045 
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Sitz Errich⸗ 
tung 
? Cübeck 
Euihecck 1853 
Bremen 


Bremen (Handelskammer) .| 1849 
Bremen (Hleinhandelskam⸗ 
mer; 1906 


Hamburg 


Hamburg (Handelskammer) | 1867 
Hamburg (Detailliitenkam- 
Mer) ae 1904 


256 


415 
415 


Einwohner: 


zahl 


8. 10. 1919 


128500 


299526 
299526 


1064672 


1050380 


Sirmen- 
zahl 1921 
oder 1922 


488 


3497 
2466 


3603 
ca. 50000 


2. Überſicht über die deutſchen Handwerks:(Gewerbe:)Kammern und die 
Handwerkerinnungen Ende 1921. 
(Statiſtiſches Jahrbuch für das Deutſche Reich, 42. Jahrgang „ f 


Cfde. 
Nr. 


S OO AO 


11 


Seite 45 


Name und Sitz der 
Handwerks⸗ und 
Gewerbekammern 
(Hwk. bzw. Gk.) 


Preußen | 
Hachen eu 132 
Altona. 2.2» 1 124 
Eirusberg. g 1 188 
Ritt ttt 4 71 
Berlin 1 284 
Bieefelbs ER 243 
Breslau 5 224 
Caſ ef; 7 236 
Copbtenn, 5 175 
Dortmund 1 261 
Düſſel dorf fr 439 
Ei 4 53 
Stensburg ce nr 0% 2 84 
Frankfurt g M 05, 283 
Gumbinnen 8 54 
Bals. ER RE 111 
Hangever 1 116 
Harburg 5 210 


Hildesheim g 10 173 


0.) 


Beſtand der Innungen des Bezirkes 
Swangs-Innungen 


Freie Innungen 
| Sahl . 


Sahl Mitglieder 15 


21 ir 4421: 


9451 | 
6780 142 4789 
6677 40 2203 
3042 35 912 
32542 | 449 | 22928 
8350 54 2748 
12992 325 9741 
16571 7 2556 
9302 48 1712 
15383 77 2.3620 
19562 137 | 8500 
3778 | 117 4296 
4598 66 2083 
11930 | 216 | 5348 
2199 | 169 4190 
7559 | 410 8838 
9105 75 4583 

| 9377 | 166 4607 
9076 (88 


Sittau 


[Reutlingen 


Karlsruhe 


Münſter 


Bayreuth 
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Name und Sitz der 
Handwerks- und 

Gewerbekammern 
(Hwk. bzw. Gk.) 


o 
Königsberg 
Ciegnitz 
Magdeburg 2.2, 
Oppeln 
Osnabrück 1 
Saarbrücken 
Schneidemühl 
Sigmaringen 
Stettin 
Stralſund 
Wiesbaden 


Bayern 


8 " 


„ ‚ , ‚— , any W 


Coburg 
HKaiſerlautern 
München 
Nürnberg 
Paſſau 
Regensburg 
Würzburg 
Sachſen 


n 


Chemnitz 
Dresden 
Leipzig 
Plauen 


Württemb erg 
Heilbronn 


F 


Stuttgart 
Ulm 


Freiburg 


„ee . 


Honſtanz 
Mannheim 

Thüringen 
Arnſtadt 


| Beitand der Innungen des Bezirkes 


Swangs-Innungen 
Fahl | Mitglieder 


52 5915 
131 5274 
244 11847 
177 14174 
225 12581 
128 9265 

85 3997 
145 10263 

60 438 

3 103 

115 6846 

30 1135 
175 16275 
109 4251 

80 5710 

1 200 

23 984 
197 11065 
141. 11365 
133 2298 
158 8333 

95 5605 
152 6987 
135 15563 
187 7960 

84 5241 

73 3467 

50 2528 

50 2168 
61 5842 
46 2440 

125 4827 
26 1728 

9 341 

74 4810 

12 528 


Freie Innungen 
Sahl | Mitglieder 


59 3716 
300 5976 
282 6976 
122 4130 

82 4901 
319 9468 

53 2316 

72 4059 
{12 51 

17 497 
456 | 11039 

93 1596 

35 2509 
122 5002 

68 2568 

22 826 
174 40 

53 2760 
108 | 3712 

10 39 

38 1727 
105 | 4807 
240 8650 
164 | 6227 
149 | 5106 
190 | 6113 

97 2335 
120 | 5409 
246 | 8093 
131 7405 
252 9027 

34 1531 

92 43839 
7 191 

49 2207 

56 
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Name und Sitz der | Beſtand der Innungen des Bezirks 
Efde Handwerks⸗ und i 5 ; 45 
17 80 Gewerbekammern Swangs⸗-Innungen] Freie Innungen 
Hwk. bzw. Gk.) Sahl | Mitglieder | Sahl mitglieder 
erg Hwk. 107 5940 66 2387 
Goff N 9, 1335 53 1475 
58 TMeinſngen 0 30 1450 52 a 
Sinn:; f 51 2340 119 3345 
f heſſen | 
50 Darniſtadt Hwk. 121 10064 159 8156 
Hamburg 5 f 5 
61 Hamburgs Gk. 19 9247 ⁵ 15 1694 
Ièecklenburg⸗ Schwerin | 
52 Schwerin Hwk. 23 1026 485 8292 
Oldenburg f | 
63 [Oldenburg Hwk. 96 4696 49 2044 
Braunſchweig ö ö Sr 
64 Braunſchweig Hwk. 109 6527 75 2065 
f Anhalt i 
65 Deſſe!n Hwk.“ 61 2249 94 2307 
Bremen ; 2 
27 a ne Gk. 20 3825 18 1118 
Lippe f a | 
67.6 Dein olor m, Hol. 2 34 1003 
Cüb eck | | 
68 Lübeh 0, na Gk. 21 1241 6 276 
Schaumburg⸗Cippe | | 
69 Stadthagen HD wk. 5 242 12 52411 


* 


5. Überſicht über die deutſchen Landwirtſchaftskammern. 
(Statiſtiſches Jahrbuch für das Deutſche Reich, 42. Jahrg. 1921/22, S. 452.) 


Hrün⸗ Hahl der 


= Rome der Kamm | n | 1 Mitglieder 


1 reußiſche Hauptlandwirt⸗ Ber 

| 0 ſchafts kammer Berlin 1921 
2 Land wirtſchaftskammer f. Prov. 5 5 
Oſtpreuß en Königsberg 1899 


l 
8 * 
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Name der Hammer | Sitz 


Candwirtſchaftskammer für 
Grenzmark Poſen-Weſtpreußen. 
Prov. Brandenburg 

„ domfiern g 


„ Schleswig⸗ Holſtein 5 
eee 
Westfalen 
Candwirtſchaftskammer für den 
Reg Bez Taſſel! 

„ Wiesbaden 

Candwirtſchaftskammer für 
die Rheinprovinz 
für Reg.-Be3. Sigmaringen . 


Bauernkammern in 
Bayern überhaupt 
darunter 


Bayriſche Landesbauernkammer 
Kreisbauernk. Oberbayern. 
u Niederbayern 
„ 5 Pfalz 5 
1 Oberpfalz . 
Oberfranken 
Mittelfranken 
Unterfranken 
5 Schwaben 


Sandeskulturrat Sachſen. 

Württemberg Landwirtſchafts⸗ 
Bere Re 

Badiſche Landwirtſchaftskammer 


Landwirtſchaftskammer für 


e 
Sachſen⸗ weimar 
Sachſen⸗ Meiningen 
Sachſen⸗Altenbung 
Sachſen⸗ Gotha 


| Schneidemühl 
Berlin 
Stettin 
Breslau 
Halle 
Kiel 
Hannover 
Münſter 


Caſſel 
Wiesbaden 


Bonn 
Sigmaringen 


— 


München 
München 
Candshut 


[Kaiſerslautern 


Regensburg 
Bayreuth 
Ansbach 
Würzburg 
Augsburg 


Dresden 


Stuttgart 
Karlsruhe 


Darmſtadt 
Weimar 
Meiningen 

Altenburg 

Gotha 


Schwarzburg - Sondershanjen N 


-Meclenburg:Schwerin ... 
Wdenburg ersesn. 
Häunſchwei g 


Roſtock 
Oldenburg 
Braunſchweig 
Deſſau 
Bremen 
Cübeck 
Aroljen 


Sahl der 
Mitglieder 


ee oa % - i alu alluönse 
| z3uagayr ualpıyylolpl 

I sparaplaolaaganıylngug 
ralnguc alplyuayp 


| 
8 8. 8 9 * 2 9 b 90 I EI 68e a OR 
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1 : "Bunnaqavasapppaytt 
. == So 9 8 2 ge II 18 5 TTT NUN 
i i R Jaufess 299 alafngug 
a = ve 9 I I 8 9 CC ualamuauds 
2 gun -uayyng 'nogdaag 
= = 8 8 l ct F 8N•VJ˙%˙HV OU!!! 
99 weed 
— 2 s 
2.mR=| _Elaenmes| 8 223]; Da. Er 
= * = 8 2 = 2 
S S e e 23° e s 25° lose 8 
„ 3 „ 3 E52 82° 3 3 8 4 58 
2 I e S e eee eee 
S e e ee ee ban 
= ER * Er 1 2 2 
E i e e eee e a ee 
S je le — S V 9: 
ee een eee 8 S 8 
UaQqupga>asjıd ze ashukag gun ⸗seouvg usoupqaeaspien . 
0 ne us uoq 05 


(ob's 'poigspagavsppy une Hlayasquos ge) 
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1 
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Zehen 11% = ii — — | gr e eupqzeg ebnluos 
ö = I 9 9168 S agungaaa meg 
9 9 x 2 5 0 8 Ipsen up Was 
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2 8 Deutſche | | | Spndikali- | e 

9 it⸗ Freie Chriſtliche Hevert Selb⸗ ſtiſche und Wirtſchafts⸗ nelle Ar⸗ 

glieder⸗ Gewerk⸗ Gewerk⸗ 5 ſtändige kommuni⸗ friedliche [beiter⸗ und Suſammen 
zahl ſchaften ſchaften 9 905 | verbände ſtiſche Der- | Verbände | Arbeiterin- 

| = & | bände | nenverbände 

1907 | 1873146 | 284649 108889 127409 — 59007 — 2453100 
1908 1797963 260 767 105633 135127 3 84250 146000 2529740 
1909 1892568 280061 108028 221103 — 96003 154000 2751763 
1910 2128021 31610 7122571 | 264 364 — 113275 157500 3101846 
1911 2421465 350574 107743 300935 — 162262 158300 3501279 
1912 2583492 350930 109225 303450 — 231048 155614 3733759 
1913 2525042 341735 106618 318508 — 280002 154253 3726 158 
1914 1502811 | 218197 77749 205 360 — 167074 130971 2302162 
1915 994853 162425 61086 172391 — 133353 128526 1652634 
1916 944575 178970 57766 178501 — 145403 87985 1593200 
1917 1277709 293187 79113 144658 — 141862 82298 2018827 
1918 2866012 538 559 113792 214360 — 45705 116936 3895364 
1919 7337 477 1000770 | 189831 308365 — | 150000 86 398 9072841 
1920 8025682 1105894 225998 192491 246892 | 190204 86398 10073559 


5. Überſicht ü über Mitgliederzahl der verſchiedenen Gewerkſchaftsrichtungen. 1007-1920. | 
(25. SHE zum „„ S. 79.) 


Dr. €. naten bach 


4 proeſer der Betriebswirtſchaftslehre an der weten Cm. 


manzi rungen. 3., neubearb. Auflage. va, 354 8. Seb. G. 2. 12. Wo 
heoretiſche, Cehrhafte läßt in ſeiner Überſicht und in feinem; in alle 1 
gen Einzelheiten des Themas eindringenden, erſchöpfenden Behandlung U 
en erſten Blick erkennen, daß weit mehr als die tagesgültige und ein U 
ge akademiſche Kathederabfertigung eines ie überaus mas volkswirt 5 
tigen . in N Bade „ | a erold. Mn 


80 Seiten. 


set Auflage. 


Aeraugegten» von 1 Profefor Dr. € €. Sämalenbah 
a bis xv. Jahrgang, 1906 bis 1922, je 12 Hefte. 9 
5 I  Grundzahl 2. jedes Heft „ 

an dannen 1923. a 1—12: N — - Geundgaft 


icht it 0 7 e daß fie. Hauptfäditi | die 165 
iſation der verſchiedenſten Betriebe in einer Weiſe darſtellt, die namentlich Be 
au 1 . Werke beſonderes Intereſſe hervorruft.“ ine 

1 . der Handelskammer zu . Bo 


5 Etgänzungsbände „ 
n un techniſche Buchführung in Wagsontadriken ö 5 5 
v. Eduard Bing, Direktor u. Otto schren, Geh. Baurat. VI, 157 S. Geh. G. Z. 5. 


8 in elch nnen. Eingeldanftellungen ni 
3 enden u. a. * und 168 Seiten. 5 Gehen G. A 5 50 3 


Sonder bruce 1 


a über. 103: Seiten. " Geheftet G. Z. 4.— 
Ir. ienlähne » von Dr.. rer bean, nen ene. 56Seiten, . 0. 2. 1. 105 1 


Dr. S. Schmidt 
Ordentlicher profeſſor an der N Frankfurt a. m. 

Der Zahlungsverkehr. 
Bd. 1: Der nationale Zahlungsverkehr. 2.,e1w. w. Aufl. VIII, 240 S. Geb. G. Z. 8. |: 
„Der Verfaſſer hat mit hervorragender Fachkenntnis und Gründlichkeit die 
im Deutſchen Reiche herausgebildeten Zahlungsmöglichkeiten wiſſenſchaftlich 
unterſucht, auf deren Schäden . und zur Beſeitigung derſelben ge⸗ 
eignete Vorſchläge gemacht.“ Ja⸗uriſtiſches Citeraturblatt. 

B08. 2: Intern. Sahlungsverk. u. wechſelk. 2. erw. Aufl. XII, 574 S. Geb. G. 2. 12.— 


Die organiſche Bilanz im Rahmen der Wirtſchaft. 
2. Auflage. IX, 182 Seiten. Geheftet G. Z. 5.60 
„Die organiſche Bilanz ift ein verſuch der Cöſung aller Gegenwartsprobleme 
der betriebswirtſchaftlichen Rechnungsführung aus dem Grundſatz der Erhaltung 
des relativen Wertes der Unternehmung heraus. Wir begrüßen die wertvolle 
‚Arbeit im Intereſſe aller i Praktiker.“ 
Doeutſche dudlbaltungs- Zeitung. 
Die Effektenbörſe und ihre Geſchäfte. 1 
ii (Öloediners eg Band 70.) 2. Aufl. IV. 128 S. Geb. GZ. 1.20 


| Betriebs: und Finanzwirtſchaftliche Forſchungen 
Hherausgeg. von dr. Fr. Schmidt, ord. Profeſſor an der Univerſität Frankfurt a. m * 
N Heft 1, 2, 3, 4, 7, 8 find vergriffen 


| Heft 5: Die Amfterdamer Effekten. Don Dr. rer, pol. £ udger Brennink- 13 
meyer. | Geheftet M. 7.—, gebunden G. Z. 8. 


heft 6: DasRehnungswefen auf Bleihütten: v. Dr. ing. rer. pol. M. R. TCehmann. 
Geheftet G. Z. 5. 


Beft 9: der Kandel mit landwirtſchaftlichen Maſchinen und Geräten in ubland 1 
vor dem Kriege. Don Dipl.-Kaufm. Arnold Bonwetſch. 6eh.G.2.5.— IE 


heft 10: Bilanztehnik und Bewertung bei ſchwankender Währun von Dr. 
Walter Mahlberg, Profeſſor an der Handels- Bo ſchule Gothen. 
burg. 3., verbeſſerte Auflage in vorbereitung. i 
Heft 11: Über das Selbſtkoſtenproblem im Bankbetriebe von alfred Zſaae. ; 
I Geheftet G. Z. 3.— 


geft 12: die ſteuerliche Revifion der Unternehmungen des 1 25 der IE 1 


Induſtrie von Dr. Edwin Knof. Geheftet G. Z. 4. 


heft 13: Die Überfremdungsgefahr der deut en Aktien eſellſcha 15 und ihre 
| Abwehr von Dr. e urz. 10 5 dae b t G. Z. a 


1 Heft 14: Die organiſche Bilanz im nahmen der wirtschaft von Dr. er Schmidt, 


ord. Profeſſor an der Univerſität e a. m. 2., verbeſſerte Aufl. 15 
Geheftet G. Z. 5.60 


Heft 15: die Grundlagen der Gelegraphen: dodes von Pr. Walter Mahlberg, 3 


k Profeſſor der Betriebswiriſchaftslehree an der Handels-Hodhiäule Mann⸗ „ 


Heft 16; Kalkulationsgewinn und bilansmähige Erfolgsted u ee 
Heft 16: Kalkulationsgewinn un nzmä ge rfolgsrechnung in ihren gegen: 5 
„ ae ee v. AB Ru BIER 5 5 de 5 42 6 — IB 


Dr. Walter ne 


3 5  Profeflor an der Handels⸗Hochſchule 5 bn 5 . 
| Bilanztechnik u. Bewertung bei ſchwankender Wä ährung. 


m  3., verbeſſerte Auflage in Vorbereitung. 1 
1 „Jeder Kaufmann, der ſich über den tatſächlichen Stand ſeines Unternehmens { 
1 eln richtiges Bild machen will, ſowie jeder Fachmann, welcher mit Bilanzierungen 


in heutiger Seit zu tun hat, wird in dem Büchlein manches für ihn Wertvolle 5 


finden und ſich über gewiſſe Dinge, die der Kaufmann inſtinktiv bereits fühlte 
1 auch bea tete, auf „ Wege Klarheit verſchaffen “ 
Zeitſchrift für das geſamte Aktienwejen. 


1 die notwendigkeit d. Goldmarkverrechnung! im verkehr. 
359 Seiten. Geheftet G. Z. 1.50% 


Die Grundlagen der Telegraphen⸗ Codes. Hanne 3 . 
5 ber aſiatiſche wechſelkurſe. 2. e ; 


X u. 138 S. mit Diagrammen. | Pappband G@z. 10.— 1 
. der e 28 Seiten. Heheftet G. Z. 1.— 


Dr. Albert Calmes 


Ordentlicher Univerſitätsprofeſſor a. D. 


. I der Fabrikbetrieb, die Organiſation im Zuſammenhang mit der Buch. 0 
-# Haltung und der F induſtrieller Betriebe. i 8 


Siebente, neubearbeitete Auflage. X u. 2705. Gebunden G. Z. 7.60 % 


| 0 „es darf nicht verſchwiegen werden, daß das Buch die 12 5 zuſammenhängende 5 
barpellung über Fabriksbetriebslehre zur Seit darſtellt 5 
0 f ZJeitſchrift für Handelswiſſenſchaftliche Sorjäung, 1 


5 Die Fabrikbuchhaltung. Fünfte, verbeſſerte Auflage. 
( Handels⸗Hochſchul⸗Bibliothek Bd. 1.) Gebunden G.Z. 10. 
5 „Der Hauptvorzug des Werkes liegt in der Gründlichkeit und Klarheit, mit 
der der ſchwierige Stoff bewältigt iſt.“ Deutſche Buchhaltungs⸗Seitung. 


Die Statiftik im Fabrik⸗ und warenhandels betrieb. 
8 vollſtändig neubearbeitete Auflage. VIII u. 268 S. Gebunden G. Z. 8.50 
„Die Catſache, daß dieſes Buch innerhalb weniger Jahre mehrere Auflagen 


erlebt eh bedeutet einen bei „ Werken ungewöhnlichen f 8 
Erfo rfo lg.“ Schweizeriſche Arbeitgeber⸗Seitung. 


Lehrbuch der kaufm ännifchen doppelten Buchhaltung. 
’ Von Joſef Odenthal f. Vierte, vollſtändig umgearbeitete und vermehrte 
ee: Auflage herausgegeben von Profeſſor Dr. Albert Calmes. VI, 312 Seiten. 
8 Gebunden G. Z. 7.20 

5 Wir ſind überzeugt, daß die trefflich Heubearbeitung zu den alten . g 
5 ies e 1 5 1 neue gewinnen wird.“ 
25 Deutſche n Sehrerzeitung. 


Anſchauungsfto | 
aus dem Gebiete der e wirtiaft 1 
a von 14 


er Hans: Hanisch Dr. w. Prionß 


il. der k W re 50 delswi 
5 aer R 85 8 Peter 158 IE) = 


bett 1. Effekten u. verkehr! in „Effekten v. Prof. Dr, = 


haniſch und Prof. Dr. W. prion. 80 Seiten. Kartoniert G. Z 2— 
„Die Anſchaffung des mit Sachkenntnis und Unterrichtserfahrung zuſammengeſtell⸗ 


Il ten Heftes kann aufs wärmfte empfohlen werden, es At zu jedem Lehrbuch über 
1 dieſen an, eine wichtige und wertvolle gen ene 5 er Ko to rfr eund. I 


1 ‚Heft u. Privat⸗Verſicherung v. prof Jefenh Koburger, Dos. 


an der Handelshochſchule Mannheim. 104 Seiten. Kart. G. Z. 2.30 | 


: 8 „Aber nicht nur in Handels- und Handelshochſchulen wird das Buch Ver⸗ 


wendung finden, es wird au der Praxis und befonders den Derfiderungs- 15 


| beamten dienen.“ Deutſche Derfiherungs-Beamten-Seitung. 


En 8 heſt Ul: Die Sicherungsgeſche äfte des Kaufmanns von 


Oberl.⸗Gerichtsr. Prof. Dr. H. Schultz, München. 59 S. Kart. G. Z. 1.80 


5 „Ein inhaltlich ſehr wichtiges und gutes Buch, das e für alle möglichen | 
; Sierungsmaßnahmen. bei Kreditgeſchäften gibt.“ 5 eee 


Al get W. Aus der Praxis des Agenturgeſchäftes von 
Kommerzienrat Julius Meyer, München, Mitglied der Handels 


| kammer für Oberbayern. 48 Seiten. Kartoniert G. Z. 1.80 
„Das erweiſt ſich als Lehrſtoff für ane und Handelslehranſtalten 5 
5 5 fehr nützlich. Seitſchrift für Handelswiſſenſchaft und Rane N 
heft v: Der bargeldloſe Sahlungsverkehr in formular⸗ 
u mäßiger Darſtellung v. Reg.-Rat Dr. Hans Schippel u. Otto Schoele, IE 


Vorſt. d. Scheckbüros b. d. Bet Staatsbank. 112S. Kart. G. Z. 2.30 
„Ein wirklich wertvolles Buch für den Kaufmann, der ſich über den ganzen 


Geſchäftsverkehr der Banken unterrichten Bi, a, die Ama, Zahlungen 
1 und Verrechnungen in e kommen.“ „ eee, 


85 i 5 Heft VI: Bilanzen v von bob r Dr. wolter le ue Dozent an der 


Handelshochſchule ve 1 6. 5 5 


u „Die Anlage des Werkes 1 


5 5 ſchemens zu e 


Handels⸗Hochſchul⸗Bibliothen 


Sammlung von Tehr⸗ und handbüchern für den Handels⸗Hochſchul⸗ 
Unterricht herausgegeben von Prof. Dr. Max Apt in Berlin 


Bd. 1. die Fabrikbuchhaltung von Dr. K. Calmes, Univerſitätsprofeſſor a. D. 
5., verbeſſerte Auflage. X, 357 Seiten. Gebunden G. Z. 10. 
Bd. 2. Die Bank im Dienste des Kaufmanns von Dr. Joh. Friedr. Schär, gew. 
ord. Profeſſor a. d. Univerſität Sürich. 4. Aufl. XVI, 269 Seiten. Geb. G. Z. 8.40 
Bd. 3. Grundriß des deutſchen Genoſſenſchaftsweſens von Juſtizrat Dr. Hans 
Crüger, 2. Auflage. 167 Seiten. Gebunden G. Z. 7. 
Bd. 4. Poſt⸗, Telegraphen⸗ und Telephonrecht von Dr. Georg Eger, Geheimer 
Reg.⸗Rat, Dozent an der Handels⸗Hochſchule in Berlin und Dr. Kurt Gordan, 
Magiſtratsaſſeſſor in Berlin. VIII u. 246 Seiten. Gebunden G. Z. 10.— 
Bd. 5. Das Eiſenbahnrecht im deutſchen Reiche u. Preußen von Dr. Georg Eger, 
Geh. Reg.⸗Rat, Doz. a. d. hand.⸗Hochſchule in Berlin. VIII, 252 S. Geb. G. Z. 8.— 
Bd. 6. La France Commercante. Par Eug. Paris elle, Chargé de cours 
Ecole des Hautes Etudes commerciales de Berlin. VI u. 115 S. Geb. G. Z. . — 
Be. 7. Welthandelswaren. Märkte und Berichterſtattung. I. Folge: Getreide, 
Baumwolle, Wolle, Zucker, Kaffee von Arthur Norden. Sweite, völlig 
umgearbeitete Auflage von hans Hirſchſtein, Redakteur am Handelsteil der 
Frankfurter Seitung. VIII, 212 Seiten. Gebunden G. Z. 6.40 
Bd. 8. Grundriß des gewerblichen Rechtsſchutzes von Dr. Philippllfeld, Prof. 
der Rechte an der Univerſität Erlangen. VIII, 220 Seiten. Geb. G. Z. 3.50 
Bd. 9. Einführung i. d. Sozialpolitik v. Dr. Ceop. v. Wieſe, ord. Prof. d. wirtſchaftl. 
Staatswiſſenſch. u. d. Soziologie a. d. Univ. Cöln. 2. Aufl. VI, 296 5. Geb. G. Z. 9.— 
20.10. Deutſche Bürgerkunde von Kammerpräſident Dr. K. Kleefeld. 

2. Auflage. IV und 292 Seiten. Gebunden G. Z. 9. 
Bd. 11. Allgemeine Handelsbetriebslehre. Don Dr. Joh. Frie dr. Schär, gew. 
ord. Prof. a. d. Univ. Zürich. 5., neubearb. Aufl. XLIV, 527 S. Heb. G. Z. 16.— 
50. 12. Einführung in das Studium der Konjunktur von Dr. Paul Mombert, 
Prof. an der Univerſität zu Freiburg. IV, 226 Seiten. Gebunden G. Z. 7.— 
Bd. 13. das deutſche Kolonialwefen von Dr. paul Rohrbach, Dozent an 
der Handels⸗Hochſchule Berlin. IV und 156 Seiten. Gebunden G. Z. 4.50 
Bd. 14. Die deutſche Eifeninduftrie, ihre Grundlagen, ihre . und ihre 

olitik von Dr. Erhard hübener, volkswirtſchaftl. Sekretär der Alteſten der 
Kaufmannſchaft von Berlin. IV und 228 Seiten. Gebunden G. Z. 7. 
Bd. 15. Derfaffung und verwaltung Preußens und des Reiches von Dr. H. Edler 
von hoffmann, Studiendirektor u. Profeſſor d. öffentl. Rechts a. d. Akademie 
für kommunale Verwaltung in Düſſeldorf. 202 Seiten. Gebunden G.Z. 8.— 
BD. 16. Grundzüge des völkerrechts für Studierende u. Laien v. Prof. Dr. jur. 
Jul. Friedrich, Doz. d. öffentl. Rechts a. d. Univ. Cöln. IV. 200 S. Geb. G. Z. 5.— 
38. 17. Stoffkunde. Einführung i. d. Waren- insbeſondere in d. Chemikalienkunde 
von Prof. Dr. Diktor Pöſchl, Direktor des Inſtituts für Warenkunde an der 
Handels⸗Hochſchule Mannheim. XVI u. 457 S. mit 148 Abb. Geb. G.Z. 14.— 
B. 18. Allgem. berſicherungslehre v. Prof. Dr. jur. Gerh ard Wörner, Dozent 
4 a d. Handels⸗Hochſchule in a En f Hanne pr 5 . 1 75 
B08. 19. Wirtſchaftsgeſchichte von Dr. Rudo äpke, Prof. a. d. Univerſi 
in Berlin. keine en, Gebunden G. Z. 4.40 

i weitere Bände find in vorbereitung. | 
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Ve Prof. Th. de Be 
Brieffteller für Keule 


Sür Anfänger: 


denſche Sandelherteponben von Profefjor en. de Pente 2 Auflag e. 3 
= II und 128 Seite Kartoniert G. Z. 2.— 

| enge Fandelherteiponden; von Studien⸗Direktor Profeſſor W. RT 
8 it deutſchen Erläuterungen. 7. Auflage. VIII u. 143 Seiten. Kart. G. 2 “ 
B. mit engliſchen Erläuterungen. 6. Auflage. VIII u. 140 Seiten. Kart. G. 2, > — 1 
7 5 ran zöſiſche eee von Profeſſor Th. de Beaux und e | 
Profeſſor Dr. A. Snycker AB 
H. Mit deutſchen ee e 9. Auflage. VI u. 144 Seiten. Hart. G 4 
B. mit franzöſiſch. Erläuterungen. 7. Auflage. VI u. 144 Seiten. Kart. G. Z. 2.— 

* ee Bandelskorreſpondenz von Profeſſor Alberto de Beaux. 2. Auflage. 
U I und 152 Seiten. Kartoniert G. Z. 2.— 
9 Ruf lle andelshortejponden; von profeſor Dr. 45 von Kawransky. 

8 und 9 | Kartoniert G. Z. 2.— 
5 Hierzu. 10 und 50 Seiten. Gebe G. Z. — N 5 


Für Fortgeſchrittenere: 


8 deutſche Handelskorreſpondenz für Handels: und nealſchlen von profeſſor 
Ch. de Beaux. XVIII und 218 Seiten. Gebunden G. Z. 3.— 
1 englische Handelskorreſpondenz von Studien- Direktor Profeſſor W. Orlopp -. 
112 Seiten. Kartoniert G. Z. 1.80 8 
je Franzöſiſche Handelskorreſpondenz von Profeffor En. de Beaux und Studienrat 
1 ‚= Drojellor Dr. fl. Sundters. 4. Auflage. 110 Seiten. Kartoniert G. Z. 1.80 m 


Fremdſprachliche Handelsbrieſe 


| no. 1. Deutſche Handelskorreſpondenz von Prof. Th. de Beaux und Studienrat 
Profeſſor Dr. A. Snycers. 3. Auflage. 83 Seiten. Gebunden G. Z. 2.— 
Bd. 2. Handelskorreſpondenz in deutſcher und franzöfiicher ann u Prof. IR 
h. de Beaux u. Studienrat Prof. Dr. A. Snnckers. 5. Aufl. 1805. G. Z. A. 
. BB. 5. Handelskorreſpondenz in deutſcher und engliſcher Pe 995 Ober: IR. 
ſtudienrat Prof. Dr. R Rößger u. Studienrat Dr. p. Jäger. 5. Aufl. Geb. G. Z. 5.60 
8d. 4. Deutſch⸗ Italieniſche Handelshorrefpondenz von Prof. Alberto de Beaux. > 
IX und 246 Seiten. Gebunden G. Z. 5.40 
Bb. 5. 1 Portugieffhe gandelskorreſpondenz von Prof. Carlos Helbling. 

[[ und 256 Gebunden G. Z. 5.40 
30. 6. deutſch⸗ Auffice Hondelskortefpondenz von Dr. Th. von pere 
WS Vergriffen. 

a‘ Bd. 1.. ‚Auffia: deutsche gandelskotreſpondenz von Dr. Ch. von NMawraus gu. 
Vll und 259 Gebunden G. Z. 5.40 
Bd. 8. Deutſch⸗ Spanische Handelshorrejpondenz von Dr. Alfredo Nadal de 
g Mariezeurrena. 274 Seiten. HGSebunden G. Z. 5.60 0 


0 „Alles in allem ſind die Bücher bei 9 ee Dare geeignet, 
dem Schüler ein feſtes Wiſſen zu vermitteln. Ich halte ſie für ein vorzügliches _ 

1 . 5 Om in und niederen Handelsihulen.“ “ . 

| | | m a Mengen und eee 2 . 


eee ganbet. Kafchen bucher 
| der Handelskorreſpondenz 
neubearbeitung durch Bitterling, Clauſen und Janſen f 


Er 5 . 9 an der ſtädtiſchen höheren ee zu Hannover 


mercks 5 
für Handel, Induſtrie und Gewerbe 


5 . Herausgegeb. v. prof. Dr. A. Beythien, Direktor des chem. Unterſuchungsamtes der 1 
Stadt Dresden u. Ernft dreßler, Drogiſt u. gerichtl. Sachverſtändiger f. d. Amtsge . 
I richt Dresden. 8. ‚völlig neubearb. Aufl. Lerikonformak, IV, 555 S. Geb. G. Z. 12.— N 


die schwierigkeiten unſerermutterſprache 
x Don Prof. Dr. A. Bennewitz | 


1 uberſichtliche Sufammenftellung der zweifelhaften Sälle im. mündlichen und 
ſchriftlichen . mit beſonderer Berückſichtigung der kaufmänn HE 
1 N . IV u. 244 S. A ale Auflage. Gebunden G.2.4.— I 


Kaufmanns Berrſchgewalt 


Empire of business) 


von A. Carnegie or 
6. erweiterte Auflage. Gebunden G. 2. 5.— 


5 = einfache und doppelte Buchführung 


mt einem Bildnis. 


für den Selbſtunterricht 


von 


Dr. Franz Schulze 
1 8 _ Oberftudlentad und a on in ae i. Sa. \ ; we 
; | as * Einfache Buchführung. 76 Seiten. 5 . Geh. G. Z. 2. 40 5 
14 Teil II: Doppelte Buchführung. 81 Seiten . Geh. G. 2 5 Wo 
Mi „Die beiden Hefte find für das Selbſtſtudium in u Buchführung ausgezeichnet 


| ! geeignet. Mit diefer Methode hat der Derfaffer mit nicht geringem päda- IN 
Zeichen e ads; ae 3 en ann 1 


© — te, 


35 The Meschante English | 
dead von prof. Dr. phil. K. Rößger und Dr. Phil. P. Tiger 1 
I. Part: On Bad Ill. Part: At the Ofice | 
a Part: In Huld Reekie IV. Part: Land and People 


Grundzahl: 1. 50 für jeden Teil 5 


1 Le Frangais du Commergant 
becbeltel von Prof. Dr. 5 a. Suuckert und Dr. phil. p. ki, 


5 partie: En Waggon III. Partie: An Bureau 
1. Partie: Sur a Cannebiere . Partie: La France et ies 


9 e zu den bisher Adee Werken, die 95 allgemeines Gepräge 4 
tragen und rein literariſche Swacke verfolgen, wendet es ſich von allem Anfang an 
; in ſcharfer Umgrenzung des Stoffes dem klar ausgeſprochenen? Ziele der Einführung 
in die Sprach⸗ und Gedankenwelt des Kaufmanns zu. Das hindert natürlich nicht, 


daß die allgemeinen Lebensverhältniffe, unter denen auch der Kaufmannſchaft, und 


a namentlich das allgemein notwendige Sprachgut, mit dem dieſe umſchrieben werden, 
g 2 sie „ 1 m en e u. „ 


En Ein: Lehr und nachſchlagebuch der Slant Handeln 


we e deen in allgemeinverſtändlicher darſtellung 
. 1 verbindung mit Fachmännern Aesansüegeben von 


Dr. Chriſtian Eckert 


ngsrat, ‚ob. Profeljor der gha. Seas 5 


an der Univerſität K 
5 mit zahlreichen Aberſichten N Cabellen 
1 neubearbeitete und erweiterte au 5 
Kr ; en > Seiten 80 Format f 


